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1.1. Vorstellung des Forschungsvorhabens 
 
„Die Fähigkeit zur Innovation entscheidet über unser Schicksal.“ 
(Roman Herzog)  
 
Bereits in seiner Rede Aufbruch ins 21. Jahrhundert1 (Herzog, 1997) thematisierte der 
damalige Bundespräsident Roman Herzog Innovationen und die damit einhergehende 
Entwicklung zu einer neuen globalen Gesellschaft des Informationszeitalters. Die 
Welt sei im Aufbruch und Innovation stelle eine Daueraufgabe in hochentwickelten 
Gesellschaften dar (Herzog, 1997). Was im Jahr 1997 bereits begonnen hatte, an Bri-
sanz zu gewinnen, ist gegenwärtig umso aktueller. Vom Klimawandel über die demo-
graphische Entwicklung bis hin zur fortschreitenden Digitalisierung – im 21. Jahrhun-
dert gilt es dringend, Antworten auf diese Herausforderungen zu finden. Auch Inno-
vationen werden eingesetzt, um diesen Problemen in der zunehmend volatilen und 
komplexeren Gegenwart zu begegnen, denn Innovationen ermöglichen es Ländern und 
Gesellschaften, sich besser an den Wandel anzupassen. Infolgedessen ist die Relevanz 
von Innovationen in den letzten Jahrzehnten überproportional gestiegen (BMBF, 
2018a). Dieser positive und ansteigende Verlauf zeigt, dass unter anderem Innovatio-
nen die Grundlage bilden und dazu beitragen, drängende globale Herausforderungen 
zu bewältigen. Bei deren Bewältigung spielt unter anderem die Innovationspolitik eine 
maßgebliche Rolle (BMBF, 2018a; Buhr, 2014). Innovationspolitik wird als klassische 
Querschnittspolitik (Lindner, 2009, p. 12; Mai, 2011, p. 11) charakterisiert, die dem-
entsprechend Bereichen wie der Forschungs-, Wissenschafts- sowie Technologiepoli-
tik nahesteht. Jedoch ist Innovationspolitik zu differenzieren, da diese maßgeblich da-
rauf abzielt, Innovationen in Wirtschaft, Gesellschaft und Wissenschaft zu fördern und 
zu verbreiten (Mai, 2014, p. 233). Eine Rolle spielen in diesem Kontext überwiegend 
institutionelle Akteure wie Unternehmen, wissenschaftliche Einrichtungen sowie 
                                               
 
1 Bei dieser Rede von Roman Herzog handelt es sich um eine Rede im Hotel Adlon, die erste „Berliner Rede“, 
die seine Nachfolger traditionsgemäß bis 2011 weiterführten. Seine Rede ist bekannt für den „Ruck", der durch 
Deutschland gehen müsse. Mit diesem Begriff hatte Herzog mehr Reformbereitschaft und Änderungswillen ange-






staatliche und politische Stakeholder (Mai, 2014, p. 233). Staatliche und nichtstaatli-
che Akteure haben Innovationspolitik als ein wesentliches Politikfeld definiert, das 
vor allem durch das Handlungspotenzial zur Sicherung sowohl des ökonomischen 
Wohlstandes als auch der internationalen Wettbewerbsfähigkeit besticht (Kaiser, 
2008b, p. 23). Vor diesem Hintergrund erscheint es nur konsequent, dass gegenwärtig 
Innovationen und damit einhergehend auch Innovationspolitik in politischen, wirt-
schaftlichen, aber auch wissenschaftlichen Debatten einen großen Raum einnehmen 
(Bauer, Lang, & Schneider, 2012a; Borras & Edler, 2014a; Buhr, 2015; Jakob Edler 
& Fagerberg, 2017; Edquist, 2011; Kaiser, 2008b; Kuhlmann, Shapira, & Smits, 
2010). 
 
Sowohl in Deutschland als auch in den Vereinigten Staaten zeigt sich deutlich, dass 
eine wachstumsorientierte Politik zu den obersten Prioritäten der politischen Agenda 
gehören muss (Hommes, Mattes, & Triebe, 2011b, p. 4). Folglich steht in beiden Län-
dern Politik in Bezug auf das breite Feld von Wissenschaft, Technologie und Innova-
tion ganz oben auf der Tagesordnung. Die politische Rhetorik deutet jedoch darauf 
hin, dass die Motivation und der Ansatz für die Innovationspolitik zwischen beiden 
Ländern unterschiedlich zu sein scheinen: Betrachtet man die Innovationspolitik ein-
zelner Staaten, lassen sich länderübergreifend verschiedene Vorgehen beobachten, wie 
Innovationsfähigkeit vorangetrieben und vor allem Innovationspolitik gestaltet wird. 
Während auf der einen Seite Unternehmen reichlich Kapital zur Verfügung stellen, um 
Innovationen zu entwickeln und die Innovationsfähigkeit des Landes im globalen 
Wettbewerb weiter voranzutreiben, setzen anderswo Staaten auf umfassende nationale 
Innovationsstrategien politischer Akteure, die zahlreiche Fördermaßnahmen beinhal-
ten. Beispielhaft für Ersteres ist das Silicon Valley in den USA, das als die innovativste 
Region weltweit gilt und wo Unternehmen sowie Venture Capitalists ohne wesentliche 
Unterstützung der Politik – was gleichzeitig kein aktives Eingreifen bedeutet – Inno-
vationsfähigkeit vorantreiben und dadurch auch auf bestimmte Art und Weise Innova-
tionspolitik gestalten. Dieser Eindruck wird insofern verstärkt, als dass die USA – im 
Gegensatz zu anderen Staaten – nie eine gesamtheitlich verbindliche Innovationsstra-
tegie hatten (Owen, 2017, p. 10), wie auch die für die vorliegende Arbeit empirisch 
erhobenen Daten deutlich zeigen. Deutschland hingegen richtet sich nach einer Inno-




scher Akteure ausgearbeitet und umgesetzt wird (Bundesregierung, 2014). Die High-
tech-Strategie 2025 (HTS) (BMBF, 2018b) bündelt die Forschungs- und Innovations-
politik der Bundesregierung. Diese beruht unter anderem auf einem zentralen Element, 
der Stärkung einer ressortübergreifenden Zusammenarbeit durch Einbringung der 
Staatssekretäre aller beteiligten Ressorts, das die aktive Rolle der Bundesregierung im 
Kontext der Innovationspolitik in Deutschland aufzeigt (Bundesregierung, 2019). 
Beide Beispiele zeigen bereits eine unterschiedliche Herangehensweise im Kontext 
der Innovationspolitik. Während die überwiegend USA auf Unternehmen und deren 
finanzielle Incentivierungen setzen, zeigt sich in Deutschland ein gesamtheitlicher An-
satz, der zwar von staatlichen Akteuren initiiert wird, jedoch weitere beteiligte Akteure 
einschließt.  
 
In diesem Kontext stellt sich die Frage, warum Staaten, die das gleiche Ziel verfolgen, 
offensichtlich unterschiedlich agieren. An diesem Punkt setzt die vorliegende Arbeit 
an, die auf eine komparative Politikfeldanalyse der innovationspolitischen Ausgestal-
tung im internationalen Vergleich abzielt und sich mit folgender Forschungsfrage aus-
einandersetzt: Auf welche Art und Weise wird Innovationspolitik in einzelnen Ländern 
gestaltet? Die Ausgestaltung von Innovationspolitik stellt demnach den Untersu-
chungsgegenstand dieser Arbeit dar und wird in der vorliegenden Arbeit anhand dreier 
Merkmale definiert. Erstens geht es um die am innovationspolitischen Geschehen be-
teiligten Akteure: Wer ist mit welcher Rolle und Kompetenz oder Verantwortung in-
volviert? Zweitens geht es um die jeweiligen Instrumente, auf die die jeweiligen Ak-
teure zurückgreifen. Hierbei wird zwischen ökonomischen, regulatorischen und infor-
mationellen Instrumenten unterschieden. Drittens geht es um das Governance Modell, 
also das Politikmodell. Dabei umfasst es jedoch nicht die involvierten Akteure oder 
Instrumente, sondern bezieht sich auf den Rahmen, in dem innovationspolitisches 
Handeln geschieht.  Das Governance Modell wird nach der Art und Weise definiert, 
wie ein Land seine – im vorliegenden Fall – Innovationspolitik und die verschiedenen 
Akteure, die an der Gestaltung, Umsetzung und Durchsetzung beteiligt sind, gestaltet 
bzw. dem Ganzen einen Rahmen gibt (Andreoni, 2017, p. 259). Hierbei gibt es einer-
seits die Ausprägung plan-based strategies/top-down – centralised (C1) (Andreoni, 
2017, p. 259). Dabei werden konkrete Ziele und Zielvorstellungen gesetzt sowie Hand-
lungsfelder in nationalen Plänen und Strategien formalisiert. Andererseits bietet die 




(C2) eine größere Flexibilität bei der Zusammensetzung von innovationspolitischen 
Paketen (Andreoni, 2017, p. 259).  
 
Um die aufgeworfene Forschungsfrage zu beantworten, liegen dieser Analyse spezifi-
sche Leitfragen zugrunde, die sich auf die soeben aufgezeigten drei zentralen Merk-
male der vorliegenden Definition von Innovationspolitik beziehen. Die Leitfragen spe-
zifizieren die Forschungsfrage mit Blick auf die klare Zielsetzung: die Entwicklung 
einer Typologie bestimmter Innovationstypen. Damit soll deutlich werden, dass es in 
der vorliegenden Arbeit darum geht, länderspezifische Typen systematisch anhand 
theoretischer Kategorien zu beschreiben, dass jedoch deren Erklärung dabei nicht an-
gestrebt wird. Ziel der komparativen Analyse ist es, die unterschiedlichen innovati-
onspolitischen Herangehensweisen auf nationaler Ebene im internationalen Vergleich 
zu untersuchen und im Rahmen der Typologie analytisch aufzuarbeiten. Dabei sollen 
Unterschiede oder Gemeinsamkeiten im Kontext beteiligter Akteure, innovationspoli-
tischer Instrumente sowie Governance-Modelle aufgezeigt werden. Insgesamt ergeben 
die Antworten auf die Leitfragen der vorliegenden Arbeit folgende zentrale Aspekte: 
Klarheit über die divergierende Rolle politischer sowie wirtschaftlicher Akteure in 
Deutschland und den USA. Des Weiteren  können länderspezifische innovationspoli-
tische Maßnahmen identifiziert sowie schließlich das gewählte Governance-Modell 
bestätigt werden. Bedeutend ist in diesem Zusammenhang auch der Governance-An-
satz, dessen Mechanismen, Prozesse und Strukturen im innovationspolitischen Kon-
text relevant sind.   
 
Forschungsstand 
Nicht nur die Innovationen und damit einhergehend die Innovationspolitik haben an 
Bedeutung zugenommen, auch die politische Wissenschaft hat sich in den vergange-
nen Jahren zunehmend mit der Innovationsforschung und im konkreten Fall mit insti-
tutionellen Bedingungen und deren Auswirkungen auf die Innovationspolitik hochin-
dustrialisierter Staaten befasst (Andreoni, 2017; Buhr, 2010; Hicks, 2016; Kaiser, 
2008b; Kuhlmann et al., 2010). Dieses wissenschaftliche Interesse ist unter anderem 
auf die „empirisch beobachtbare [...] Divergenz in der Fähigkeit dieser Staaten, ihre 
Innovations- und Produktionssysteme im Hinblick auf die Etablierung moderner, wis-
sensbasierter Industrien anzupassen“ (Kaiser, 2008b, p. 7), zurückzuführen. Innovati-




Wirtschaftsnationen geht, denn es besteht Einigkeit darüber, dass technologischer 
Fortschritt und Innovationen die wichtigsten Treiber für ein nachhaltiges, langfristiges 
Wachstum in den Industrieländern sind (Hommes et al., 2011b; Kuhlmann & Edler, 
2003b). Hieraus zeigt sich deutlich, dass Staaten Innovationen denselben bedeutenden 
Wert zuschreiben und das gleiche Ziel anstreben. Obwohl verschiedene Themenberei-
che sowie Länderkonstellationen bereits Gegenstand diverser Studien der Innovations-
forschung waren (Andreoni, 2017; Buhr, 2010; Kaiser, 2008b; Rave, Triebswetter, & 
Wackerbauer, 2013; Schüller & Frietsch, 2010), gibt es innerhalb der Innovationsfor-
schung bisher keinen qualitativen internationalen Vergleich zur Ausgestaltung von In-
novationspolitik auf allgemeiner bereichsübergreifender Ebene und, daraus folgend, 
keine Kategorisierung innovationspolitischer Typen.  Diese Typenbildung ist nicht nur 
der zentrale Beitrag dieser Arbeit, sondern auch ein klarer Beitrag zur systematischen 
Bildung innovationspolitischer Typen anhand theoretischer Kategorien. Die wissen-
schaftliche Relevanz ergibt sich aus der Transparenz möglicher unterschiedlicher Ty-
pen, in die verschiedene Länder kategorisiert werden können. Vor allem im Hinblick 
auf die immer mehr an Bedeutung gewinnende Innovation und damit einhergehend 
deren Governance, also die Art und Weise, wie Staaten Innovationspolitik ausgestal-
ten, zeigt sich durch die innovationspolitische Typologie ein klarer gewinnbringender 
Aspekt für die Innovationforschung. Weitere länderspezifische Kategorisierungen 
könnten möglich werden und so die Vergleichbarkeit und ein langfristiges Vorgehen 
einzelner Länder aufzeigen und erklären. Die Untersuchung thematisiert mit ihrem 
klaren Fokus auf der Typologie einen blinden Fleck innerhalb der Innovationsfor-
schung und trägt an dieser Stelle zur wissenschaftlichen Debatte bei. Indem sie auf die 
drei spezifischen Merkmale – Akteure, Instrumente und Governance-Modelle der ein-
zelnen Länder – eingeht, die bisher mangelnde Berücksichtigung in der politikwissen-
schaftlichen Erforschung fanden, will die Arbeit diese Forschungslücke schließen und 
mit ihrer Analyse an bisherige Studien zur Innovationspolitik anknüpfen. Die hier auf-
gezeigten Merkmale werden zur Analyse herangezogen, weil sie dem vorliegenden 
Verständnis der Ausgestaltung von Innovationspolitik entsprechen. Die Auslegung in-
novationspolitischer Ausgestaltung ergibt sich wiederum aus dem Ansatz Nationaler 
Innovationssysteme (NIS) sowie aus dem Governance-Konzept, da aus beiden hervor-
geht, dass die Interaktion von Akteuren sowie deren Verwendung von Instrumenten 




nationalen Innovationssystems und somit für die Innovationspolitik sind. In der bishe-
rigen innovationspolitischen Forschung wurden diese lediglich getrennt voneinander 
und nicht gemeinsam betrachtet und analysiert.  
 
Fallauswahl 
Mit der Analyse innovationspolitischer Ausgestaltung in Deutschland und den USA 
leistet die Untersuchung sowohl einen Beitrag zur vergleichenden Politikwissenschaft 
als auch zur Politikfeldanalyse. Deutschland und die USA als Fälle auszuwählen wird 
dem Erfordernis der Vergleichbarkeit der Fälle gerecht. Um die innovationspolitische 
Ausgestaltung aufzuarbeiten und systematisch darzustellen, werden bewusst zwei sehr 
divergente Fälle verglichen. Der Global Innovation Index sowie die Ergebnisse der 
empirischen Daten, die für die vorliegende Arbeit erhoben wurden, schreiben sowohl 
Deutschland als auch den USA hervorragende Kompetenzen in der Innovationsfähig-
keit zu. Daher stellen beide Staaten geeignete Fallbeispiele dar, die im gegenwärtigen 
internationalen Wettbewerb um die Spitzenposition in der Innovationsfähigkeit eine 
zentrale Rolle einnehmen. Darüber hinaus entsprechen sie klassischen Vertretern der 
VoC-Kategorien, denn beide Ökonomien gelten als Idealtypen einer liberalen und ko-
ordinierten Wirtschaft, was eine offensichtliche Korrelation mit dem theoretischen 
Rahmen der Untersuchung darstellt. Damit ist die Zuordnung Deutschlands als eine 
Coordinated Market Economy sowie der USA als Liberal Market Economy gemeint. 
Mit den daraus folgenden Vergleichsmöglichkeiten sind gute Voraussetzungen für 
eine differenzierte Analyse gegeben.  Ferner qualifizieren sich die ausgewählten Län-
der vor dem Hintergrund ihrer innovativen, global konkurrierenden Vorgehensweise 
als hervorragende Analyseobjekte. 
 
Forschungsdesign 
Dodgson et al. (2011) zufolge eignet sich eine Fallstudie besonders gut als Methode 
zur Diskussion über und Analyse der Gestaltung nationaler Innovationspolitik, wie 
dies auch bereits bei Nelson (Nelson, 1993) und Edquist/Hommen (Edquist & 
Hommen, 2009) und weiteren deutlich wurde (Dodgson, Hughes, Foster, & Metcalfe, 
2011). Ebenfalls hierfür spricht der Vergleich zweier Länder, die sich als Untersu-
chungsfälle gut für Fallstudien eignen. Außerdem ermöglicht dieses Vorgehen einen 
schlüssigen Vergleich der Ergebnisse. Es kann die Validität der Arbeit auf eine brei-




aufbauende und sich ergänzende Studien werden durchgeführt. Der erste Schritt be-
steht in einer Desk Research, die dem Screening zahlreicher innovationspolitischer 
Maßnahmen, Akteure und Strukturen der innovationspolitischen Landschaft in 
Deutschland und den USA auf Basis vorhandener Informationen wie Regierungsdo-
kumente und öffentlich zugängliches Informationsmaterial diente. Diese Primärdaten 
ermöglichen eine erste Eruierung und Strukturierung des Forschungsfeldes im Kontext 
einer Identifizierung und Beobachtung der innovationspolitischen Thematik in 
Deutschland und den USA, auch mit Blick auf die der Untersuchung zugrunde liegen-
den Leitfragen: Konkret sollte ein Überblick über aktuelle innovationspolitische Maß-
nahmen und Akteure die Basis bilden, um Leitfragen für die folgenden Experteninter-
views zu formulieren. Daran anschließend erfolgte die von Kriterien geleitete Zusam-
menstellung eines Kategoriensystems als Grundlage für den zweiten Schritt, die Ex-
perteninterviews. Die Durchführung der leitfadengestützten Experteninterviews, die 
nicht nur ein umfassenderes Verständnis des Forschungsgegenstands generieren, son-
dern vielmehr die Datengrundlage um weitere zentrale Aspekte wie das Verständnis 
des Innovationspolitikbegriffs, die Rolle verschiedener beteiligter Akteure und deren 
Zusammenarbeit, aber auch die länderspezifische Ausgestaltung in Deutschland und 
den USA erweitern. So konnten bislang noch nicht thematisierte Forschungslücken 
gezielt angesprochen werden. Befragt werden namhafte Experten aus den Bereichen 
der Politik, Wirtschaft und Wissenschaft der jeweiligen Länder, die durch ihre beruf-
liche Tätigkeit Teil des jeweiligen nationalen Innovationssystems sind. Die folgende 
Arbeit ordnet sich damit in eine Reihe empirischer Untersuchungen der Innovations-
forschung mit Fokus auf innovationspolitischer Gestaltung ein (Breznitz, 2007; Buhr, 
2010; Edquist, 2001; Hommes et al., 2011b; Kaiser, 2008b; Kuhlmann, 2001; Shapira 
& Youtie, 2010a; Wessner & Wolff, 2012) und fokussiert sich im Kontext dieser De-
batte auf innovationspolitisches Handeln auf nationaler Ebene, was beteiligte Akteure, 
innovationspolitische Instrumente sowie Governance-Modelle bedeutet. Die Arbeit 
leistet daher einen wichtigen Beitrag zum Verständnis der Varianz bei innovationspo-
litischer Ausgestaltung, in dem sie drei dieser relevanten Aspekte aus dem Innovati-
onssystem aufgreift, und vermag es letztlich, innovationspolitische Typen zu identifi-
zieren. Durch die Kombination zweier qualitativer Datenquellen sowie die Erhebung 
neuer Daten ergeben sich neue Erkenntnisse, die den länderspezifischen Vergleich 




identifizieren sowie typologisieren. Methodisch basiert die Untersuchung auf einem 
zweistufigen Vorgehen.  
 
Theoretischer Rahmen  
Ein theoretisches Argument der Untersuchung ist, dass das nationale Wirtschaftssys-
tem eines Landes, basierend auf der Varieties-of-Capitalism (VoC)-Unterscheidung 
(Hall & Soskice, 2001b) in liberale und koordinierte Marktwirtschaften, sich auf die 
soeben genannten Merkmale (Akteure, Instrumente und Governance-Modell) aus-
wirkt. Dies wiederum würde bedeuten, dass ein kausaler Zusammenhang zwischen 
nationaler Gestaltung der Innovationspolitik und nationalem Wirtschaftssystem eines 
Landes gegeben ist. Es wird daher angenommen, dass die innovationspolitischen Aus-
gestaltungen in Deutschland und den USA auch aufgrund ihrer divergierenden Markt-
wirtschaften variieren. Vor diesem Hintergrund wird auf den VoC bei der Definition 
sowie Einordnung und spezifischen Charakterisierung von Merkmalsausprägungen 
zurückgegriffen. Dementsprechend kann die Erwartung formuliert werden, dass die 
Art und Weise, wie Staaten ihre Innovationspolitik ausgestalten, von deren nationalem 
Wirtschaftssystem sowie der damit verbundenen Rolle des Staates abhängig ist. Infol-
gedessen wird erwartet, dass in Deutschland, einer koordinierten Marktwirtschaft, der 
Staat eine starke Rolle einnimmt, während in den USA, einer liberalen Marktwirt-
schaft, dem Staat keine große Bedeutung zukommt. Daraus ergibt sich die Erwartung, 
dass zwei unterschiedliche innovationspolitische Typen abgeleitet werden können, de-
ren Ausgestaltung in unterschiedliche Richtungen weisen. Ziel der komparativen Ana-
lyse ist es, die unterschiedliche innovationspolitische Herangehensweise im Rahmen 
der Typenbildung auf nationaler Ebene im internationalen Vergleich zu analysieren, 
jedoch nicht, diese zu erklären.  
 
Im Zuge der angesprochenen gesellschaftlichen Herausforderungen, ihrer Bewälti-
gung und Lösung stellt das Governance-Konzept aus politikwissenschaftlicher Per-
spektive einen Gegenpunkt zur klassischen Regierung, dem Government, und einer 
etatistisch-hierarchischen Gesellschaftssteuerung dar (Lindner, 2009, p. 5). Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass bei der Governance-Sichtweise die zunehmende Wirkung 
nicht hierarchischer Koordinierungsformen von Politik durch weitere Akteure in den 




der Literatur vorliegt, kann dessen Bedeutung konkretisiert werden: Governance er-
setzte zwar schrittweise den bisher gebräuchlichen Begriff politischer Steuerung 
(Mayntz, 2010, p. 37), bezieht sich jedoch nicht ausschließlich auf die Tätigkeit der 
Steuerung, vielmehr auf deren Art und Weise. Governance berücksichtigt überdies 
auch prozessuale, strukturelle, funktionale und instrumentelle Faktoren (Benz & Dose, 
2010, p. 17). Das Governance-Konzept bringt für die vorliegende Arbeit einen Er-
kenntnisgewinn mit sich, indem es eine andere Betrachtung der bestehenden Realität 
heranzieht. Denn der Fokus auf Problemlösung und nicht mehr ausschließlich auf na-
tionalstaatlicher Ebene sowie ein klarer Rückgang der Trennung von Gesellschaft und 
Staat (Benz & Dose, 2010, p. 17) qualifiziert Governance als theoretisches Konzept 
für die vorliegende Arbeit und den innovationspolitischen Kontext. Zusammenfassend 
kann festgehalten werden, dass das Konzept die Art und Weise der Handlungskoordi-
nation zwischen verschiedenen Akteuren in komplexen sozialen Systemen behandelt 
und zur Diskussion stellt, wie dies auch die vorliegende Untersuchung beabsichtigt. 
Als einer der zahlreichen Auslöser der Governance-Debatte sind Internationalisierung, 
Komplexität und Dynamik zu nennen (Lindner, 2009, p. 5), die sich auch im Kontext 
der Innovationspolitik wiederfinden. Vor diesem Hintergrund ist es unabdingbar, in 
der vorliegenden Arbeit die Ergebnisse der empirischen Analyse auch in der Gover-
nance-Perspektive zu betrachten. Denn theoretisch sensibilisiert Governance für das 
Zusammenspiel zwischen Strukturen und Prozessen, Institutionen und Akteuren sowie 
zwischen Regeln und Regelanwendungen (Benz & Dose, 2010, p. 27). Diese Interak-
tionsformen sowie Akteurs- und Handlungskoordinationen sind im vorliegenden Fall 
der innovationspolitischen Ausgestaltung mehr als gegeben, was die Verwendung des 
Konzepts für die vorliegende Arbeit notwendig macht. Denn wenn – wie hier beab-
sichtigt – analysiert wird, wie Innovationspolitik ausgestaltet, also gemacht wird, kann 
es auch eine Form von Steuerung und somit Governance sein.  
Typologie & Analyse 
Um die empirischen Daten für die vergleichende Analyse auf nachvollziehbare Weise 
nutzbar zu machen, wird für die vorliegende Arbeit eine Kategorisierung innovations-
politischer Typen der Ausgestaltung schrittweise erarbeitet. In diesem Kontext wird 
ein Merkmalsraum in Form einer Mehrfelder-Matrix dargestellt, die aus einzelnen 
Merkmalskombinationen (Akteur, Instrument, Governance Modell) mit jeweils unter-




tung herauskristallisiert. Infolgedessen können in der vorliegenden Arbeit sieben mög-
liche Typen innovationspolitischer Ausgestaltung identifiziert werden, die sich in der 
Kombination der drei Merkmale und ihrer jeweiligen Ausprägungen unterscheiden 
und denen die empirisch untersuchten Fälle, Deutschland und die USA, zugeordnet 
werden können. Schließlich werden, basierend auf den empirischen Daten, Deutsch-
land als ein etatistischer innovationspolitischer Typ (EiT) sowie die USA als ein libe-
raler innovationspolitischer Typ (LiT) charakterisiert. Aus den Ergebnissen der Un-
tersuchung geht somit hervor, dass beide Länder jeweils unterschiedlichen Typen in-
novationspolitischer Ausgestaltung zuzuordnen sind.  
 
Letztlich können dadurch die zu Beginn formulierten Beobachtungen bestätigt wer-
den. In der innovationspolitischen Ausgestaltung sind Unterschiede gegeben. In die-
sem Zusammenhang wird deutlich, dass einzelne Faktoren, wie beispielsweise betei-
ligte Akteure, gewählte Instrumente bzw. Maßnahmen sowie die generelle Ausgestal-
tung innovationspolitischer Themen Auswirkungen auf die Innovationspolitik haben. 
Hervorzuheben ist dabei die deutliche Tendenz von hierarchischen Strukturen und 
Steuerung hin zu Netzwerken und anderen Interaktions- und Akteurskonstellationen 
mit der wachsenden Bedeutung von Netzwerken, ebenso wie Handlungskoordinatio-
nen und weiteren verschiedenen Interaktionsformen. In diesem Zusammenhang zeigt 
sich, dass ebenfalls der Begriff der Innovationspolitik kritisch diskutiert werden kann. 
Denn betrachtet man die empirischen Daten sowie die Analyse, sind zahlreiche Gover-
nance-Mechanismen und -Strukturen zu identifizieren, die auf Innovationsgovernance 
statt Innovationsgovernment schließen lassen.  
 
Darüber hinaus zeigt sich, dass die theoretischen Rahmenbedingungen der vorliegen-
den Untersuchung, konkret also die Grundsätze der Varieties of Capitalism, ebenso 
wie des Innovationssystem- und auch Governance-Ansatzes, Implikationen für weitere 
innovationspolitische Forschung zulassen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die 
Ansätze des theoretischen Frameworks keine allumfassenden Erklärungsansätze  für 
die mögliche Unterschiede in der innovationspolitischen Ausgestaltung darstellen 
können, im vorliegenden Fall jedoch auch nicht müssen, und Schwächen, vor allem 
hinsichtlich der Funktion und Bedeutung politischer Akteure, aufweisen. Empirische 
Implikationen ergeben sich vor allem hinsichtlich der Handlungsempfehlungen sowie 




Um Innovationspolitik und das damit einhergehende innovationspolitische Verhalten 
von Staaten gerade in Zeiten der international zunehmenden Bedeutung der Wettbe-
werbsfähigkeit zwischen Staaten und dem Voranschreiten der Digitalisierung und 
neuer Technologien verstehen zu können, ist es unabdingbar, die Ausgestaltung und 
das innovationspolitische Handeln weiter zu fokussieren und zu erforschen. Vor allem 
im Hinblick auf die Generalisierbarkeit der Aussage, dass das jeweilige nationale 
Marktwirtschaftssystem Auswirkungen auf das innovationspolitische Geschehen ei-
nes Staates haben soll, ist ein offener und bisher wenig beleuchteter Aspekt, der für 
weitere OECD- sowie Schwellenländer analysiert werden sollte. Festzuhalten ist, dass 
Innovationspolitik unabhängig von der Fallauswahl weiterhin ein interessantes For-
schungsfeld sein wird.  
 
1.2. Leitfragen 
Betrachtet man nun basierend auf den für die vorliegende Untersuchung erhobenen 
empirischen Daten sowie weiteren empirischen Befunden innovationspolitische Stra-
tegien einzelner Staaten, lassen sich länderübergreifend verschiedene Vorgehenswei-
sen beobachten, wie Innovationsfähigkeit vorangetrieben wird. Einer der Unterschiede 
liegt darin, dass Länder ausgearbeitete und verbindliche Strategien haben, während 
andere Länder keine klaren gesamtheitlichen Konzepte verfolgen. Ferner zeigen sich 
divergente Rollen beteiligter Akteure und schließlich auch andersartige Maßnahmen 
und Instrumente. Der Untersuchung liegt die Annahme zugrunde, dass Unterschiede 
in der nationalen Ausgestaltung von Innovationspolitik in Deutschland und den USA 
gegeben sind. Sie geht davon aus, dass es entgegen der Annahme eines Best-Practice-
Modells verschiedene Möglichkeiten für eine erfolgreiche Ausgestaltung von Innova-
tionspolitik gibt. Dies führt schließlich zur zentralen Forschungsfrage: Auf welche Art 
und Weise wird Innovationspolitik in einzelnen Ländern ausgestaltet? Ziel der kom-
parativen Analyse ist es, die unterschiedlichen innovationspolitischen Herangehens-
weisen auf nationaler Ebene im internationalen Vergleich zu untersuchen und analy-
tisch aufzuarbeiten. Dies geschieht durch eine hierfür entwickelte innovationspoliti-
sche Typologie. 
 
Im Folgenden wird argumentiert, dass es anhand des dargestellten theoretischen 




einschließt, sowie basierend auf der Operationalisierung der Ausgestaltung von Inno-
vationspolitik möglich ist, Aussagen über die Ausgestaltung von Innovationspolitik 
der jeweiligen Länder, im Rahmen einer Typologie, herauszuarbeiten. Konkret bedeu-
tet das, dass innovationspolitische Typen anhand theoretischer Kategorien beschrieben 
werden. Folgende Leitfragen sollen mit Blick auf die Forschungsfrage nach der Aus-
gestaltung von Innovationspolitik die wissenschaftliche Ergründung des Themas an-
leiten und mit ihren Antworten auf die Typenbildung abzielen. Hierbei geht es um die 
analytische Beschreibung, genauer gesagt Charakterisierung, innovationspolitischer 
Typen und nicht um die Erklärung der jeweiligen länderspezifischen Typen. Im An-
schluss an die Analyse werden die Antworten und Ergebnisse dargestellt.  
 
Leitfrage L1: Welche Akteure nehmen über das nationale Innovationssys-
tem Einfluss auf die Ausgestaltung von Innovationspolitik? Inwiefern un-
terscheiden sich die an der innovationspolitischen Ausgestaltung beteilig-
ten Akteure in Deutschland und den USA? 
 
Bei der Beantwortung dieser Leitfrage sollte die Auswertung der empirischen Daten 
wesentliche Erkenntnisse über die jeweiligen Rollen, Kompetenzen, Aktivitäten und 
das jeweilige Zusammenspiel beteiligter Akteure ergeben. Einen ersten Überblick er-
möglicht die für die vorliegende Arbeit angefertigte Desk Research, wohingegen die 
zentralen Erkenntnisse aus den empirischen Daten der Experteninterviews generiert 
werden.  
 
Leitfrage L2: Welche Instrumente lassen sich in der innovationspoliti-
schen Ausgestaltung in Deutschland und den USA identifizieren? Auf wel-
che Art und Weise beeinflussen diese die Innovationspolitik? 
 
Um die zweite Leitfrage zu beantworten, muss aus den empirischen Daten deutlich 
hervorgehen, welche Art von innovationspolitischen Instrumenten in Deutschland und 
den USA verwendet werden. Dies bezieht sich vor allem auf deren Charakter, ob dieser 
verbindlich oder nicht verpflichtend ist oder ob diese finanzieller oder regulatorischer 





Leitfrage L3: Inwiefern beeinflusst das Governance Modell die Ausgestal-
tung von Innovationspolitik? Welche unterschiedlichen Governance-Mo-
delle können identifiziert werden? Welche Unterschiede lassen sich hier-
bei zwischen den USA und Deutschland identifizieren? 
 
Governance Modell steht für die Art und Weise, wie ein Land seine – im vorliegenden 
Fall – Innovationspolitik und die verschiedenen Akteure, die an der Gestaltung, Um-
setzung und Durchsetzung beteiligt sind, gestaltet bzw. dem Ganzen einen Rahmen 
gibt (Andreoni, 2017, p. 259).  Die dritte Leitfrage kann beantwortet werden, wenn 
aus den empirischen Daten ersichtlich wird, ob und auf welche Governance-Modelle 
zurückgegriffen wird. Ähnlich wie bei der Leitfrage zu den Instrumenten geht es hier 
um die Ausprägung. Diese können entweder dem Top-down- oder Bottom-up-Gover-
nance-Modell entsprechen.  
Um diese aufgeworfenen Leitfragen in der vorliegenden Arbeit beantworten zu kön-
nen, werden die erhobenen Daten aus der ersten Studie sowie aus den Experteninter-
views vor dem theoretischen Kontext des VoC sowie des Governance-Konzepts ana-
lysiert. Anhand der Beantwortung der Leitfragen wird die Ausgestaltung der Innova-
tionspolitik in Deutschland und den USA in innovationspolitische Kategorien einge-
ordnet, sodass innovationspolitische Typen gebildet werden können. Folgende Abbil-
dung fasst die Herleitung schematisch zusammen.   
 
Abbildung 1: Herleitung Leitfragen 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
Unterschiede in der 





Auswirkungen auf die 























Die empirischen Erkenntnisse zeigen deutlich, dass alle drei Leitfragen zielführend 
beantwortet werden können: Erstens wurde deutlich, welche Akteure maßgeblich an 
der Gestaltung des innovationspolitischen Vorgehens beteiligt sind, ebenso die länder-
spezifischen Unterschiede. Des Weiteren konnten die zentralen Instrumente identifi-
ziert und die Bedeutung des Governance-Modells im Rahmen der Ausgestaltung von 
Innovationspolitik erörtert werden. Konkret bedeutet dies, dass sich die untersuchten 
Länder vor allem hinsichtlich der innovationspolitisch dominierenden Akteure unter-
scheiden, während bei der Wahl von Instrumenten und Governance Modellen Über-
einstimmung gegeben ist.  
 
1.3. Aufbau der Arbeit 
Im folgenden Abschnitt wird der Aufbau der Untersuchung zur Beantwortung der 
zentralen Forschungsfrage nach der Ausgestaltung von Innovationspolitik im Ver-
gleich zwischen Deutschland und den USA erläutert. Im Kern gliedert sich die Arbeit 
in drei zentrale Teile: Sie beginnt mit der Hinführung zum Thema (I). Es folgen Kapi-
tel zum Forschungsstand und theoretischem Rahmen (II). Die Erläuterung des For-
schungsdesigns sowie die empirische Analyse bilden den Abschluss (III). Mit dieser 
Struktur zielt die Untersuchung auf die Typenbildung innovationspolitischer Ausge-
staltung ab. 
 
Eingangs wird hierfür in Kapitel 2 der Gegenstandbereich abgesteckt, mit dem Ziel, 
das Verständnis innovationspolitischer Ausgestaltung für den weiteren Verlauf der 
Untersuchung zu erläutern. Erstens werden der Begriff Innovation und dessen unter-
schiedliche Ausprägungen aufgezeigt. Zweitens folgt eine Definition von Innovations-
politik sowie deren Entstehung und Wandel. Schließlich wird durch diesen Überblick 
das dieser Arbeit zugrunde liegende Verständnis von Innovationspolitik und damit 
einhergehend die Ausgestaltung von Innovationspolitik dargestellt. Im Kern geht es 
folglich um innovationspolitische Akteure, Instrumente und Governance-Modelle, die 
innerhalb eines nationalen Innovationssystems und somit am innovationspolitischen 
Geschehen beteiligt sind.  
 
In Kapitel 3 werden sowohl der Forschungsstand als auch der theoretische Rahmen 
aufgezeigt. Daher werden bisherige theoretische und empirische Befunde innovations-




Schließlich werden diese Erkenntnisse hervorgehoben, und es wird diskutiert, inwie-
weit die Beantwortung der hier aufgestellten Forschungsfrage Anknüpfungspunkte an 
bisherige Forschungsarbeiten darstellen kann. Darauf aufbauend wird der wissen-
schaftliche Beitrag, den die vorliegende Arbeit leistet, herausgestellt. Das wissen-
schaftliche Interesse an der aufgezeigten Forschungsfrage liegt in diesem Teil über-
wiegend auf den empirisch beobachtbaren Unterschieden in innovationspolitischen 
Strategien der einzelnen Staaten, die im Kontext einer Typologie dargelegt werden. 
Des Weiteren werden die für diese Untersuchung relevanten theoretischen Ansätze 
vorgestellt. Diverse Ansätze beschäftigen sich mit institutionellen Unterschieden nati-
onaler Volkswirtschaften. Neben dem Ansatz des Nationalen Innovationssystems 
(NIS) (Lundvall, 1992) können Unterschiede in Marktwirtschaften auch mit dem Va-
rieties-of-Capitalism-Ansatz (VoC) (Hall & Soskice, 2001b) beschrieben werden. Die 
Analyse greift auf die beiden Ansätze zurück, da sowohl der NIS als auch der VoC 
unterstützend bei der Definition sowie Einordnung von Merkmalsausprägungen für 
die unterschiedlichen Typen und auf diese Art und Weise den theoretischen Rahmen 
für das analytische Ziel der Typenbildung der vorliegenden Arbeit bilden. Zugleich 
wird an dieser Stelle auch das Governance-Konzept dargelegt. Denn Governance wird 
für die Analyse der innovationspolitischen Ausgestaltung gefordert, wenn es darum 
geht, die empirischen Daten mit Blick auf die Typologie zu analysieren. Dabei adres-
siert Governance die Akteurskonstellationen, institutionelle Rahmenbedingungen so-
wie Interaktionsformen im Kontext der Innovationspolitik.  
 
Darüber hinaus wird in diesem Kapitel eine Typologie innovationspolitischer Ausge-
staltungen aufgestellt, die die spätere Datenauswertung erleichtert, allem voran jedoch 
eine Kategorisierung der unterschiedlichen Innovationspolitiktypen mit jeweils unter-
schiedlichen Merkmalsausprägungen darstellt, worauf die vorliegende Untersuchung 
abzielt. Hierfür wird ein Merkmalsraum in Form einer Vier- bzw. Zwölf-Felder-Mat-
rix herangezogen, die aus einzelnen Merkmalskombinationen mit jeweils unterschied-
lichen Ausprägungen einzelne Typen der innovationspolitischen Ausgestaltung iden-
tifiziert. Letztlich können sieben divergente Typen innovationspolitischer Ausgestal-
tung abgeleitet werden, die sich in der Kombination der drei zugrunde liegenden Merk-
male unterscheiden. Nachfolgend können die Erkenntnisse der empirischen Daten ein-





In Kapitel 4 wird das Forschungsdesign vorgestellt. Um die Ausgestaltung von Inno-
vationspolitik grundlegend analysieren zu können, wird eine detaillierte empirische, 
vergleichende Fallstudie durchgeführt. Diese zielt darauf ab, Erkenntnisse über Ak-
teure, Instrumente und Rahmenbedingungen im innovationspolitischen Vorgehen auf 
der jeweiligen nationalen Ebene zu erhalten, um Unterschiede oder Gemeinsamkeiten 
beider Staaten herauszuarbeiten, was in der bereits angesprochenen Kategorisierung 
der Länder in innovationspolitische Typen mündet. Die aufgestellte Forschungsfrage 
lässt sich am geeignetsten mit einem qualitativen Forschungsdesign beantworten. 
Hierfür wurde ein zweistufiger Prozess gewählt. Die zuerst angefertigte Desk Rese-
arch diente dem Screening der innovationspolitischen Landschaft in Deutschland und 
den USA. Sie wurde mit der Ergründung des Forschungsfeldes im Sinne einer Identi-
fizierung und Beobachtung von innovationspolitischem Geschehen begonnen. Basie-
rend hierauf erfolgte die von Kriterien geleitete Zusammenstellung eines Kategorien-
systems als Grundlage für den zweiten Schritt, die Experteninterviews. Darauf auf-
bauend wurden leitfadengestützte Interviews mit namhaften Experten aus Politik, 
Wirtschaft und Forschung zum Zweck der tieferen Ergründung einzelner Aspekte ge-
führt. Die Datenauswertung erfolgt mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse. Im Rah-
men der vergleichenden Fallstudie werden die gewonnen Daten analysiert und inter-
pretiert.  
 
Aufbauend auf den bisherigen Kapiteln, in denen die Leitfragen, der Gegenstandsbe-
reich der Arbeit (2), der theoretische Rahmen sowie das Forschungsdesign (3) abge-
arbeitet wurden, folgt der empirische Teil der Arbeit. So zeigt Kapitel 5 die Ergebnisse 
mit Blick auf die zugrunde liegende Forschungsfrage auf. Dabei werden die Ergeb-
nisse beider Studien länder- und studienspezifisch dargelegt, um die daraus gewonne-
nen empirischen Erkenntnisse im Anschluss im Rahmen einer vergleichenden Analyse 
zu untersuchen und zu interpretieren. Nun findet die Verbindung zwischen den Leit-
fragen und den empirisch gewonnenen Erkenntnissen statt. Die Einordnung beider 
Fälle in die zuvor erarbeitete Typologie sowie abschließend die Charakterisierung der 
jeweiligen innovationspolitischen Typen führt das Erkenntnisinteresse aus und identi-
fiziert zwei unterschiedliche Typen innovationspolitischer Ausgestaltung. In Kapitel 
6 schließt die Untersuchung mit einem Resümee zur Ausgestaltung von Innovations-
politik in Deutschland und den USA. In diesem Kontext werden die zu Beginn aufge-




um diese in den Kontext der innovationspolitischen Forschung einzuordnen und die 
Implikationen der Ergebnisse zu identifizieren und somit auch einen Ausblick für wei-
tere Forschung in diesem Feld zu geben. Den gesamten Aufbau der Untersuchung zeigt 
folgende Abbildung. 
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2. Einführung in den Gegenstandsbereich 
 
Innovationen und damit einhergehend auch Innovationspolitik spielen sowohl im po-
litischen als auch wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Umfeld eine bedeutende 
Rolle. Häufig jedoch werden die damit zusammenhängenden Begriffe in unterschied-
lichen Kontexten auf unterschiedliche Weise verwendet, was eine Definition aller im 
Folgenden diskutierten Termini notwendig macht. Dieses Kapitel steckt daher den Ge-
genstandbereich der Arbeit klar ab und dient als terminologische Basis sowie als all-
gemeiner Überblick über zentrale theoretische Konzepte des Forschungsfeldes, um 
eine spätere kohärente Untersuchung der aufgeworfenen Fragestellung zu ermögli-
chen. Vor diesem Hintergrund werden folgende Aspekte näher betrachtet: Erstens wer-
den der Begriff Innovation und dessen unterschiedliche Ausprägungen erläutert (2.1). 
Zweitens folgt eine Definition von Innovationspolitik sowie deren Entstehung und 
Wandel (2.2). Schließlich wird durch diesen Überblick das dieser Untersuchung zu-
grunde liegende Verständnis von Innovationspolitik abgesteckt. So geht es bei der 
Ausgestaltung von Innovationspolitik im Kern um Akteure und Instrumente, die eine 
bedeutende Rolle innerhalb eines nationalen Innovationssystem spielen und an der 
Ausgestaltung von Innovationspolitik ausführend beteiligt sind. Damit möchte diese 
Einführung einen ersten theoretischen Überblick schaffen, um in einem nächsten 
Schritt die konkrete Ausgestaltung der Innovationspolitik auf nationaler Ebene zu ana-
lysieren und länderspezifische Typen charakterisieren.  
 
2.1. Innovation 
Im Vorfeld der Darstellung von Innovationspolitik gilt es, den Begriff der Innovatio-
nen zu erläutern, der sich zunächst in Abgrenzung zum Begriff der Erfindung definie-
ren lässt. Demnach ist eine Erfindung das erste Erscheinen einer Idee für ein neues 
Produkt oder einen Prozess, wohingegen eine Innovation den ersten Versuch darstellt, 
die Neuerung praktisch umzusetzen (Fagerberg, Mowery, & Nelson, 2005, p. 5). Wäh-
rend Erfindungen überall und zufällig entstehen können, beispielsweise auch an Uni-
versitäten, entstehen Innovationen nicht überall und haben überwiegend einen allge-
meineren Charakter, sodass sie auf andere Organisationen übertragbar sind. Um eine 
Erfindung in eine Innovation umzuwandeln, muss ein Unternehmen verschiedene Ar-
ten von Wissen, Fähigkeiten, Kompetenzen und Ressourcen bündeln (Fagerberg et al., 
2005, p. 5).  
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Das klassische Innovationskonzept ist auf den Wirtschaftswissenschaftler Joseph 
Schumpeter (Schumpeter, 1987) zurückzuführen. Nach Schumpeter ist eine Innova-
tion eine Neuerung im ökonomischen Entwicklungsprozess, wobei diese nicht tech-
nisch geprägt sein muss, sondern auch organisatorischer, sozialer oder institutioneller 
Art sein kann. Er definiert Innovation als „Durchsetzung neuer Kombinationen“ 
(Schumpeter, 1987, p. 110) mittels einem durch „Initiative, Autorität, Voraussicht“ 
(Schumpeter, 1987, p. 112) gekennzeichneten Unternehmer – dem Entrepreneur. Kon-
kret sind darunter Produkte, Verfahren oder auch Dienstleistungen zu verstehen, wobei 
Schumpeter Innovationen auch als „schöpferische Zerstörung“ (Schumpeter, 1942) in-
terpretierte. „Innovationen sind also immer etwas Neues, das sich gegen eine beste-
hende Lösung oder gegen ein bestehendes Produkt behaupten muss“ (Meyer-Krahmer, 
1989, p. 1).  
 
Klassifizierung von Innovationen 
Innovationen werden in sozialwissenschaftlicher Tradition meist als die Motoren öko-
nomischen Wachstums, strukturellen Wandels und der Modernisierung angesehen 
(Blättel-Mink, 2009, p. 144). Trotz der prominenten Rolle, die Innovationen in all die-
sen Prozessen zugewiesen wird, ist das Wissen und Verständnis über die Natur und 
den Charakter von Innovationen vergleichsweise gering (Blättel-Mink, 2009, p. 144). 
Dennoch sind Innovationen allgegenwärtig und lassen sich in zwei Kategorien, Pro-
dukt und Dienstleistung, unterteilen. Hierfür ist eine Klassifizierung von Innovationen 
nötig, die sich als komplex und heterogen darstellt. Die Unterschiede zwischen Pro-
dukt und Prozess zeigt die unten stehende Abbildung. 
 
Abbildung 3: Klassifizierung Innovationen 
 
Quelle: (Edquist, 2001, p. 7) 
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Waren oder Dienstleistungen stellen Produktinnovationen dar. Es kommt darauf an, 
was produziert wird. Dagegen können Prozessinnovationen technischer oder organi-
satorischer Art sein. Hier steht im Vordergrund, wie Waren oder Dienstleistungen her-
gestellt werden. Es besteht grundsätzlich die Möglichkeit, dass Produktinnovationen 
in Prozessinnovationen umgewandelt werden. Das betrifft jedoch nur Produkte, die 
zum unmittelbaren Verbrauch bestimmt sind. Beispielhaft hierfür wäre ein Industrie-
roboter, der einerseits selbst ein Produkt darstellt, andererseits einen Prozess repräsen-
tiert, wenn er in der Produktion eingesetzt wird. Daraus ergibt sich, dass Produkt- und 
Prozessinnovationen in einer engen Beziehung zueinander stehen. Dennoch ist es we-
sentlich, zwischen beiden Arten von Innovationen zu differenzieren (Edquist, 2001, p. 
7).  
 
Innovationen sind unabdingbar für langfristiges wirtschaftliches Wachstum. Daher 
kommt ihnen die wichtige Funktion zu, Neuheiten in wirtschaftliche Bereiche einzu-
führen. Jedoch tendieren Innovationen dazu, sich in bestimmte Branchen und Sektoren 
zu gruppieren, die folglich schneller wachsen, was wiederum bedeutet, dass struktu-
relle Veränderungen in der Produktion sowie der Nachfrage und schließlich auch or-
ganisatorischer sowie institutioneller Wandel stattfinden (Fagerberg et al., 2005, p. 
20). Darüber hinaus stellen Innovationen einen erklärenden Faktor hinsichtlich spezi-
fischer Leistungsunterschiede zwischen Unternehmen, Regionen und Ländern dar: 
“Firms that succeed in innovation prosper, at the expense of their less able competitors. 
Innovative countries and regions have higher productivity and income than the less 
innovative ones” (Fagerberg et al., 2005, p. 20). Im Kontext gegenwärtiger Herausfor-
derungen wird jedoch auch sozialen Innovationen eine zentrale Bedeutung beigemes-
sen werden (Buhr, 2014; Zapf, 1994).  
 
Innovationen entstehen aus der Interaktion und der engen Wechselwirkung sowie In-
terdependenz mit dem beteiligten Umfeld: Wettbewerber, Zulieferer, Kunden, aber 
auch Forschungseinrichtungen oder staatliche Einrichtungen sind involviert (Buhr, 
2010, p. 85; Edquist, 1999, p. 7; Fagerberg et al., 2005, p. 20). Dieses Zusammenwir-
ken aller Beteiligten wird reguliert durch institutionelle Rahmenbedingungen wie Ge-
setze und Normen, die zum einen Anreize schaffen, zum anderen hemmend wirken 
können (Edquist, 2005). Das hierfür und zur Entstehung von Innovationen notwendige 
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System institutioneller Regeln und Organisationen wird als Innovationssystem be-
zeichnet (Freeman, 1987; List, 1841).  
 
2.2. Innovationspolitik  
In den letzten zwei bis drei Jahrzehnten haben sich politische und andere relevante 
Entscheidungsträger weltweit zunehmend mit der Rolle von Innovationen für die Wirt-
schaftsleistung und die Lösung der auftretenden Herausforderungen auseinanderge-
setzt. Die Ansicht, dass die Politik bei der Förderung von Innovationen beteiligt ist, 
hat sich durchgesetzt. Damit hat sich auch der Begriff Innovationspolitik etabliert 
(Jakob Edler & Fagerberg, 2017, p. 2). Darüber hinaus bezieht die vorliegende Arbeit 
auch den Begriff der (Innovations-)Governance mit ein, da dieser unterstützend ist für 
das zentrale analytische Ziel der Arbeit, die innovationspolitische Typenbildung. Das 
Governance-Konzept soll unterstützend sowohl Strukturen als auch Prozesse von In-
novationspolitik konzeptualisieren, da das Konzept verschiedene Formen der Hand-
lungskoordination oder Interaktion fokussiert und dabei gleichzeitig Akteurskonstel-
lationen sowie institutionelle Rahmenbedingungen mit einbindet. Vor diesem Hinter-
grund gilt es darzustellen, wie Innovationspolitik beschrieben werden kann. Die Klä-
rung des Begriffs ist notwendig, um innovationspolitische Typen charakterisieren zu 
können.  
 
Im Mittelpunkt steht nun die Frage, was genau Innovationspolitik ist und was diese 
prinzipiell bewirken kann. Die Policy-Ebene soll also im Vordergrund stehen. Wis-
senschaftlich umstritten, trotz zahlreicher Definitionen und Merkmale, sind der spezi-
fische Einsatzbereich und die Eigenschaften dieses Politikfeldes, aber auch die Frage 
nach Schnittstellen und Überschneidungen mit anderen Politikfeldern. Zentral für das 
Verständnis der Arbeit ist, dass keine allgemeingültige Definition gegeben ist: „Trotz 
der in den letzten Jahren zu beobachtenden immer häufigeren Verwendung des Be-
griffs ,Innovationspolitik‘ gibt es bislang keine eindeutige Definition und begriffliche 
Abgrenzung dieses staatlichen Handlungsfeldes“ (Welsch, 2015, p. 195). Nachfolgend 
soll jedoch nicht nur aufgezeigt werden, was generell unter Innovationspolitik zu ver-
stehen ist, sondern auch, was konkret in der vorliegenden Arbeit betrachtet wird, hin-
sichtlich Akteuren und Instrumenten, um die Ausgestaltung von Innovationspolitik zu 
typologisieren. 
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Das Besondere dabei ist jedoch, dass sich die angestrebten Ziele, die instrumentelle 
Ausgestaltung sowie die administrative Durchführung in den verschiedenen OECD-
Staaten zum Teil unterscheiden. Diese Unterschiede sind bedingt durch die jeweilige 
historische Entwicklung der Forschungs-, Technologie- und Innovationspolitik und 
deren unterschiedliche Verflechtung mit der Industriepolitik (Meyer-Krahmer, 1989, 
p. 2).  
 
Innovationspolitik weist nicht nur eine Nähe zu den Bereichen der Wissenschafts- und 
Technologiepolitik auf (Koschatzky, 2002, p. 9), sondern ist – wie diese beiden – eben-
falls als Querschnittspolitik (Mai, 2011, p. 11) zu verstehen, denn je nach Ziel und 
ausgewählten Instrumenten sind davon auch Bereiche der Wirtschafts-, Sozial-, Fi-
nanz- sowie Umweltpolitik betroffen (Hufnagl, 2010, p. 62). Die Begriffe der „Inno-
vations-“ und „Technologiepolitik“ werden mitunter auch bedeutungsgleich verwen-
det (Koschatzky, 2002, p. 9). Im Kontext der vorliegenden Arbeit ist es jedoch not-
wendig, die beiden Begriffe analytisch voneinander abzugrenzen. Im Gegensatz zu 
Technologiepolitik versucht Innovationspolitik – basierend auf einem umfassenderen 
Innovationsbegriff und stets mit der Integration sozialer Innovationen – eine „Weiter-
entwicklung der auf technologische Visionen und Prioritäten ausgerichteten Techno-
logiepolitik hin zu einer auf „Technik- und Wissensdiffusion, Technikanwendung und 
generelle Innovationsförderung ausgerichteten Innovationspolitik“ (Koschatzky, 
2002, p. 3). Folgende Grafik verdeutlicht den eben beschriebenen Kontext und veran-
schaulicht den Zusammenhang von Forschungs-, Technologie- und Innovationspoli-
tik. Hierbei zeigt sich, dass Innovationspolitik maßgebliche Bestandteile sowohl der 
Forschungs- als auch Technologiepolitik beinhaltet. Es ist jedoch zu betonen, dass In-
novationspolitik mehr ist als lediglich die Gesamtmenge der forschungs- und techno-
logiepolitischen Maßnahmen. Darüber hinaus liegt ihr der bereits erwähnte systemi-
sche Charakter zugrunde, was das Zusammenspiel unterschiedlicher Komponenten 
des Innovationssystems in den Mittelpunkt rückt (Lindner, 2009, p. 14). 
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Abbildung 4: Zusammenhang Forschung-, Technologie- und Innovationspo-
litik 
 
Quelle: (Lindner, 2009, p. 15) 
 
Innovationspolitik verknüpft demnach die Forschungs- und Technologiepolitik. Im 
Gegensatz zu diesem bereits anerkannten Forschungs- und Technologiebereich liegt 
der Schwerpunkt von Innovationspolitik vielmehr auf der Förderung von Innovationen 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Wissenschaft, wobei die Innovationspolitik überwie-
gend durch institutionelle Akteure wie Unternehmen, Hochschulen, Forschungsinsti-
tute oder Projektträger gestaltet wird. Unbestritten ist die Tatsache, dass Innovationen 
auf allen politischen Ebenen – von kommunal über national bis hin zu international – 
eine zentrale Rolle für die Wettbewerbsfähigkeit sowie das Wachstum einer Region 
oder eines Staates spielen (Mai, 2014, p. 234). 
„Innovationspolitik richtet sich auf die Generierung von Wissen und indirekt 
auf die Schaffung und Neuausrichtung von Industrien, Dienstleistungen sowie 
neuerer Geschäftsmodelle. Innovationspolitik kommt damit eine zentrale Rolle 
bei der Neuausrichtung und Transformation einer Volkswirtschaften ebenso 
wie den wichtigsten Sektoren zu“ (Gerybadze, 2015, p. 517). 
 
In diesem Kontext wird deutlich, dass zwischen einem engen und einem weiteren in-
novationspolitischen Verständnis unterschieden wird. Innovationspolitik im engeren 
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Sinne umfasst die Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiepolitik sowie Wirt-
schaftspolitik, wohingegen die Definition im weiteren Sinne auch Aspekte und Instru-
mente aus den Bereichen der Bildungs-, Industrie-, Wettbewerbs-, Steuer und Um-
weltpolitik betrachtet. Diese haben Auswirkungen auf den gesamtwirtschaftlichen In-
novationsprozess (Koschatzky, 2015). 
 
Aus der wissenschaftlichen Debatte und den dargestellten Begriffsdefinitionen geht 
hervor, dass Innovationspolitik somit auch als „eine zentrale Policy, in der ein be-
trächtliches Handlungspotenzial für die Sicherung von ökonomischem Wohlstand und 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit existiert“ (Kaiser, 2008b, p. 23), zu verstehen 
ist. Dabei ist entscheidend, dass Innovationspolitik nach dem gerade ausgeführten Be-
griff nicht als ein neuer Bereich staatlichen Handelns verstanden wird, sondern in der 
Erweiterung des traditionellen Verständnisses als eine „Schnittmenge von Industrie-
politik sowie Forschungs- und Technologiepolitik“ (Kaiser, 2008b, p. 23; Licht, 
Rammer, & Sellenthin, 2009, p. 7; Lundvall & Borrás, 2006, p. 611; Meyer-Krahmer, 
1989, p. 1). Mit dem klaren Querschnittscharakter sowie Vorhandensein weiterer in-
volvierter Akteure unterscheidet sich die Innovationspolitik von Forschungs- und 
Technologiepolitik.  
 
Obwohl keine allgemeingültige Definition von Innovationspolitik gegeben ist, ist zu 
konstatieren, dass unter Innovationspolitik alle Maßnahmen eines Staates und weiterer 
im Innovationssystem beteiligter Akteure subsumiert werden können, die sich auf die 
Art, die Steuerung und die Beeinflussung von Innovationsprozessen in Wirtschaft und 
Gesellschaft richten, um konkrete Ziele wie internationale Wettbewerbsfähigkeit und 
Wirtschaftswachstum zu erreichen, sowie all jene Maßnahmen, die direkte oder indi-
rekte Auswirkungen auf die Entstehung von Innovationen haben (Koschatzky, 2015; 
Lindner, 2010; Meyer-Krahmer, 1989). Demzufolge konzentriert sich eine leistungs-
fähige Innovationspolitik auf das Innovationspotenzial einer Volkswirtschaft 
(Lindner, 2010, p. 402). Dies kann ebenfalls durch aktive Zusammenarbeit zwischen 
den beteiligten Akteuren – nicht staatlichen, staatlichen sowie Wirtschaftsakteuren – 
innerhalb dieses Akteursdreiecks (Hufnagl, 2010, p. 63) erfolgen. Vor diesem Hinter-
grund umfasst Innovationspolitik sowohl die Förderung von Innovations- und Leis-
tungsfähigkeit eines Landes als auch die Gestaltung des sozioökonomischen Wandels 
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und strukturpolitische Hilfsmaßnahmen (Kuhlmann, 1999, p. 27). Daher kann Innova-
tionspolitik auch als „[...] Integral wissenschafts-, bildungs-, forschungs-, technologie-
politischer sowie auf industrielle Modernisierung gerichteter staatlicher Initiativen“ 
(Kuhlmann, 1999, p. 11) verstanden werden. Ein inhaltlicher Entwicklungstrend ist 
hier feststellbar: Eine Abgrenzung von Innovationspolitik zu anderen Politikbereichen 
ist langfristig gesehen immer weniger möglich und auch weniger sinnvoll, was auf die 
vermehrte Betrachtung systemischer Zusammenhänge gesellschaftlicher und techno-
logischer Entwicklung zurückzuführen ist (Kaiser, 2008b, p. 23ff; Koschatzky, 2002, 
p. 5). 
 
Unter Innovationspolitik lassen sich jedoch auch jegliche Handlungen sowie Maßnah-
men fassen, die das Innovationsgeschehen politisch beeinflussen sollen, was wiede-
rum deutlich macht, dass es sich bei Innovationspolitik um eine Querschnitts-Policy 
handelt (Laredo & Mustar, 2001, p. 67; Lindner, Nusser, Zimmermann, Hartig, & 
Hüsing, 2009). Edquist zufolge liegt die Grundlage für Innovationspolitik im Vorhan-
densein und dem Identifizieren eines Problems:. “A problem in our sense, that is, from 
a policy point of view has to do with (a low) performance of the innovation system. 
As we shall see, the explanations of that performance are also crucial for the design of 
innovation policy” (Edquist, 2011, p. 1740). Eine umfassendere Perspektive schreibt 
der Innovationspolitik zwei wesentliche Aufgaben zu, die jeweils unterschiedliche Po-
litikansätze sowie Ausgestaltungen benötigen:  
“[...] sustaining an innovation ecosystem by supporting capabilities and con-
nectivity, entailing proper regulatory framework conditions both for the devel-
opment of (fundamental) science and innovation, and [...] giving direction for 
the generation and diffusion of knowledge and innovation by taking into con-
sideration the supply and the demand side” (Jakob Edler & Nowotny, 2015, p. 
3).  
 
Die tatsächlichen Aufgaben praktischer Innovationspolitik zeigen, dass Innovations-
politik überwiegend technische Innovationen begünstigt, d. h. die Umsetzung von Er-
findungen aus den naturwissenschaftlich-technischen Bereichen in wirtschaftliche An-
wendungen und zum anderen die Verbreitung von Produkt- und Prozessinnovationen 
(Kuhlmann, 1999, p. 15). Dies liegt vor allem daran, dass technische im Vergleich zu 
sozialen Innovationen spezifischer gefördert und zügiger umgesetzt werden können. 
Weitere Tätigkeiten liegen im Unterstützen der Grundlagenforschung sowie der In-
dustrieforschung und auch darin, ein Innovationssystem zu etablieren (Kuhlmann & 
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Holland, 1995, p. 15; Meyer-Krahmer, 1999, p. 44). Das wesentliche Ziel von Inno-
vationspolitik – wie bereits angeklungen – ist die Stärkung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit (Licht et al., 2009, p. 7; Lundvall & Borrás, 2006, p. 603ff). Dies 
wird zum einen durch öffentliche Investitionen und Koordinierung von Interaktion öf-
fentlicher und privater Akteure und zum anderen durch die Optimierung verschiedener 
Rahmenbedingungen realisiert:  
“Science, research, technology and innovations based on these play a signifi-
cant role today in the economies of the industrialized countries and are a driv-
ing force in their international competition. Meanwhile national, and increas-
ingly also regional, governments pursue, more or less explicitly, research, de-
velopment and technology policies (R&D policies) or – more comprehensively 
– ‘innovation policies’” (Kuhlmann & Edler, 2003a, p. 3). 
 
Sowohl Wissenschaft als auch neue Technologien stellen somit den entscheidenden 
Antrieb für die Fortentwicklung der Volkswirtschaften von Industrienationen (Kaiser, 
2008a, p. 8) zur Verfügung. Ziel der Innovationspolitik ist es, in die „Beziehungen 
zwischen den Innovationsakteuren sowie die Interaktionen zwischen diesen und den 
institutionellen Subsystemen“ einzugreifen (Kaiser, 2008b, p. 249). Auch Chaminade 
& Edquist (2010) betonen die maßgebliche koordinierende Aufgabe des Staates: “In 
terms both of lack of user-producer interaction and lack of articulation of demand in 
general, state actors have a role to play” (Chaminade & Edquist, 2010, S. 284).  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass Innovationspolitik darauf abzielt, Innovati-
onskraft im Allgemeinen zu verbessern. Demzufolge beschreibt der Begriff Innovati-
onspolitik alle Anstrengungen und konkrete Maßnahmen, die die Steigerung der Inno-
vationsleistung zum Ziel haben (Hommes et al., 2011b, p. 7). Die OECD definiert 
Innovationspolitik als „ […] an optimal mix of policies and instruments for stimulating 
innovation performance that takes into account possible positive and negative interac-
tions among instruments and ensures balanced support for the range of challenges 
faced by a nation’s innovation system“ (OECD, 2010, p. 252). 
 
Denn Innovationen sind als Ergebnis von Forschung und Entwicklung das praktische 
Ziel von Innovationspolitik. So stehen Innovationen als verbindendes Element in der 
Wertschöpfungskette zwischen Grundlagenforschung sowie dem Massenprodukt. 
Dennoch hat sich das Verständnis des Innovationsbegriffs in den vergangenen Jahr-
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zehnten weiter entwickelt und, damit zusammenhängend, ebenso die Innovationspoli-
tik (Polt, Berger, Gassler, Schiffbänker, & Reidl, 2014, p. 4). Folgende Kerngedanken 
charakterisieren diesen neuen Innovationsbegriff: erstens das umfassende Konzept, 
das die gesamte Wertschöpfungskette einer Wissensproduktion von Grundlagenfor-
schung bis hin zur Markteinführung beinhaltet; weiter das „systemische Verständnis“ 
von Innovation, das Innovationen als Ergebnis der Zusammenarbeit zahlreicher unter-
schiedlicher Akteure versteht; drittens die Perspektive auf Innovationspolitik, die In-
novationen als zentralen Mechanismus zur Lösung globaler und gesellschaftlicher 
Herausforderungen betrachtet und weniger die wirtschaftliche Zielsetzung von Inno-
vationen im Blick hat; viertens ist einem breiten Verständnis von Innovationspolitik 
zufolge diese viel mehr als „nur“ Forschungs- und Technologiepolitik (Polt et al., 
2014, p. 4). Dieses erweiterte Begriffsverständnis von Innovation und Innovationspo-
litik bietet einige neue Herausforderungen für die politische Umsetzung. Denn zum 
einen wird die Formulierung von Zielen und Benchmarks für die Politik zunehmend 
komplexer. Zum anderen gibt es neue Hürden, wenn verschiedene Politikbereiche nun 
enger miteinander kooperieren und interagieren sollen (Polt et al., 2014, p. 5):  
„Letztlich berühren bereits jetzt viele Politikbereiche im Sinne eines ,policy 
mix‘ [...] Innovationen im wirtschaftlichen Umfeld. Werden auch gesellschaft-
liche und soziale Innovationen Gegenstand von Innovationspolitik, bleibt na-
hezu kein politischer Bereich, der nicht die Innovationsfähigkeit beeinflusst“ 
(Polt et al., 2014, p. 39). 
 
Deutlich wird, dass das Feld der Innovationspolitik bestens geeignet ist, Institutionen, 
Funktionsweisen und die politischen Systeme moderner Nationalstaaten zu diskutie-
ren (Kuhlmann, 1999, p. 11). So stellt Innovationspolitik eine Policy dar, die sämtliche 
andere Bereiche einer Nationalökonomie und Gesellschaft tangiert. Innovationspolitik 
und deren Ausgestaltung meint demnach, welche Akteure mit welchen Instrumenten 
in welchem Rahmen beteiligt sind. Gerade dieses Zusammenspiel wird in der vorlie-
genden Arbeit betrachtet, um die Ausgestaltung von Innovationspolitik zu erklären. 
Um das im Folgenden auch empirisch untersuchen zu können, soll es hier zunächst 
auf abstrakter bzw. theoretischer Eben aufgeführt werden. 
 
Das wissenschaftliche Interesse an diesem Themenkomplex ist auf eine Vielzahl von 
Faktoren zurückzuführen, wobei sich deutlich abzeichnet, dass die Gestaltung und 
Umsetzung von Innovationspolitik wesentlich durch die Globalisierung beeinflusst 
wird: “Globalization is not decreasing the need for innovation policy; on the contrary; 
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it may be strengthening it” (Edquist, 2011, p. 1726). Nicht zuletzt vor diesem Hinter-
grund haben staatliche Akteure – von der subnationalen bis hin zur supranationalen 
Ebene – Innovationspolitik als eine wesentliche Policy definiert, „[...] in der ein be-
trächtliches Handlungspotenzial für die Sicherung von ökonomischen Wohlstand und 
internationaler Wettbewerbsfähigkeit existiert“ (Kaiser, 2008b, p. 23). Generell wird 
jedoch deutlich, dass Innovationspolitik im Vergleich zu anderen Politikbereichen ein 
eher neuer Bereich ist, der sich noch profilieren muss: „Von den traditionellen Politik-
feldern in einem politischen System unterscheidet es sich dadurch, dass die Innovati-
onpolitik (noch?) über keine eigene Domäne verfügt“ (Buhr, 2010, p. 13). 
 
Entwicklung der Innovationspolitik 
“Innovation policy is […] a relatively new item on policy- makers’ agendas. […] the 
term innovation policy wasn’t much used a few decades ago. It is only from the mid-
1990s onwards that the term became popular among users” (Jakob Edler & Fagerberg, 
2017, p. 4). Dieses Zitat beschreibt treffend den chronologischen Take-off der politi-
schen Diskussion um Innovationen. Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist ein 
fortdauernder Anstieg innovationspolitischer Aufgabenbereiche zu verzeichnen, die 
zeitgleich mit einem Wandel der Forschungs- über die Technologie- zur Innovations-
politik als eigenständiger Politikbereich in Erscheinung treten (Egle, Kobsda, & 
Pfister, 2014). Im Gegensatz zur Forschungspolitik, die sich intensiv der Wissenspro-
duktion widmet, zielt Technologiepolitik vor allem auf die Vermarktung von Wissen 
ab. Anknüpfend an beide Bereiche fokussiert Innovationspolitik insbesondere die In-
novationsfähigkeit der Wirtschaft und damit verbunden auch der jeweiligen Staaten 
(Egle et al., 2014; Lundvall & Borrás, 2006, p. 615). Anknüpfend daran führt ein zu-
nehmend systemischer Politikansatz die unterschiedlichen Akteure, Ressourcen und 
Zusammenhänge zu einem nationalen Innovationssystem zusammen (Edquist, 2005). 
Der systemische Ansatz innerhalb der Innovationsforschung bezieht unterschiedliche 
Disziplinen ein. So werden wirtschaftliche, soziale, politische oder gesellschaftliche 
Facetten verknüpft. Zentral dabei ist die Auseinandersetzung mit Innovationssystemen 
sowie Systeminnnovationen und die Verflechtung dieser Perspektiven.  
 
Erst in den vergangenen 30 Jahren hat sich Innovationspolitik als eigenständiger Teil 
aus der Forschungs- und Technologiepolitik etabliert, wobei die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in diesem Zusammenhang eine 
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bedeutende Rolle gespielt hat. Der 1980 erschienene OECD-Bericht „Technical 
Change and Economic Policy“ leistete dabei einen wesentlichen Beitrag, wie folgen-
des Zitat deutlich macht: “The OECD expert report redefines the agenda for innovation 
policy in the light of a new economic and social context” (Lundvall & Borrás, 2006, 
p. 603). 
 
Im Allgemeinen lässt sich die Entwicklung der Innovationspolitik in den vergangenen 
Jahren anhand von aufeinanderfolgenden Ansätzen darstellen, wobei jeder neue An-
satz auf dem vorherigen aufbaut und sich gleichzeitig davon abgrenzt. Folgende vier 
Trends können festgestellt werden (Gassler, Polt, & Rammer, 2006): erstens die klas-
sische Missionsorientierung (1), die innerhalb der 1940er und 1950er Jahre einsetzte. 
Der Beginn der modernen Forschungs- und Technologiepolitik wird in dem Bemühen 
der kriegsführenden Staaten, die ihre Forschungskapazitäten zur Entwicklung von be-
deutenden Technologien wie Atom-, Material- oder Antriebstechnik koordinieren 
mussten, mit dem Zweiten Weltkrieg festgelegt. Staatliche Vorgaben definierten die 
zu erreichenden Ziele ebenso wie die erforderlichen Entwicklungen im technologi-
schen Bereich. Sie werden daher als sogenannte missionsorientierte (Gassler et al., 
2006, p. 10) Politik bezeichnet. An diese konnte die Forschungs- und Technologiepo-
litik in der Nachkriegszeit weitestgehend anknüpfen. Ab den 1960er-Jahren vollzog 
sich die inhaltliche Ausweitung auf zivile Schlüsseltechnologien (2), wobei Ziele, In-
strumente und Budgetverteilung in längerfristigen Programmen festgehalten wurden. 
Für die Verwaltung wurden zumeist eigenverantwortliche Institutionen gebildet, die 
als Akteure eigene Interessen innerhalb der Forschungs- und Technologiepolitik ver-
traten (Gassler et al., 2006, p. 10). In den 1980er-Jahren spielten neue konzeptionelle 
Ansätze in der Innovationsforschung eine Rolle, die den Fokus von thematischen 
Schwerpunkten auf generische Ziele und „funktionale“ Schwerpunkte (Gassler et al., 
2006, p. 14) lenkten, insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufkommen des Inno-
vationssystem-Ansatzes (3). Im Zuge dieser Neubewertung wurde auch die Effizienz 
staatlicher Festlegung von förderwürdigen Technologien angezweifelt (Gassler et al., 
2006, p. 14). Die aktuellen Entwicklungen werden schließlich viertens als „neue“ Mis-
sionsorientierung bezeichnet (4), denn die Forschungs- und Technologieförderung 
trägt heute dazu bei, wirtschaftliche und gesellschaftliche Herausforderungen zu be-
wältigen. Folglich stehen mehr als nur neue Technologien im Vordergrund, vielmehr 
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zielt die aktuelle Politik darauf ab, Problemlösungen hervorzubringen und gesell-
schaftliche Bedürfnisse zu befriedigen (Gassler et al., 2006, p. 17). 
 
Abbildung 5: Schwerpunktsetzung in der Forschungs- & Technologiepolitik 
Quelle: (Gassler et al., 2006, p. 9)  
 
Der gegenwärtigen Innovationspolitik werden folgende Merkmale zugeschrieben: ers-
tens ihr Querschnittscharakter, zweitens die Präsenz neuer privater und öffentlicher 
Akteure sowie drittens eine neue Koordinierungsform (Egle et al., 2014; Kaiser, 
2008b, p. 23). Aufgrund des Bedeutungszuwachses von Innovationen für nachhaltiges 
Wachstum nimmt auch der Einfluss von Innovationspolitik zu, wobei diese infolge 
zunehmender Internationalisierung im Bereich Forschung und Entwicklung (F&E) be-
sonders im Fokus steht (Egle et al., 2014, p. 16). 
 
Akteure 
Im Bereich staatlicher Innovationspolitik agieren zahlreiche Akteure auf unterschied-
lichen Ebenen – angefangen auf kommunaler und regionaler  über Länder- und Bun-
desebene bis hin zur europäischen Ebene. Zur grundsätzlichen Visualisierung dient 
das Akteursdreieck (Abbildung 6), das erlaubt, folgende Parteien zusammen zu be-
trachten: staatliche, privat sowie wissenschaftliche Akteure. Die eben ausgeführte De-
finition, in der der Staat Anbieter von Maßnahmen zur Innovationsförderung ist, stellt 
jedoch keine „etatistische Sichtweise“ (Hufnagl, 2010, p. 63) voran. Sowohl die In-
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dustrie als auch der Staat investieren in die Förderung von Forschung und Entwick-
lung.2 Aber auch die gegenseitige Wechselwirkung zwischen den beteiligten Akteuren 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik ist dabei ein wesentlicher Bestandteil, denn 
„Innovationen entstehen [...] nicht in der Isolation, sondern durch Interaktion“ (Buhr, 
2010, p. 12), und erst eine Zusammenarbeit aller Gruppen bringt ein erfolgreiches In-
novationssystem hervor. Daher findet ein Zusammenspiel zwischen Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft statt, wobei alle drei Gruppen auf ein erfolgreiches Innovationssys-
tem einwirken (Hufnagl, 2010, p. 63). Dabei spielt die Kooperation mit anderen Or-
ganisationen wie Universitäten, Wettbewerbern, Zulieferern, Kunden oder staatlichen 
Einrichtungen wie Ministerien eine wesentliche Rolle. Damit diese Art von Zusam-
menspiel funktioniert, wird es durch bestimmte Institutionen gelenkt. Diese können 
sowohl Anreize schaffen als auch eine blockierende Wirkung haben. Betrachtet man 
den Gesamtkomplex, ist es ein System institutioneller Regeln und Organisationen, in-
nerhalb dessen Innovationen entstehen können. Es ist dieses „große Ganze“, das die 
Literatur als Innovationssystem bezeichnet (Buhr, 2010, p. 12). Die Konzeption sowie 
Implementierung politischer Programme liegt nicht mehr nur in der Verantwortung 
souveräner politischer Akteure. Eine intensive Zusammenarbeit zwischen den betei-
ligten Akteuren untereinander ist unabdingbar. Die Politik nimmt dabei die koordinie-
rende Rolle ein, was sich in der Steuerung und Kontrolle dieser interaktiven Prozesse 
zwischen den Akteuren zeigt (Mayntz 1998).  
 
Innovationssystem 
Da sich Innovationspolitik innerhalb eines Innovationssystems abspielt, soll hier eine 
Erläuterung des Innovationssystemansatzes erfolgen, um die Verknüpfung mit dem 
Aspekt der Akteursgruppen aufzuzeigen. Der Innovationssystemansatz (Freeman, 
1987) ist untrennbar mit der Analyse um innovationspolitische Ausgestaltung verbun-
den und  basiert auf der Annahme, dass Innovationen das Ergebnis interaktiver und 
interdependenter Prozesse sind, an denen verschiedenste Akteure aus mehreren Teil-
systemen mitwirken. Innovation stellt angesichts dessen keinen isolierten Vorgang 
dar, vielmehr einen gemeinsamen Prozess mit Beteiligung vieler Akteure. Dabei be-
einflussen Institutionen und Strukturen, wie beispielsweise Gesetze, Regulierungen 
und Normen, das Verhalten der Akteure. Diese wiederum stellen die Komponenten 
                                               
 
2 https://www.bmbf.de/de/ausgaben-fuer-forschung-und-entwicklung-auf-hohem-niveau-908.html 
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von Systemen dar, in denen Wissen generiert, Produkte entwickelt und kommerziali-
siert werden. Ein Innovationssystem schließt also sowohl Akteure ein, die an der Aus-
gestaltung von Innovationen beteiligt sind, als auch die zentrale rechtliche, soziale, 
ökonomische und politische Struktur und Rahmenvorgaben, die auf Innovationen Ein-
fluss haben (Edquist, 2005, p. 182). Betrachtet man das von Freeman vorgestellte Kon-
zept der Innovationssysteme (Freeman, 1987), zeigt sich der Netzwerkgedanke: Inno-
vationssysteme bilden ein Netzwerk mit verschiedenen Institutionen, sowohl im öf-
fentlichen als auch im privaten Sektor, deren einzelne Aktivitäten und Zusammenar-
beit Innovationen entstehen lassen. Anknüpfend an diesen Ansatz stellen Leydes-
dorff/Etzkowitz ihr Triple-Helix-Modell (Leydesdorff & Etzkowitz, 1998) vor. Aus 
diesem geht hervor, dass Kommunikation, Vernetzung und Kooperation von Akteuren 
und Institutionen aus den Bereichen Wissenschaft, Wirtschaft und Regierung entschei-
dend sind für die Entstehung von Innovationen (Etzkowitz & Leydesdorff, 2000, p. 
112). Die an die menschliche DNA angelehnte Helix-Struktur ist in ständiger Bewe-
gung, sodass auch die Interaktion der drei Akteursgruppen ein stets agierendes, dyna-
misches System darstellt. Die Akteure sind beständig im Austausch und wirken ge-
genseitig aufeinander ein (Etzkowitz & Leydesdorff, 2000, p. 112). “Triple Helix […] 
is generating a knowledge infrastructure in terms of overlapping institutional spheres, 
with each taking the role of the other and with hybrid organizations emerging at the 
interfaces” (Etzkowitz & Leydesdorff, 2000, p. 111).  
 











Quelle: (Etzkowitz & Leydesdorff, 2000, p. 111)  
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Sowohl aus dem Ansatz nationaler Innovationssysteme als auch aus dem Triple-Helix-
Modell geht deutlich hervor, dass Akteure eine zentrale Rolle bei der Einführung und 
Durchsetzung von Innovationen einnehmen. Dazu gehören vor allem die drei aufge-
zeigten Akteursgruppen, die sich schwerpunktmäßig in den Entstehungsprozess ein-
bringen können und vor diesem Hintergrund an der Ausgestaltung von Innovationspo-
litik beteiligt sind. Diese werden im Folgenden erörtert.  
 
Dabei geht es zum einen um die Funktion des Staates. Staatliches Eingreifen in die 
Innovationspolitik und damit auch in den Wirtschaftskreislauf wird überwiegend mit 
dem Verweis auf Wettbewerbsfähigkeit begründet: „[...] So soll durch öffentliche In-
vestitionen [...] in Bereichen sogenannter Schlüsseltechnologien, durch Koordination 
relevanter privater und öffentlicher Akteure und durch Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen ein positives Klima für Innovationen geschaffen werden“ (Buhr, 2010, 
p.11). Dass der Staat bei der Bereitstellung innovationsfreundlicher Infrastruktur eine 
entscheidende Funktion ausübt, ist nicht zuletzt aufgrund der Begriffsdefinition des 
Politikfelds nachvollziehbar (Hufnagl, 2010, p. 58). Ein weiteres Argument für die 
Legitimität staatlichen Handelns ist der Schutz der Gesellschaft vor technologischen 
Risiken (Hufnagl, 2010, p. 58). Mit Verweis auf Joseph Schumpeter argumentiert Ma-
riana Mazzucato, dass die Regierung nicht nur als eine Art Schutzwall gegen die Miss-
erfolge des Privatkapitalismus wirkt, sondern darüber hinaus die Rolle eines Unter-
nehmers einnehmen muss, der jene Innovationen fördert, vor denen Privatunterneh-
men aufgrund der Risiken zurückschrecken. Der Staat kann gerade dort investieren, 
wo der vom Ökonomen Frank Knight benannte Zustand der „Unsicherheit“ weiterhin 
vorherrscht: 
“Public sector funding often ends up doing much more than fixing market fail-
ures. By being more willing to engage in the world of Knightian uncertainty, 
investing in early stage technology development, the public sector can in fact 
create new products and related markets. Two examples include its role in 
dreaming up the possibility of the Internet or nanotech when the terms did not 
even exist. By envisioning new spaces, creating new ‘missions,’ the State leads 
the growth process rather than just incentivizing or stabilizing it” (Mazzucato, 
2011, p. 48). 
 
Der vorherrschenden Perspektive des Neoliberalismus, wonach jedoch freie Märkte 
und Wagniskapital die Wirtschaft vorantreiben und der Staat nur als störender Faktor 
innerhalb dieses ökonomischen Systems wahrgenommen und auf eine Zuschauerrolle 
zurückgedrängt wird, stellt Mariana Mazzucato gegenüber, dass der Staat eine aktive 
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Rolle eingenommen hat, wann und wo immer technologische Innovationen zu wirt-
schaftlichem Aufschwung und Wohlstand geführt haben. Beispielhaft hierfür ist der 
Welterfolg des Unternehmens Apple, der auf Technologien zurückzuführen ist, die 
von öffentlicher Hand gefördert wurden (Mazzucato, 2011).  
 
Daran anknüpfend nehmen neben staatlichen Akteuren auch nicht staatliche, wirt-
schaftliche Akteure wie Unternehmen eine wesentliche Rolle im Innovationsprozess 
ein. Denn nahezu in jedem Industriesektor ist die Innovationsfähigkeit Grundlage für 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit und dies wiederum sind eben insbesondere die 
Ziele privater Firmen. Dies gilt jedoch nicht nur für Industriezweige und Unterneh-
men, sondern wie bereits erläutert für Regionen und Staaten. Auch diese sind darauf 
angewiesen, im globalen Wettbewerb mithalten zu können und Innovationen hervor-
zubringen. Jedoch basiert die Innovationskraft eines Landes nicht nur auf dessen In-
novationsmanagement, vielmehr sind unterstützende politische Rahmenbedingungen 
erforderlich. Wie bereits dargestellt, ist Innovationspolitik die Weiterentwicklung oder 
Bündelung von Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiepolitik, die auf die För-
derung von Innovationen durch ideale Rahmenbedingungen abzielt und dabei den Fo-
kus auf die zügige Umsetzung der wissenschaftlichen Arbeit in anwendungsbezoge-
nen Verfahren sowie Produkten legt (Mai, 2011, p. 12). Und eben genau hier nehmen 
nicht staatliche Akteure einen zentralen Stellenwert ein. Nicht zuletzt sind auch wis-
senschaftliche als weitere nicht staatliche Akteure an der Ausgestaltung von Innovati-
onspolitik beteiligt. Damit aus Forschungsergebnissen erfolgreiche und nachhaltige 
Innovationen entstehen, muss der Schritt von Grundlagenforschung mit angewandter 
Forschung bis hin zu Entwicklung geleistet werden (Buhr, 2010, p. 107). Vor diesem 
Hintergrund nehmen das Bildungs- und das Forschungssystem wesentlichen Einfluss 
innerhalb des nationalen Innovationssystems ein (Buhr, 2010, p. 107; Shapira & 
Youtie, 2010a, p. 6). Neben Hochschulen und Universitäten gibt es weitere For-
schungseinrichtungen und Organisationen, die an der wissenschaftlichen Entwicklung 
beteiligt sind (Mai, 2011, p. 14; Shapira & Youtie, 2010a, p. 6).  
 
Wie deutlich wurde, nehmen Akteure im Innovationsprozess und insbesondere in der 
Ausgestaltung der Innovationspolitik eine zentrale Rolle ein. Aus diesem Grund wur-
den Experten aus den bereits aufgezeigten Bereichen, der Politik, der Wirtschaft sowie 
der Wissenschaft für die vorliegende Arbeit interviewt (Kapitel 4). Ihre Beteiligung 
an der Ausgestaltung von Innovationspolitik liegt nahe. Jedoch geht es nicht nur um 
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das Wer, sondern auch um das konkrete Wie. Instrumente sind daher zentraler Be-




Gewinnbringende und nachhaltige – also effektive – Innovationspolitik erfordert einen 
umfassenden Bestand an ausdifferenzierten Instrumenten. Voraussetzung dafür ist, 
dass die entsprechenden durchführenden Institutionen mit passenden Ressourcen aus-
gestattet sind sowie alle involvierten Akteursgruppen diese akzeptieren. Im Laufe der 
Zeit ergaben sich Veränderungen der einzelnen Instrumente und die Schwerpunktset-
zungen der durch die Politik geförderten Maßnahmen (Gerybadze, 2015, p. 516). In-
strumente hängen ganz zentral von deren Fähigkeit ab, Probleme zu lösen oder Profite 
zu optimieren. Im Falle von politischen Problemen spricht man von Instrumenten. 
Diese werden definiert als „[…] the set of techniques by which governmental author-
ities wield their power in attempting to ensure support and effect or prevent social 
change“ (Vedung, 2010, p. 21). Dass Instrumente eine wesentliche Rolle in der Aus-
gestaltung von Innovationspolitik einnehmen, zeigt sich neben der Problemlösefähig-
keiten in dem besonderen Verständnis von Ausgestaltung, das dieser Untersuchung 
zugrunde liegt. Vor diesem Hintergrund ist es für die Kontextualisierung unabdingbar, 
näher auf Instrumente einzugehen. Diese dienen auch als Basis für die spätere Bildung 
einer innovationspolitischen Typologie – denn Instrumente stellen dabei ein zentrales 
Merkmal dar.  
 
Zahlreiche Klassifizierungen (Kirschen et al 1964; Lowi 1972; Jann 1981; Mayntz 
1982 Vedung, Braun/Giraus) schaffen eine Basis für die politikwissenschaftliche Aus-
einandersetzung mit eben diesen Policy-Instrumenten. Im Folgenden wird daher auf 
eine dieser Klassifizierungen eingegangen, die als Basis Verwendung finden wird. So 
bedarf es auch Lindner zufolge geeigneter Instrumente, um politische Ziele zu errei-
chen (Lindner, 2009, p. 13). Er  verweist dabei auf die Weiterentwicklung innovati-
onspolitischer Instrumente: „Über die Zeit hat sich das jeweilige Instrumentenportfo-
lio der Innovationspolitik entsprechend neuer konzeptioneller Grundlagen und Ent-
wicklungen gewandelt. Dabei kann ein allgemeiner Trend zu Ausdifferenzierung und 
Ausweitung des Instrumenteneinsatzes beobachtet werden“ (Lindner, 2009, p. 13). 
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Der Fokus bei der Wahl innovationspolitischer Instrumente liegt dennoch in der Mehr-
heit der OECD-Staaten auf den traditionellen Instrumenten der Finanzierung, wie der 
direkten oder indirekten Forschungsförderung. Daneben gelten Regulierung sowie 
prozedurale Steuerung als neue instrumentelle Bestandteile in der Innovationspolitik 
(Lindner, 2009, p. 13). Auch Borrás/Edquist diskutieren verschiedene Arten von In-
strumenten der Innovationspolitik, um herauszufinden, wie diese Instrumente von Re-
gierungen und staatlichen Einrichtungen in unterschiedlichen Ländern zu unterschied-
lichen Zeiten genutzt wurden (Borrás & Edquist, 2013). Ihr Ziel ist es, den politischen 
Charakter der Instrumentenauswahl und des Designs zu bestimmen. Borrás/Edquist 
zufolge müssen innovationspolitische Instrumente auf unterschiedliche Weise ausge-
staltet sein und aus verschiedenen Instrumenten zusammengeführt werden, damit sie 
das jeweilige Innovationssystem konstruieren können. Diese unterschiedlichen Aus-
gestaltungen werden als „policy mix“ (Borrás & Edquist, 2013) bezeichnet. Denn: 
„Erst die problemorientierte Art, in der ein Instrumentenmix gestaltet ist, macht In-
strumente der Innovationspolitik ‚systemisch‘“ (Borrás & Edquist, 2013).  
 
Nachfolgend wird die Dreiertypologie nach Vedung (Vedung, 1997) vorgestellt, da 
diese als Ausgangspunkt für die spätere innovationspolitische Typologie und das 
Merkmal der Instrumente gilt. Vedung zufolge können sämtliche Maßnahmen unter 
einer Dreiertypologie zusammengefasst werden. Diesen drei Kategorien liegen jeweils 
eine verhältnismäßig breite Definitionen zugrunde. Vedung unterscheidet zwischen 
„[...] regulations, economic means and information“ (Vedung, 2010, p. 30). Umgangs-
sprachlich spricht er von „[...] the stick, the carrots and the sermon“, womit er den 
staatlichen Anreiz zur Förderung von innovationspolitischen Instrumenten verdeut-
licht: “The government may either force us, pay us or have us pay, or persuade us” 
(Vedung, 2010, p. 30).  
 
Abbildung 7: Dreier-Typologie Public Policy Instrumente 
 
Quelle: (Vedung, 2010, p. 30) 
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Vedung definiert regulations als „measures undertaken by governmental units to 
influence people by means of formulated rules and directives which mandate receivers 
to act in accordance with what is ordered in these rules and directives“ (Vedung, 2010, 
p. 30). Mit dieser Konzeptualisierung grenzt er sich vom herkömmlichen englischen 
Sprachgebrauch ab, in dem sich „regulations“ auf Regeln, Verordnungen, Richtlinien 
und gesetzliche Bestimmungen mit verbindlichem Charakter beziehen und mit 
negativen Sanktionen gleichzusetzen sind. Dies sei aber nicht durchgehend der Fall, 
denn es gebe Regelungen, die bewusst nicht mit der Androhung von negativen 
Sanktionen verbunden seien. Die charakteristische Eigenschaft der „regulations“ sei 
also vielmehr die Verbindlichkeit (Vedung, 2010, p. 31). Regulation meint aber auch 
nicht generell jedes Bestreben der Regierung, das Verhalten zu kontrollieren – sonst 
wäre schließlich alles, was die Regierung ausübt, als „regulation“ zu betrachten. 
Vedung verwendet den Begriff im gegenwärtigen Kontext anders. Er betrachtet es als 
eines von vielen Instrumenten, die der Regierung zur Verfügung stehen (Vedung, 
2010, p. 32). 
 
Des Weiteren ist auch Vedungs Definition der „economic means“, der wirtschaftlichen 
Policy-Instrumente umfassend: „[...] the handing out of the taking away of material 
resources, be they in cash or kind […]“ (Vedung, 2010, p. 32). Er betont dabei: “The 
point is that economic incentives neither prescribe nor prohibit the actions involved, 
but make them less expensive. The same goes for disincentives” (Vedung, 2010, p. 
32). Vedung zufolge stellt eine aufgestellte Bodenwelle, die zum langsamen Fahren 
anregen soll, ebenso eine wirtschaftliche Maßnahme dar wie die Einführung einer 
Besteuerung von Treibstoff (Hufnagl, 2010, p. 43). Damit wird deutlich, dass 
wirtschaftliche Anreize die betreffenden Maßnahmen weder vorschreiben noch 
verbieten, sondern sie preiswerter machen können. Ökonomische Instrumente können 
durch ihr Einwirken auf die Stellschrauben von Geld, Zeit, aber auch Anstrengung, die 
man investiert, um etwas durchzuführen, Innovationsprozesse entweder günstiger oder 
teurer machen. Der maßgebliche Unterschied jedoch ist, dass die Adressaten nicht 
verpflichtet sind, die entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen, was die 
wirtschaftlichen Instrumente grundsätzlich von Vorschriften unterscheidet. 
Ökonomische Instrumente lassen den Subjekten immer einen gewissen Spielraum, in 
dem sie selbst entscheiden können, ob sie eine Maßnahme ergreifen möchten oder 
nicht (Vedung, 2010, p. 32). 
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Den dritten Bestandteil der Typologie, die Information, bezeichnet Vedung als „[...] a 
moral suasion, or exhortation, covers attempts at influencing people through the 
transfer of knowledge, the communication of reasoned argument, and persuasion“ 
(Vedung, 2010, p. 33). Die Informationskategorie wird hier eingesetzt als eine Art 
Sammelbegriff für alle Kommunikationskampagnen, für die Verbreitung von 
verschiedensten Druckerzeugnissen sowie für andere Formen der Verbreitung von 
Wissen und Handlungsempfehlungen. Daran zeigt sich, dass „informieren“ identisch 
ist mit der Bereitstellung objektiver und korrekter Fakten über Sachverhalte. Wie bei 
den wirtschaftlichen Instrumenten besteht keine rechtliche Verbindlichkeit. Ob die 
Empfehlungen befolgt werden oder nicht, liegt ganz bei den jeweiligen empfangenden 
Akteuren, denn per Definition besitzen Informationen keine stärkeren 
Einflussmöglichkeiten als einfache Empfehlungen und begleitende Argumente. 
Dennoch unterscheiden sich die Informationen von den wirtschaftspolitischen 
Instrumenten dadurch, dass es nicht um die Ausgabe oder den Abbau materieller 
Ressourcen geht. Die verbreiteten Informationen können sehr wohl Argumente dafür 
enthalten, dass die Adressaten tatsächlich von den Handlungsempfehlungen 
profitieren werden. Die Regierung belohnt materiell weder die Menschen, die die 
Maßnahme ergreifen, noch benachteiligt sie die Menschen, die dies nicht tun. Das 
Einzige, was angeboten wird, sind Daten, Fakten, Wissen, Argumente und moralische 
Appelle – die Nutzung ist abhängig vom jeweiligen Akteur (Vedung, 2010, p. 33). 
Grundsätzlich fokussiert Vedung seine Analyse auf das Verhältnis zwischen dem 
Regierenden und dem Regierten, also den Adressaten der jeweiligen Instrumente, und 
weist auf mögliche Wechselbeziehungen hin:  
“In the regulatory case, the governee is obligated to do what the governor tells 
her to do. In the second instance, the governee is not obligated to perform an 
action, but the governor may make action easier or more difficult by adduction 
or deprivation of material resources. Thirdly, the relationship may be 
persuasive, to wit, involving only the communication of claims and rea- sons 
but neither material resources nor obligatory directives” (Vedung, 2010, p. 
31). 
 
Zusammenfassend zeigt die bisherige Darstellung der Instrumentengruppen zwei 
relevante Erkentnisse. Erstens haben alle drei Kategorien sowohl eine positive als auch 
eine negative Ausprägung: Regularien unterscheiden sich zwischen „prohibitions and 
prescsiptions“ (Vedung, 2010, p. 34), wirtschaftliche Instrumente werden entweder 
bereitgestellt oder einbezogen, und Informationen dienen dazu, mit 
Handlungsempfehlungen für oder gegen eine Umsetzung zu plädieren (Vedung, 2010, 
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p. 34). Zweitens wird deutlich, dass im Allgemeinen die Regulierung für die jeweiligen 
Adressaten restriktiver ist als wirtschaftliche Mittel und Letztere wiederum strenger 
sind als Informationen (Vedung, 2010, p. 35). 
 
Die aufgezeigten Aspekte im Kontext der Innovationspolitik verdeutlichen einmal 
mehr, dass der Innovationspolitik eine zentrale Bedeutung zukommt und verschiedene 
Akteure an der innovationspolitischen Ausgestaltung beteiligt sind. Die Untersuchung 
thematisiert auch das Zusammenspiel verschiedener Akteure aus dem politischen, 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Umfeld und analysiert deren jeweilige natio-
nale Ausgestaltung auch hinsichtlich der Verwendung von Instrumenten. 
 
Die zuvor dargelegte Einführung in den Gegenstandsbereich unterstützt die Analyse 
vorbereitend, indem eine Grundlage geschaffen wird, um den Rahmen, in dem sich 
innovationspolitische Ausgestaltung abspielt und was damit einhergeht, aufzuzeigen. 
Daraus folgt ein klares Verständnis über Innovationspolitik, welches für das Ziel der 
vorliegenden Untersuchung und die Entwicklung einer Typologie von Innovationsty-
pen unabdingbar ist, vor allem mit Blick auf die Beschreibung der Merkmale innerhalb 
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3. Forschungsstand und Theorie 
 
Ausgangspunkt jeder Forschungsarbeit ist eine umfassende Recherche des Untersu-
chungsgegenstands. Im Folgenden wird geklärt, auf welche Aspekte und theoretischen 
sowie empirischen Befunde aus bisherigen Studien der Innovationsforschung zurück-
gegriffen werden kann. Schließlich werden diese Erkenntnisse hervorgehoben, und es 
wird diskutiert, inwieweit die Beantwortung der hier aufgestellten Forschungsfrage 
einen Anknüpfungspunkt darstellt, um darauf aufbauend den wissenschaftlichen Bei-
trag der Untersuchung herauszustellen. Das wissenschaftliche Interesse an der aufge-
zeigten Forschungsfrage ist überwiegend auf die empirisch beobachtbaren Unter-
schiede in innovationspolitischen Strategien einzelner Staaten zurückzuführen. Damit 
wird an zentrale Untersuchungen der Innovationsforschung angeknüpft (Buhr, 2010; 
Jakob Edler & Fagerberg, 2017; Edquist, 1999; Kaiser, 2008b; Lundvall & Borrás, 
2006; Meyer-Krahmer, 1989), um die Ausgestaltung von Innovationspolitik zu erör-
tern. Ziel der komparativen Analyse ist es, die unterschiedliche innovationspolitische 
Herangehensweise auf nationaler Ebene im binationalen Vergleich zu analysieren.3 
Einzelne Typen der Innovationspolitik werden systematisch beschrieben, jedoch nicht 
final erklärt. Dabei sollen Unterschiede oder Gemeinsamkeiten im Kontext beteiligter 
Akteure, innovationspolitischer Instrumente und Governance-Modelle aufgezeigt 
werden. Die Arbeit geht davon aus, dass das nationale Wirtschaftssystem eines Landes 
Auswirkungen auf die jeweilige Gestaltung der Innovationspolitik und damit auf die 
Aspekte Akteure, Instrumente und Governance-Modelle hat. Vor diesem Hintergrund 
wird ein theoretischer Rahmen verwendet, der neben dem Ansatz des Nationalen In-
novationssystems (NIS) (Lundvall, 1992) auch auf den Varieties-of-Capitalism-An-
satz (VoC) (Hall & Soskice, 2001b) zurückgreift, mit dem Unterschiede in Marktwirt-
schaften beschrieben werden. Des Weiteren bedient sich die Arbeit des Governance-
Konzepts, das vor allem für die Ausarbeitung der Ausgestaltung von Innovationspoli-
tik eine Rolle spielt. Die Steuerung, die im Fokus steht, und die verschiedenen Gover-
nance-Formen sind im innovationspolitischen Kontext unerlässlich. Die vorliegende 
Analyse geschieht daher auf Basis dieser Ansätze. Im Folgenden wird ein kurzer Über-
blick über die theoretischen Ansätze gegeben, die den Rahmen bilden. Darüber hinaus 
                                               
 
3 Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit der Ausgestaltung von Innovationspolitik in Deutschland und 
den USA. In diesem Kontext können die Begriffe Ausgestaltung, Strategie und Herangehensweise gleichbedeu-
tend verwendet werden. 
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wird im weiteren Verlauf des Kapitels eine Typologie erarbeitet, die die spätere Da-
tenauswertung erleichtern, besonders jedoch eine Kategorisierung der unterschiedli-
chen Innovationspolitiktypen mit jeweils unterschiedlichen Merkmalsausprägungen 
darstellen soll. Hierfür wird ein Merkmalsraum in Form einer Vier- bzw. Zwölf-Fel-
der-Matrix konzipiert, die aus einzelnen Merkmalskombinationen mit jeweils unter-
schiedlichen Ausprägungen einzelne Typen der innovationspolitischen Ausgestaltung 
herauskristallisiert. Letztlich entstehen so auf theoretischer Ebene sieben mögliche Ty-
pen innovationspolitischer Ausgestaltung, die sich in der Kombination der drei Merk-
male – Akteure, Instrumente, Governance-Modells – und ihrer jeweiligen Ausprägun-
gen unterscheiden. Diese hier eigens entwickelte Typologie stellt die Grundlage der 
späteren Kategorisierung empirischer Daten dar.  
 
3.1. Forschungsstand 
In den 1960er-Jahren entstanden Innovationsstudien als separates Forschungsfeld, wo-
bei dies zumeist außerhalb bereits bestehender Fachdisziplinen stattfand. Die später 
gegründeten Forschungszentren und Abteilungen mit fächerübergreifender Ausrich-
tung zeigten die Notwendigkeit der Untersuchung von Innovationen aus verschiede-
nen Perspektiven auf: “Research on the role of innovation in economic and social 
change has proliferated in recent years, particularly within social sciences, and with a 
bent towards cross-disciplinarity” (Fagerberg et al., 2005). In den vergangenen Jahren 
erlangte die internationale Innovationsforschung als wissenschaftliche Disziplin an 
Bedeutung und differenzierte sich weiter aus, was wiederum auf Politik und Wirtschaft 
zurückzuführen ist, da beide Bereiche ein stärkeres Interesse an Innovationen zeigten 
(Fagerberg & Verspagen, 2009; Lindner et al., 2009). Die neuen Erkenntnisse der In-
novationsforschung lieferten wichtige Antworten auf Fragen über Innovationspro-
zesse, sodass innovationspolitische Handlungen vieler Akteure verbessert werden 
konnten (Lindner et al., 2009, p. 63). Demnach wurden Forschungsergebnisse in einen 
direkt spürbaren Output übersetzt. Grundsätzlich hat das wissenschaftliche Interesse 
an innovationspolitischen Fragestellungen zugenommen: “The concept of innovation 
has been used in a wide range of contexts and the theoretical development has proven 
to be extremely valuable to provide important insights into intra-market competition, 
strategy and regulatory policy” (Zapata & Nieuwenhuis, 2010). Darüber hinaus zeigt 
sich, dass trotz vorhandener Relevanz Nachholbedarf bei innovationspolitischen Fra-
gestellungen in der Wissenschaft besteht:  
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“Innovation policy governance, arguably very important for the design and 
implementation of effective innovation policies, is an under-researched topic, 
on which more work, benefitting from an interdisciplinary perspective (includ-
ing political science/public administration), is needed” (Jakob Edler & 
Fagerberg, 2017, p. 15).  
 
Möglicherweise ist dieser Nachholbedarf darauf zurückzuführen, dass Innovationspo-
litik eine schwer zu definierende Policy ist und ständiger Transformation unterliegt. 
Ebenso gibt es in diesem Kontext bisher keine erklärungsweisenden Theorien.  
 
Auch die Vergleichende Politikwissenschaft hat sich in den vergangenen Jahren zu-
nehmend mit institutionellen Bedingungen und deren Auswirkungen auf die Techno-
logie- und Innovationspolitik hochindustrialisierter Staaten befasst (Kaiser, 2008a, p. 
7). Dieses wissenschaftliche Interesse ist zurückzuführen auf die „empirisch beobacht-
bare [...] Divergenz in der Fähigkeit dieser Staaten, ihre Innovations- und Produkti-
onssysteme im Hinblick auf die Etablierung moderner, wissensbasierter Industrien an-
zupassen“ (Kaiser, 2008a, p. 7). Zum einen wurden technische Innovationen aus ver-
schiedenen theoretischen Perspektiven untersucht (Werle, 2012, p. 23), zum anderen 
wurden verschiedene Schlüsselbereiche der Innovationsforschung wie Informations- 
und Kommunikationstechnologie oder Biotechnologie und Medizintechnik vor dem 
Hintergrund ihrer Innovationsfähigkeit analysiert (Kaiser, 2008a, p. 7). Innovations-
forschung ist vor diesem Hintergrund nicht nur aus wissenschaftlicher Perspektive von 
Interesse, auch in praktischer Hinsicht lässt sich in zahlreichen Ländern sowohl ein 
grundsätzliches, zunehmendes Interesse als auch eine stärkere Orientierung politischer 
Entscheidungsträger an der Innovationsforschung feststellen (Fagerberg & Verspagen, 
2009, p. 218). Hierbei steht vor allem das Konzept NIS im Vordergrund, dass spezifi-
sche Handlungsempfehlungen für Maßnahmen der Politik bereitstellen soll, die wie-
derum die Wettbewerbsfähigkeit des Landes stärken und langfristig die eigene Stel-
lung im globalisierten Wettbewerb erhalten bzw. verbessern sollen (Conlé & Shim, 
2009: 1). 
“Increased attention has been focused in recent years on public policy struc-
tures and programmatic initiatives to advance research, innovation, and tech-
nology (RIT). With heightened global economic competition, policymakers 
have sought to focus RIT policies in ways that will enhance the performance of 
national and regional economies. The increased attention focused on RIT by 
policymakers, in turn, has spurred greater interest in the evaluation of re-
search, innovation, and technology policies and programs” (Shapira & 
Kuhlmann, 2003).  
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Bei einer Vielzahl an wissenschaftlichen Beiträgen sind einige davon richtungswei-
send für die vorliegende Arbeit. Darunter ist auch Kaiser, der in einer Studie in inter-
national vergleichender Perspektive die spezifischen Profile von Innovationssystemen 
in Deutschland, der Schweiz und den USA untersuchte (Kaiser, 2008a). Dies verdeut-
licht auch, dass der Fokus der Forschung gegenwärtig noch auf den Industriestaaten 
liegt, obwohl in Schwellenländern ebenfalls Innovationspotenzial gegeben sein kann 
oder bereits gegeben ist. Am Beispiel der pharmazeutischen Biotechnologieindustrie 
verdeutlicht er, dass Innovationsfähigkeit von zahlreichen institutionellen sowie orga-
nisatorischen Faktoren abhängig ist. Zahlreiche wissenschaftliche Arbeiten haben die 
akademische Perspektive in Richtung der politischen Arena erweitert. So hat der US-
amerikanische Politologe Arsenault mithilfe der ökonomischen Sphären des VoC ge-
zeigt, dass politische Institutionen Einfluss auf die Vielfalt der kapitalistischen Sys-
teme haben, womit er diese Black Box öffnet, um kausale Mechanismen zu identifi-
zieren, die politische Institutionen und Unterschiede in kapitalistischen Systemen ver-
binden (Arsenault, 2017). Auch Taylor beschäftigt sich mit der Rolle der Politik, da 
diese beim VoC-Ansatz lediglich bedingt angesprochen wird. Mit „The Politics of In-
novation: Why some countries are better than others at science and technology“ 
(Taylor, 2016) zeigt Taylor hier, dass Politik die treibende Kraft ist, die bestimmt, wie 
Instrumente der Institutionen und der Policies genutzt werden. Darüber hinaus bringt 
er aktuelle politische und wirtschaftliche Erkenntnisse zusammen, wie und warum 
Staaten führend in Technologiepolitik werden. Unter anderem geht Taylor hierbei der 
Frage nach, ob Technologie auf die Politik angewiesen ist, und führt so die „Fünf Säu-
len der Innovation“ (Taylor, 2016) ein.  
 
Lundvall/Borrás sind die Einzigen, die eine Aufteilung von innovationspolitischen Ty-
pen direkt vornehmen (Lundvall & Borrás, 2006). Sie setzen sich damit auseinander, 
was Regierungen getan haben und tun könnten, um die Produktion, Verbreitung und 
Nutzung wissenschaftlicher und technischer Erkenntnissen zu fördern, um nationale 
Ziele zu erreichen (Lundvall & Borrás, 2006). Damit zielen Lundvall/Borrás darauf 
ab, darzustellen, dass Innovationspolitik zahlreiche Themenfelder, im Sinne von Quer-
schnittspolitik, umfasst, die bereits seit geraumer Zeit erkannt, aber auch gegenwärtig 
immer noch relevant sind. Hierfür teilen sie Innovationspolitik in Wissenschafts-, 
Technologie- und Innovationspolitik ein, basierend auf Dokumenten der OECD. We-
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sentlich dabei ist ihre Unterscheidung in zwei Typen von Innovationspolitik, die „lais-
sez-faire“ und die „systemische“ Version (Lundvall & Borrás, 2006, p. 611). Erstere 
beschreiben sie als einen Typus, der sich überwiegend auf Rahmenbedingungen im 
Kontext von Innovationen fokussiert und bei dem der Markt sowie Wettbewerb als 
wichtigste Voraussetzungen für Innovation gelten. Innovationen „passieren“ somit in-
nerhalb dieses Umfeldes fast wie von selbst – laissez-faire – und müssen nicht eigens 
angetrieben werden. Demgegenüber charakterisieren Lundvall/Borrás den systemi-
schen Typus mit einem Fokus der staatlichen Steuerung auf die Interaktion zwischen 
den Innovationsakteuren untereinander und weiteren institutionellen Systemen inner-
halb eines Innovationssystems (Lundvall & Borrás, 2006, p. 611). Hiermit zeigen 
Lundvall/Borrás einen ähnlichen Ansatz wie die vorliegende Arbeit, jedoch mit einem 
wesentlichen Unterschied hinsichtlich quantitativem (Lundvall/Borrás) und qualitati-
vem Vorgehen. 
 
Der Beitrag von Bozeman/Dietz (Bozeman & Dietz, 2001) folgt nicht den Annahmen 
der neoklassischen Ökonomie in den USA, sondern geht von einer organisationstheo-
retisch basierten Umweltkontexttechnologie aus. In diesen Kontexten haben sie um-
fassende Ansätze zur Analyse des NIS in den USA gezeigt, wobei der Fokus begrenz-
ter war, da sie hierbei drei zusammenhängende Komponenten des NIS untersuchen 
und argumentieren, dass die Forschungspolitik der USA von drei politischen Paradig-
men dominiert wurde, jedes zu einer anderen Zeit, abhängig von der jeweiligen Stärke 
der politischen Kräfte und den wirtschaftlichen Bedingungen in den USA sowie dem 
Rest der Welt. Bozeman/Dietz zufolge haben sich die USA bereits immer mit der 
Frage beschäftigt, wie weit die Regierung bei der Regulierung und Einflussnahme des 
individuellen und wirtschaftlichen Verhaltens gehen sollte. Bozeman/Dietz zeigen 
darüber hinaus eine Zusammenfassung der Annahmen der jeweiligen politischen 
Ideen und unterscheiden zwischen einem Marktversagenmodell, dem Missionsmodell 
sowie dem kooperativen Technologiemodell (Bozeman & Dietz, 2001, p. 48). Sie 
kommen zu dem Ergebnis, dass jedes dieser drei Modelle weiterhin wichtig bleiben 
wird, jedoch ihre Relativität wird je nach den Annahmen, die man über die politische 
und wirtschaftliche Zukunft der USA trifft, variieren (Bozeman & Dietz, 2001, p. 48).  
 
Ein weiterer wissenschaftlicher Beitrag, der sich ebenfalls mit länderspezifischer Aus-
gestaltung befasst, ist der von Andreoni (Andreoni, 2017). Neue Muster und Trends in 
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der industriepolitischen Praxis werden aufgezeigt und die vielfältigen Formen der In-
dustriepolitik einander gegenübergestellt. Diese wurden von einer Reihe großer In-
dustrieländer in der jüngsten Vergangenheit entwickelt und adaptiert, um auf die ver-
schiedenen Herausforderungen zu reagieren, die diese mit sich bringen (Andreoni, 
2017). Insbesondere konzentriert sich sein Beitrag auf drei große industrialisierte 
Volkswirtschaften: die Vereinigten Staaten, Japan und Deutschland. Andreoni zufolge 
werden die Unterschiede in den industriepolitischen Erfahrungen der Länder durch 
ihre kontextabhängigen institutionellen, strukturellen und politischen Unterschiede so-
wie durch die unterschiedlich politisch strukturierten Räume und Motive für staatli-
ches Handeln getrieben. Basierend auf einer Kategorisierung der nationalen Industrie-
politik(en) zeigt Andreoni diese Muster in der industriepolitischen Praxis, wie sie in 
offiziellen politischen Dokumenten der Regierung zum Ausdruck kommen (Andreoni, 
2017). Obwohl Andreoni in seiner Studie Industriepolitik analysiert, wird in der vor-
liegenden Arbeit – nicht zuletzt aufgrund der sehr starken Ähnlichkeit zwischen In-
dustrie- und Innovationspolitik – im späteren Verlauf auf einen wesentlichen Aspekt, 
das Governance-Modell-Merkmal zurückgegriffen.  
 
Auch gibt es zahlreiche Arbeiten zu innovationspolitischen Instrumenten. Borrás/Ed-
quist beschäftigen sich beispielsweise mit der Auswahl innovationspolitischer Instru-
mente (Borrás & Edquist, 2013). Dabei diskutieren sie verschiedene Typen von In-
strumenten, um zu untersuchen, wie Regierungen und öffentliche Behörden in ver-
schiedenen Ländern und zu unterschiedlichen Zeiten diese Instrumente genutzt haben, 
und verdeutlichen so den explizit politischen Charakter der Instrumentenwahl und -
gestaltung. Borrás/Edquist geben auch einen allgemeingültigen Rahmen für die Klas-
sifizierung innovationspolitischer Instrumente vor. Sie unterscheiden zwischen Regu-
lierungsinstrumenten, die den Rechtsrahmen für Innovationstätigkeiten betreffen, den 
Wirtschafts- und Finanzinstrumenten, die die verschiedenen finanziellen Mittel für öf-
fentliche Interventionen beschreiben, und den weichen Instrumenten, die sich auf die 
indirekte Aktion der Regierungen beziehen. Hierbei lautet ihre zentrale These, dass 
innovationspolitische Instrumente so gestaltet und kombiniert werden müssen, dass 
sie den Problemen des Innovationssystems begegnen können. Dies mag insbesondere 
ein „policy mix“ leisten (Borrás & Edquist, 2013, p. 1513).  
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Weitreichende Bedeutung hat auch Lundvalls Beitrag „National Systems of Innova-
tion: Towards a Theory of Innovation and Interactive Learning“ (Lundvall, 1992), der 
eine Zusammenführung theoretischer Fundamente des Innovationssystem-Ansatzes 
unternimmt. Wesentlich ist vor allem Lundvalls Verständnis von Innovationssystemen 
als interaktive Lernprozesse der Nutzer und Produzenten von Innovationen. In seinem 
Beitrag „Warum sollte man Nationale Innovationssysteme untersuchen?“ beantwortet 
er die Frage nach der Bedeutung nationaler Begrenzungen von Innovationssystemen 
mit einem Verweis auf nationale Innovationsstile. Lundvall zufolge liegt  
„im besseren Verständnis dieser Stile, insbesondere hinsichtlich der unter-
schiedlichen Arten, auf die neues Wissen generiert, diffundiert und genutzt 
wird, [...] ein Schlüssel zur Etablierung einer angemesseneren theoretischen 
Basis für die Analyse nationaler Innovationssysteme“ (Lundvall, 2009, p. 85).  
 
Vor diesem Hintergrund plädiert Lundvall für eine Verknüpfung der Analyse von In-
novationsstilen mit der Analyse von Innovationssystemen und schlägt einen offen-
sichtlichen Bogen zu Bildungs- und Wissenschaftspolitik als weiteren Akteur der In-
novationspolitik. So stellt sein Beitrag insbesondere den Querschnittscharakter von 
Innovationspolitik an der Schnittstelle zwischen verschiedenen Politikfeldern heraus. 
 
Die Berücksichtigung von Institutionen und ihrer Rolle in der Wirtschaftsorganisation 
hat in den letzten Jahren zu verschiedenen Ansätzen geführt, die unterschiedliche For-
men der kapitalistischen Marktorganisation klassifizieren. Eine der herausragenden 
davon ist die von Hall und Soskice eingeführte Variante des Kapitalismusansatzes 
(Hall & Soskice, 2001a), wobei Amable/Petit (Amable & Petit, 2001) und Amable 
(Amable, 2003) diesen Ansatz aufgegriffen und erweitert haben, indem sie ökonomet-
rische Methoden auf dieses zuvor nur deskriptive Konzept angewendet haben. Im De-
tail entwickelten Hall/Soskice eine systemische Taxonomie des Kapitalismus in seinen 
verschiedenen Erscheinungsformen in den Industrieländern. Offensichtlich spielen die 
Organisation von Innovationen und ihre institutionellen Rahmenbedingungen eine 
wichtige Rolle in marktorientierten Volkswirtschaften, die inzwischen deren unbestrit-
tene wachstumsfördernde Auswirkungen erkannt und gezielt zu nutzen verstanden ha-
ben.  
 
Ähnlich wie bei den Varianten des Kapitalismuskonzepts und bereits seit den 1990er-
Jahren (z. B. Lundvall, 1992a) konzentriert sich der Ansatz der NIS auch auf instituti-
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onelle Rahmenbedingungen und deren standortspezifische Besonderheiten. Insbeson-
dere werden die Interdependenzen zwischen den historisch gewachsenen Entwürfen 
institutioneller Voraussetzungen einerseits und gegenwärtig feststellbaren Mustern in 
innovativen Aktivitäten auf der wirtschaftlichen Ebene andererseits betont. Der NIS-
Ansatz stellt inzwischen ein breit rezipiertes Konzept in der modernen Innovationsfor-
schung dar und erfreut sich einer wachsenden Akzeptanz in der Politik der Industrie-
länder (Edquist, 2004).  
 
Selbstverständlich gibt es für die vorliegende Untersuchung auch impulsgebende wis-
senschaftliche Arbeiten aus der Governance-Literatur. Allgemein sind hier vor allem 
die Arbeiten von Mayntz zu Governance im modernen Staat (Mayntz, 2010), 
Benz/Dose (Benz & Dose, 2010) und Schuppert (Schuppert, 2008a). Einige themen-
spezifischere konnten hier mit Gewinn herangezogen werden: der Beitrag von Edler, 
Kuhlmann und Stegmaier analysiert die komplexe Governance von Wissenschafts- 
und Innovationspolitik in Deutschland mit Fokus auf dem entstehenden Koordinati-
onsbedarf sowie sich daraus ergebender Muster (J Edler, Kuhlmann, & Stegmaier, 
2010). Darüber hinaus sind auch (Lindner, 2009) oder (Borras & Edler, 2014b) und 
(Bauer et al., 2012a) zu nennen.  
 
Vor diesem Hintergrund zeigt sich deutlich, dass Innovationen und damit einherge-
hend Innovationspolitik gegenwärtig in politischen, wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Debatten einen großen Raum einnehmen (Bauer et al., 2012a; Buhr, 2015; 
Edquist, 2011). Dennoch wird das Thema weder in der institutionellen noch in der 
innovationspolitischen Literatur konkret erörtert. Vielmehr ist eine theoretische Sicht-
weise vorherrschend, lediglich einzelne Nationen sind bereits Gegenstand von kon-
kreten Analysen geworden, es mangelt an übergreifenden internationalen Darstellun-
gen. Daher stellt sich die hier zugrunde liegende Forschungsfrage, auf welche Art und 
Weise Länder ihre Innovationspolitik konkret ausgestalten. Auch die Bildung innova-
tionspolitischer Typen auf nationaler Ebene stellt bislang einen blinden Fleck der For-
schung dar. Eine Typenbildung bietet in diesem Kontext jedoch einen hohen Mehr-
wert, da auf diese Weise eine künftige Anwendung und schnelle Orientierung hinsicht-
lich weiterer Fallbeispiele möglich wird. Eben an dieser Stelle soll ein Beitrag zur 
wissenschaftlichen Debatte geleistet werden, indem besonders die Rolle der Akteure, 
3. Forschungsstand und Theorie 
 
 53 
innovationspolitischer Instrumente und allgemeiner Governance-Modelle der einzel-
nen Länder in den Vordergrund gestellt werden. Damit soll diese Forschungslücke 
geschlossen und mit der Analyse an bisherige Studien zur Innovationspolitik ange-
knüpft werden.  
Eine Fallstudie eignet sich in diesem Fall besonders gut als Methodik zur Diskussion 
und Analyse der Gestaltung nationaler Innovationspolitik (Dodgson et al., 2011) sowie 
zur Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes. Der binationale Vergleich ermög-
licht eine erweiterte Betrachtungsweise, die sich auf drei zentrale Merkmale kon-
zentriert. Darüber hinaus ordnet sich die vorliegende Arbeit mit der für den konkreten 
Fall entwickelten Typologie in eine Reihe empirischer Untersuchungen ein und leistet 
damit einen wesentlichen Beitrag zur innovationspolitischen Debatte.  
 
Ebenso wenig Klarheit besteht bei der Frage nach den Unterschieden in der Ausge-
staltung der Innovationspolitiken im Allgemeinen. Konkret bedeutet dies, wer (Ak-
teure) handelt wie (Instrumente) und in welchem Rahmen (Governance Modell). Ob-
wohl auch die vorliegende Untersuchung diesen Leerraum nicht endgültig ausfüllen 
kann, zielt die Analyse darauf ab, ausgehend von der gegenseitigen Ergänzung beider 
Forschungsansätze die Ausgestaltung nationaler Innovationspolitiken empirisch aus-
zuarbeiten. Ähnlichkeiten und Unterschiede bei Akteuren, Instrumenten und Prozes-
sen auf nationaler Ebene sollen analysiert, verglichen und kategorisiert werden. Hier-
für wird mittels einer qualitativen Datenanalyse eine Typologie nationaler Innovati-
onspolitik herausgearbeitet, und einzelne innovationspolitische Typen werden abge-
leitet.  
 
Um dieses zentrale Ziel zu erreichen, betrachtet die Untersuchung dabei die beiden 
hochindustrialisierten und innovationsstarken Länder Deutschland und die USA. 
Diese beiden Länder wurden gewählt, da nach einschlägiger Forschungsmeinung und 
den Statistiken zufolge beide eine Vorreiterrolle in der innovationspolitischen Debatte 
einnehmen und deshalb davon auszugehen ist, dass die Ausgestaltung ihrer Innovati-
onspolitik effektiv ihre innovationsfördernde Rolle wahrnehmen kann – auf welche 
unterschiedliche Weisen noch zu untersuchen sein wird. Die Basis hierfür wird durch 
Experteninterviews aus drei der beteiligten Akteursgruppen gelegt. Die besondere 
Aussagekraft dieser Analyse resultiert aus ihrem Praxisbezug. Ziel ist es, national spe-
zifische, strukturelle Merkmale der jeweiligen innovationspolitischen Aktivitäten und 
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ihren Rahmenbedingungen zu identifizieren und mögliche Unterschiede sowie Ge-
meinsamkeiten zu erläutern. Als Grundlage hierfür dienen zwei theoretische Ansätze, 
die im folgenden Kapitel erläutert werden. Zum einen wird der Innovationssysteman-
satz aufgezeigt und zum anderen der Varieties-of-Capitalism-Ansatz. Ersterer stellt 
hierfür den konzeptionellen Rahmen dar, insbesondere da dieser Ansatz und dessen 
theoretische Grundlage eine allumfassende und realistische Analyse von aktuellem na-
tionalem innovationspolitischen Handeln möglich macht: 
“The essence of the NIS concept is the focus on nation-specific factors affecting 
innovation. Underlying the concept of the NIS is the argument that there are 
important differences, at the national level, in policies and institutions affect-
ing the rate, direction and character of technical advance in a nation’s firm 
and industries” (Bozeman & Dietz, 2001, p. 48). 
 
Die Bedeutung von Governance für die Effizienz des Innovationssystems wurde 
grundsätzlich anerkannt. So wies beispielsweise Chesnais (Chesnais, 1986) wie folgt 
auf die Bedeutung von Governance und Koordinationsprozess bei der Bestimmung der 
Gesamtgröße des Innovationssystems hin: Das Vorhandensein geeigneter Kooperati-
ons- und Koordinierungsmechanismen erleichtert den Informationsfluss und ermög-
licht ihnen den Zugang zu wichtigen externen Vorteilen. Die Stärkung der Formen der 
Koordination und Zusammenarbeit kann zu einer Entwicklung der Externalitäten füh-
ren, auf denen die Wettbewerbsfähigkeit aufbauen kann, und zu einer Erweiterung des 
Gesamtsystems, in dem industrielle und technologische Lernprozesse stattfinden kön-
nen (Chesnais, 1986, p. 120). Ebenso wurde die Bedeutung der verschiedenen Gover-
nance-Aspekte des nationalen Innovationssystems von einigen NSI-Autoren erkannt. 
Lundvall zum Beispiel betont: Was das nationale Innovationssystem so wichtig macht, 
ist, dass die organisierten Märkte der realen Welt in verschiedenen nationalen Syste-
men unterschiedlich organisiert sein können und dass das Verhalten von Akteuren, die 
in verschiedenen Systemen verwurzelt sind, durch unterschiedliche Regeln und Nor-
men geregelt sein kann (Lundvall, 1993, S. 277) (Kim, 1998, p. 282). Die eigentlichen 
Prozesse der Governance – z. B. wie sich die Governance entwickelt und wie sich die 
Besonderheiten des nationalen Innovationssystems in einem bestimmten Sektor aus-
drücken – sind jedoch noch nicht vollständig erforscht. Kim (Kim, 1998) ist der An-
sicht, dass es sich nicht um eine Entweder-oder-Option zwischen dem NSI-Ansatz und 
dem sektoralen Governance-Ansatz handelt, sondern um eine Verbindung zwischen 
ihnen. Die NSI-Perspektive erweist sich als besonders nützlich, um zu erklären, warum 
sich der koreanische Erfolg bei Halbleitern auf das DRAM-Segment beschränkt hat. 
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Damit zeigt es mögliche Probleme auf, die für einen weiteren Erfolg in der Zukunft 
infrage kommen (Kim, 1998, p. 283). 
 
3.2. Theoretische Ansätze 
In der Forschungslandschaft besteht ein Konsens darüber, dass keine kohärente Theo-
rie über Innovationen, Innovationssysteme und Innovationspolitik gegeben ist 
(Lundvall, 2007). Vielmehr herrscht ein Theorienpluralismus vor, innerhalb dessen 
die Forschung in unterschiedliche theoretische Bereiche, wie beispielsweise in Evolu-
tionsökonomie, Wachstumstheorie oder auch Systemtheorie, sowie in institutionelle 
Ansätze der Politikwissenschaft differenziert werden kann (Kuhlmann et al., 2010, p. 
5; Lundvall, 2007). Um die Ausgestaltung von Innovationspolitik in der vorliegenden 
Arbeit zu erklären, wird daher auf einen theoretischen Rahmen zurückgegriffen, der 
sich aus mehreren Ansätzen zusammensetzt. Im Folgenden werden diese Ansätze im 
Detail dargestellt, indem vor allem auf ihre Hauptmerkmale näher eingegangen wird. 
Da sich die hier zu analysierenden Aktivitäten zwischen Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft innerhalb eines Systems abspielen, nimmt der NIS-Ansatz, der einen Rah-
men für Innovationen und somit auch für Innovationspolitik im Allgemeinen bereit-
stellt, eine wichtige Rolle ein. Darüber hinaus erhält der VoC- Ansatz einen zentralen 
Stellenwert, da er im ersten Schritt für die Klassifikation der verschiedenen Kapitalis-
mussysteme gilt. Auch wenn die vorliegende Arbeit keinesfalls repräsentativ für alle 
Regierungen in CME- und LME Ländern sein kann, soll hier eine Kausalität zwischen 
nationalen Kapitalismussystemen und Regierungs-Policies im Kontext mit Innovatio-
nen aufgezeigt werden. Ebenso stellt das Governance Konzept ein Teil des theoreti-
schen Rahmens dar, da es auch darum geht die zahlreichen Akteurs- und Handlungs-
koordinationen sowie Interaktionsformen zu beschreiben. Vor diesem Hintergrund 
wird deutlich, dass sich alle drei Ansätze gut und wirkungsvoll – vor allem im Hinblick 
auf die Forschungsfrage – ergänzen. Darüber hinaus geben die wissenschaftliche An-
sätze ausreichend Möglichkeiten zu weiteren Forschungsaktivitäten, vor allem in em-
pirischer Hinsicht. Folglich soll die vorliegende Arbeit zu diesem relevanten Feld des 
internationalen Vergleichs nationaler Innovationssysteme einen Beitrag leisten und so 
neue Erkenntnisse über nationale Innovationspolitik einbringen, indem sie eine detail-
lierte vergleichende Analyse des Designs der zu untersuchenden Länder im Bereich 
der Innovationspolitik vorsieht.  
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Betrachtet man diese Konzepte, so ist es sicherlich der VoC-Ansatz, der die weiteste 
Perspektive auf Innovationen und Wissenstransfer einnimmt, indem er eine Vielzahl 
von institutionellen Bereichen nutzt, um Unterschiede zwischen nationalen Produkti-
onsregimen, ihrer technologischen Spezialisierung und ihren spezifischen Gover-
nance-Modellen zu beschreiben (Ortiz, 2013, p. 43). Darüber hinaus liegt dem VoC 
bereits eine komparatistische Vorgehensweise zugrunde, die ebenfalls die vorliegen-
den Fallstudien einbezieht. Im Vergleich zum VoC-Ansatz, der verschiedene Idealty-
pen von Marktwirtschaftsmodellen und damit nationalen Produktionssysteme in ihrer 
Gesamtheit analysiert, hat der Innovationssystemansatz eine mehr fokussierte Per-
spektive auf Innovations- und Lernprozesse, setzt also folglich eine Ebene tiefer an. 
Dennoch sind die Korrelationen zwischen dem Produktions- und dem daran anknüp-
fenden Innovationssystem eklatant. Auch aus diesem Grund erscheint es sinnvoll, 
diese beiden Ansätze mit dem Governance Konzept zu harmonisieren und als theore-
tische Grundlage für eigene Theorieimpulse zu verwenden. Beide Ansätze heben her-
vor, dass die Innovationsfähigkeit eines Landes und damit auch dessen Wettbewerbs-
fähigkeit das Ergebnis eines Systems von Institutionen ist. Gleichzeitig argumentieren 
sie gegen die Annahme, dass es die eine richtige Strategie für das erfolgreiche Entwi-
ckeln von Innovationen und einer, damit verbundenen, starken Wettbewerbsfähigkeit 
gibt (Blättel-Mink & Menez, 2006, p. 7). 
 
3.2.1. Ansatz Nationale Innovationssysteme 
Der Ursprung des Konzepts Nationale Innovationssysteme (NIS) geht zurück auf eine 
Arbeit von Friedrich List aus dem Jahr 1841 mit seinem Konzept „National Systems 
of Production“ (List, 1841), das die Optimierung der Produktion, nationaler Infrastruk-
tur sowie der Institutionen thematisierte. Christopher Freeman entwickelte über 100 
Jahre später die Idee von List weiter und formte den Begriff „national system of inno-
vation“ (Freeman, 1987). Freeman zufolge muss gerade die Förderung der technischen 
Infrastruktur Aufgabe des Staates sein. Er betont, dass Maßnahmen wie die Verände-
rung von Lohn- und Währungsniveaus nur bedingt zielführend sind, um international 
wettbewerbsfähig zu sein. Zur weiteren Entwicklung sowie Etablierung des NIS-
Ansatzes leistete auch Lundvall mit „National Systems of Innovation: Towards a The-
ory of Innovation and Interactive Learning“ (Lundvall, 1992) einen wesentlichen Bei-
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trag. Dies ist eine Zusammenführung der theoretischen Fundamente des Innovations-
systeme-Ansatzes, sodass Lundvall vor diesem Hintergrund als Begründer des NIS-
Konzepts zu sehen ist, ebenso auch Nelson (Nelson, 1988, 1993).  
 
Entscheidend für die Entwicklung des Konzepts war die Zusammenarbeit von 
Freeman, Nelson und Lundvall im International Federation of Institutes for Advanced 
Studies (IFIAS), das 1930 gegründet wurde. Dies erklärt, warum ein Großteil der NSI-
Literatur zwischen Ende der 1980er- und Mitte der 1990er-Jahre entstand. Das Ziel 
ihrer Forschungsvorhaben bestand darin, Unterschiede zwischen den Staaten in tech-
nologischen Entwicklungen und Profilen technischer Spezialisierung besser zu verste-
hen. Die Arbeiten von Freeman (1988), Nelson (1988) und Lundvall (1988) wurden 
in der für die Innovationsökonomie insgesamt grundlegenden Veröffentlichung 
„Technical Change and Economic Theory“ von Dosi et al. (1988) publiziert.4 Dennoch 
existieren in der wissenschaftlichen Literatur unterschiedliche Definitionen von NIS 
(Edquist, 1997; Freeman, 1987; Galli & Teubal, 1997; Lundvall, 1992; Nelson, 1993).  
 
Wie bereits deutlich wurde, bestehen Innovationssysteme aus Institutionen und Akt-
euren sowie deren Interaktionen. Vor diesem Hintergrund stellen sie soziale Systeme 
dar; soziale Faktoren sind maßgeblich an der Entwicklung von Innovationen beteiligt: 
„Innovationsprozesse werden nicht durch irgendeine immanente technologische ,Lo-
gik‘ vorangetrieben, sondern durch das Zusammenwirken von sozialen Akteuren“ 
(Buhr, 2010, p. 40; Welsch, 2015). Diese Innovationssysteme lassen sich in einen en-
gen und weiten Begriff unterteilen, die beide wiederum von List und dessen Gedanken 
zu nationalen Produktionssystemen inspiriert wurden (List, 1841). List erfasste im Ge-
gensatz zu anderen zeitgenössischen Vertretern der klassischen Ökonomie die Not-
wendigkeit staatlicher Förderung von Wissen (Buhr, 2010, p. 44). Das enge Verständ-
nis bezieht sich auf Hochschulen, Forschungsinstitute oder F&E-Abteilungen von Un-
ternehmen sowie staatliche Instituten für Innovationspolitik, wobei lediglich Instituti-
onen berücksichtigt werden, die in einer direkten Korrelation stehen, das heißt „die 
unmittelbar an der Suche nach und der Herausbildung von neuem Wissen beteiligt 
sind“ (Buhr, 2010, p. 40). Unter einem Innovationssystem im ausgedehnteren Sinne 
                                               
 
4 Ein wichtiger Grund für die sich daran anschließende zunehmende wissenschaftliche und politische Beachtung 
des NIS-Konzepts war insbesondere, dass in den späten 80er-Jahren nach Erklärungen für die zunehmende Wirt-
schaftskraft Japans und die damals festgestellte relative Schwäche der USA und anderer westlicher Industrielän-
der gesucht wurde. 
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versteht man weitere Institutionen, wie Schulen, Weiterbildungseinrichtungen oder 
auch Wirtschaftsverbände, „die für die Entwicklung von Innovationen indirekt wichtig 
sind, indem sie beispielsweise Lernprozesse erleichtern und fördern, [...] weitere In-
puts für Innovationen bereitstellen“ (Buhr, 2010, p. 41ff.). Den bedeutendsten Rahmen 
für Innovationsprozesse bietet der Nationalstaat aufgrund seiner Entscheidungskom-
petenz in vielen Politikbereichen, aber auch seinem Gewaltmonopol in Exekutive, Ge-
setzgebung sowie dem Rechtswesen: „Er definiert den Rahmen und zahlreiche Regeln 
des Innovationssystems, weshalb die nationale Ebene desselben die bedeutendste ist“ 
(Buhr, 2010, p. 42). Im Folgenden wird ein Überblick über die Definitionen nationaler 
Innovationssysteme gegeben. Während Lundvall, Galli/Teubal und Edquist 1997 eine 
recht weit gefasste Definition nutzen, verstehen Freeman, Nelson sowie die OECD ein 
NIS im engeren Sinne.  
 











“[...] a system of innovation is constituted by ele-
ments and relationships which interact in the pro-
duction, diffusion and use of new, and economi-
cally useful, knowledge (and that) a national sys-
tem encompasses elements and relationships, either 
located within or rooted inside the borders of a na-





“The set of organizations, institutions, and linkages 
for the generation, diffusion, and application of sci-
entific and technological knowledge operating in a 





“All important economic, social, political, organi-
zational, and other factors that influence the devel-
opment, diffusion, and use of innovations” (Edquist 










“The network of institutions in the public and pri-
vate sectors whose activities and interactions initi-
ate, import, modify and diffuse new technologies  
may be described as ‘the national system of inno-
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“[...] Consider the term ‘innovation.’ In this study 
we interpret the term rather broadly, to encompass 
the process by which firms master and get into 
practice product designs and manufacturing pro-
cesses that are new to them, if not to the universe 
or even to the nation. [...] Then there is the term 
‘system. ’ [...] Rather the concept is of a set of in-
stitutions whose interactions determine the innova-
tive performance, in the sense above, of national 
firms. [...] Rather, the ‘systems’ concept is that of a 
set of institutional actors that, together, plays the 
major role in influencing innovative performance” 




„Das Forschungs- und Innovationssystem wird 
nach international akzeptiertem Verständnis in ei-
nem weiten Sinne als Tableau all jener Institutionen 
aufgefasst, die wissenschaftlich forschen, Wissen 
akkumulieren und vermitteln, Arbeitskräfte ausbil-
den, Technologien entwickeln, innovative Pro-
dukte und Verfahren hervorbringen sowie verbrei-







Quelle: Eigene Darstellung 
 
Bei der Auflistung dieser verschiedenen Definitionen zeigt sich jedoch, dass alle the-
oretischen Ansätze nationaler Innovationssysteme denselben Gegenstand in den Blick 
nehmen: Interaktionen innerhalb gegebener Institutionen. Die vorliegende Analyse 
knüpft daran an und bedient sich der Definition von Lundvall und Edquist, die eben 
genau diese Interaktion verschiedener Akteure am deutlichsten zum Ausdruck bringt.  
An dieser Stelle nun ist festzuhalten, dass dem Konzept der Innovationssysteme, wel-
ches in den innovationstheoretischen Debatten der Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften verwurzelt ist, gerade die Bestimmung der Faktoren von industrieller Wett-
bewerbsfähigkeit sowie wirtschaftlichen Wachstums zugrunde liegt. Innovationssys-
teme werden dabei als heterogene Netzwerke visualisiert, die die Entstehung, Weiter-
entwicklung sowie Diffusion neuer Technologien unterstützen – sprich an allen Pro-
zessen der Innovation beteiligt sind (Blättel-Mink, 2009, p. 11). Folglich beschreiben 
sie ein Konzept „einer ganzheitlichen Sicht auf die Art und Weise, wie Innovationen 
in einem Sektor oder einer Volkswirtschaft generiert werden“ (Schade, 2010). Vor 
diesem Hintergrund stellen sie einen Teil des theoretischen Frameworks der Arbeit 
dar.  
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Seit Ende der 90er-Jahre hat sich der System of Innovation Approach (vgl. Edquist 
1997; 2005) als das einflussreichste Paradigma innerhalb der internationalen Innova-
tionsforschungsgemeinschaften etabliert. Die Systeme der Innovationsperspektive bil-
den nicht nur den Diskussionsrahmen für die wissenschaftlichen Debatten zum Thema 
Innovation, sie bieten auch konzeptionelle und strategische Orientierung für viele Re-
gierungen und internationale wie supranationale Organisationen wie die OECD und 
die Europäische Union (Fagerberg & Verspagen, 2009; Lindner et al., 2016) 
“Arguably, the articulation and growing relevance of normative directions of 
research, technology development and innovation in addition to and beyond 
the objectives of economic growth and international competitiveness signify a 
paradigm - shift in STI policy. While this reorientation towards addressing 
challenges, which can be empirically observed, might be welcomed from a nor-
mative point of view, it poses significant challenges for the substance, proce-
dural design and coordination of STI” (Lindner et al., 2016, p. 1) 
 
Die Innovationsforschung beschäftigt sich neben nationalen Systemen aber auch mit 
anderen Ebenen der systemischen Analyse, um so die Komplexität des internationalen 
Mehrebenensystems besser abbilden und unterschiedliche inhaltliche Zusammen-
hänge evaluieren zu können: Nationale Innovationssysteme (Freeman, 1987; 
Lundvall, 1992; Nelson, 1993), Regionale Innovationssysteme (Braczyk, Cooke, & 
Heidenreich, 1998), Technologische Innovationssysteme (Carlsson & Stankiewicz, 
1991) und Sektorale Innovationssysteme (Malerba, 2002). Der Innovationssysteman-
satz stellt in den meisten OECD-Staaten die vorherrschende Basis heutiger Innovati-
onspolitik dar. Dieser geht davon aus, dass Innovationen entstehen, wenn verschiedene 
Akteure aus divergenten Bereichen in voneinander abhängigen Prozessen agieren 
(Mai, 2011, p. 11). So auch in den beiden Fallbeispielen dieser Arbeit, Deutschland 
und USA. 
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Abbildung 9: Heuristisches Modell eines Innovationssystems 
Quelle: (Kuhlmann & Arnold, 2001, p. 2) 
 
Die obige Abbildung (Abbildung 9) verdeutlicht nochmals, dass die Darstellung der 
wesentlichen Funktionen eines Innovationssystems grundlegend für die Analyse von 
Innovationssystemen ist: Implementierung von politischen Rahmenbedingungen für 
Innovationen, die Generierung von Wissen und Innovationen in Wissenschaft und 
Wirtschaft, die Einführung von Innovationen, Marktentwicklung, Marktdiffusion 
durch Wissenstransfer sowie Netzwerkausbau. Das Innovationssystem bildet eine Art 
Analyserahmen von Innovationen und dient als theoretisches Framework für staatliche 
Innovationspolitik (Buhr, 2010, p. 38).  
 
Es stellt sich jedoch die Frage, was der Mehrwert einer systemischen Perspektive auf 
die Analyse von Innovation ist. Grundsätzlich lässt sich ein System als ein Konstrukt 
definieren, das sich aus divergenten Komponenten zusammensetzt: “Systems are – as 
networks – a set of activities (or actors) that are interlinked, and this leads naturally to 
a focus on the working of the linkages of the system” (Fagerberg et al., 2005, p. 13). 
Jedoch besteht auch hier kein allgemeingültiges Definitionsangebot: Zum einen be-
steht ein System aus zwei Arten von Einheiten – erstens aus Bestandteilen und zwei-
tens aus den Beziehungen zwischen ebendiesen. Zum anderen sollte ein Grund vor-
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handen sein, warum eine bestimmte Auswahl an Komponenten und Beziehungen aus-
gewählt worden ist, um ein System zu errichten. Schließlich muss es möglich sein, das 
System vom Rest zu unterscheiden, d. h. Grenzen des Systems müssen erkennbar sein 
(Edquist, 2001, p. 4). Dazu zählen auch Innovationssysteme. Eine wesentliche Eigen-
schaft ist der systemische Charakter des Innovationssystems:  
„Nicht die isolierte Bedeutung einzelner Faktoren wird in den Vordergrund 
gestellt, sondern das Zusammenspiel und die wechselseitige Abhängigkeit der 
innovationsrelevanten Variablen stehen im Mittelpunkt. [...] Daher werden im 
Innovationssysteme-Ansatz nicht nur monetäre Inputs berücksichtigt, sondern 
auch institutionelle und organisatorische Faktoren“ (Buhr, 2010, p. 38). 
 
Der Untersuchung liegt die Annahme zugrunde, dass „Innovationen eine systemische 
Verfasstheit bzw. ein systemischer Zusammenhang der beteiligten Akteure vorausgeht 
[…]“ (Hufnagl, 2010, p. 62), die ein staatliches Eingreifen legitimieren. Grundsätzlich 
geht der Innovationssystemansatz davon aus, dass staatliche Maßnahmen aufgrund 
von „Systemversagen“ (Hufnagl, 2010, p. 62) gerechtfertigt sind. Dies wiederum bie-
tet ein theoretisches Framework zur Legitimation staatlichen Eingreifens. Auf diese 
Weise gibt der Systemansatz der vorliegenden Fragestellung einen theoretischen Rah-
men, um das innovationspolitische Handeln zwischen den beteiligten Akteuren, zu de-
nen auch die jeweiligen nationalen Regierungen zählen, zu beschreiben und zu analy-
sieren: 
„Innovationsprozesse im Rahmen eines systemtheoretischen Konzepts zu ana-
lysieren, geht auf Arbeiten von Nelson und Edqvist zurück, die nationale Inno-
vationssysteme als Gesamtheit zusammenhängender Komponenten und Ak-
teure hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit miteinander verglichen haben“ 
(Erber & Hagemann, 2007, p. 231). 
 
„Das Konzept der Nationalen Innovationssysteme kann als Instrument zur Analyse 
von wirtschaftlicher Entwicklung und Wirtschaftswachstum verstanden werden“ 
(Lundvall, 2009, p. 80). Darüber hinaus vermag der Ansatz noch weitere Implikatio-
nen aufzuzeigen, denn Innovationsprozesse sind zeitabhängig und stehen unter dem 
Einfluss zahlreicher Faktoren. Verschiedene Akteure innerhalb des NIS wirken mitei-
nander und tauschen sich aus. Hier zeigt sich die Relevanz der gemeinsamen Interak-
tion und nicht der Isolation. Infolgedessen stellt das NIS ein konzeptionelles Frame-
work für vergleichende Analysen auf nationaler Ebene dar und hebt dabei die Interak-
tion sowie gegenseitige Beeinflussung innerhalb des Systems hervor. Für die vorlie-
gende Untersuchung stellt das NIS nicht zuletzt das wesentliche Framework dar, da 
Innovationspolitik einen maßgeblichen Stellenwert innerhalb des Systems einnimmt 
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und auch die Rolle der Akteure sowie staatliches Eingreifen im Rahmen der innovati-
onspolitischen Ausgestaltung auf nationaler Ebene näher analysiert werden können. 
 
Kernelemente nationaler Innovationssysteme 
Innerhalb nationaler Innovationssysteme existieren Organisationen (politische, admi-
nistrative, regulative und wirtschaftliche Akteure) und Institutionen (Gesetze, Verord-
nungen, Traditionen, Praktika oder Normen) (Buhr, 2010, p. 46). Beide stehen in enger 
Relation zueinander, was sich darin zeigt, dass alle Akteure und Institutionen in ein 
institutionelles Umfeld eingegliedert sind. „So bestimmen Institutionen die Anreiz-
struktur für Innovationsaktivitäten in einem Land, formen die in sie integrierten Ak-
teure (Organisationen) und regeln die Beziehungen dieser Akteure/Organisationen zu-
einander“ (Buhr, 2010, p. 46). Vor allem empirisch wird deutlich, dass diese beiden 
Kernelemente wesentlich für den Innovationsprozess sind. Vor diesem Hintergrund 
sollen beide näher beleuchtet werden.  
 

















Quelle: (OECD, 1999, p. 23) 
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Edquist arbeitet den Unterschied zwischen Organisationen und Institutionen explizit 
heraus. Er definiert Organisationen als „[…] formal structures with an explicit purpose 
and they are consciously created“ (Edquist & Johnson, 1997, p. 47). Dabei setzt er sie 
gleich mit Schauspielern und nennt beispielhaft Unternehmen, Universitäten, Venture-
Capitalists-Organisationen und Public Policy Agencies (Edquist, 2001, p. 5). Weiter 
werden Institutionen definiert als „sets of common habits, routines, established prac-
tices, rules, or laws that regulate the relations and interactions between individuals, 
groups and organizations“ (Edquist & Johnson, 1997, p. 46). Dennoch gibt es keine 
vorherrschende Meinung über eine genaue Definition, vielmehr sind unterschiedliche 
Definitionen im Umlauf. “The conceptual ambiguity and fuzziness surrounding the 
term ‘institution’ has not been sorted out; it is an unresolved issue” (Edquist, 1997, pp. 
24-26). Während für Nelson/Rosenberg Institutionen eine andere Art von Organisati-
onen sind, spricht Lundvall mehr von Spielregeln, die eine Abnahme der Verbindlich-
keit suggerieren (Lundvall, 1992, p. 10; Nelson, 1993, pp. 5-13; Nelson & Rosenberg, 
1993). Festzuhalten ist lediglich, dass es einen allgemeinen Konsens darüber gibt, dass 
Organisationen sowie Institutionen die Hauptkomponenten in einem Innovationssys-
tem darstellen, deren Beschreibung jedoch sich zwischen den und innerhalb der Sys-
teme unterscheidet (Edquist, 2001, p. 5). 
 
Akteure eines Innovationssystems 
Nicht nur Organisationen und Institutionen haben bedeutende Funktionen, sondern 
auch mehrere Akteure agieren innerhalb eines Innovationssystems. Diese gilt es bei 
der Analyse des Innovationssystems zu untersuchen. Fest steht, dass Innovationspro-
zesse nicht direkt von einzelnen Akteuren angestoßen werden können, vielmehr ist 
eine gute Interaktion mehrerer Akteure zu etablieren (Buhr 2010, 89). Die nachfol-
gende Abbildung visualisiert die zentralen Akteure und ihre Wechselwirkungen inner-
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Abbildung 11: Akteure des Innovationssystems und ihre Rolle  
 
Quelle: (Polt et al., 2014, p. 37) 
 
Dennoch bietet der Nationalstaat nach wie vor das bedeutendste Gerüst für Innovati-
onsprozesse, da dieser über Exekutive, Gesetzgebung sowie weitere politische Hand-
lungsfelder bestimmt. Darüber hinaus stellt er mit Regeln die Rahmenbedingungen für 
ein Innovationssystem auf (Buhr, 2010, p. 42). Folglich hat das Innovationssystem 
einen ausschlaggebenden Einfluss auf Modernisierungsprozesse von Gesellschaften, 
wobei jedes System unterschiedlich ist.  
 
Als ein „hybrides System“ (Kuhlmann, 1999) stellt es einen Teil der Gesellschaft dar, 
der weit in andere gesellschaftliche Bereiche übergeht, z. B. durch Bildung oder durch 
unternehmerische Innovationsaktivitäten und deren sozioökonomische Auswirkungen 
(Kuhlmann, 2001, p. 957). Nationale Innovationssysteme wurden als neue Erklärun-
gen für die unterschiedlichen Grade der Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirtschaften, 
vor allem für ihre technologische Wettbewerbsfähigkeit sowie deren Innovationsfä-
higkeit durch die Sozialwissenschaften, entdeckt. Sie gaben Antworten und bildeten 
den Hintergrund für die zunehmende Bedeutung internationaler Hightech-Märkte. Es 
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wurde deutlich, dass verschiedene nationale und regionale Muster technologischer o-
der naturwissenschaftlicher Spezialisierung sowie damit verbundene „Innovationskul-
turen“ jeweils in historischen Ursprüngen verwurzelt sind (Kuhlmann & Edler, 2003a, 
p. 8ff). 
 
Vor diesem Hintergrund können zwei grundlegende Typen nationaler Innovationssys-
teme und öffentlicher Finanzierungen unterschieden werden: auf der einen Seite der 
marktorientierte angelsächsische Typ, der überwiegend auf Wettbewerb basiert, auf 
der anderen Seite das koordinierte deutsche Modell des Innovationssystems, das 
hauptsächlich auf Verhandlungen und Kooperation aufgebaut ist. Infolgedessen wird 
die deutsche F&E-Landschaft als ein beständiges und organisiertes System betrachtet, 
das inkrementelle Innovationen in angewandten Technologien begünstigt. Im Gegen-
satz dazu wird das angelsächsische System als ein vergleichsweise unkoordiniertes, 
jedoch dementsprechend auch flexibleres und zugänglicheres System bewertet, das ein 
höheres Potenzial für radikalere Innovationen aufweist (Hohn & Lautwein, 2003, p. 
255; Soskice, 1997). 
 
Es gibt zwei mögliche politische Auswirkungen des Konzepts Innovationssysteme. 
Zum einen liefert dieser Ansatz einen Analyserahmen, um spezifische Policy Issues 
zu bestimmen. Zum anderen umfasst das Konzept allgemeingültige politische Auswir-
kungen, wie andere Wirtschaftstheorien auch. Die Stärke des Ansatzes im Kontext des 
vorliegenden Erkenntnisinteresses liegt in dessen systemischer Perspektive begründet. 
Das Konzept der nationalen Innovationssysteme verschiebt den Schwerpunkt von in-
dividuellen Handlungen und isolierten Einheiten wie Unternehmen und Verbrauchern 
innerhalb einer Volkswirtschaft hin zur gemeinschaftlichen Unterstützung von Inno-
vationen: “It addresses the overall system that creates and distributes knowledge, 
rather than its individual components.” (Edquist, 1999, p. 15). Nicht zuletzt vor diesem 
Hintergrund bildet dieser Ansatz hier einen Teil des theoretischen Frameworks. 
 
3.2.2. Varieties-of-Capitalism-Ansatz 
Auch wenn der VoC-Ansatz kein explizites theoretisches Konzept für Innovation und 
Wissenstransfer darstellt, zeichnet er ein genaues Bild vom weiteren institutionellen 
Rahmen nationaler Produktionssysteme, in den alle relevanten Prozesse der Innova-
tion und des Wissenstransfers in einer Marktwirtschaft eingebettet sind (Ortiz, 2013, 
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p. 43). Vor diesem Hintergrund wird er in der vorliegenden Arbeit als theoretischer 
Ansatz betrachtet, der implizit institutionelle Strukturen und Mechanismen auf natio-
naler Ebene beschreiben kann. Außerdem ermöglicht der Ansatz weitergehende theo-
retische Annahmen über die spezifischen institutionellen Konfigurationen bestimmter 
nationaler Innovationsausgestaltung. Denn nimmt man an, dass politische Ökonomien 
mit unterschiedlichen Koordinationsmechanismen erfolgreich sein können (Hall & 
Soskice, 2001b), so wird man, wie in der vorliegenden Analyse der Fall, auf die insti-
tutionellen Absprachen, Akteure und staatlichen Rahmenbedingungen eingehen (Buhr 
& Frankenberger, 2014, p. 64).  
 
Die vergleichende Kapitalismusforschung erlebte ihren Auftakt in den späten 1990er-
Jahren. Der VoC-Ansatz wurde dabei anders als beim NIS von nur einem Forscher-
team entwickelt. Diese Arbeit von Hall und Soskice hat die größte Popularität in die-
sem Forschungsfeld erlangt, da sie sich einerseits als ein geeigneter Rahmen für eine 
institutionalistische Analyse erwiesen hat. Darüber hinaus stellt es eine normative Al-
ternative zur extrem abstrakten neoklassischen Ökonomie dar (Nölke, May, & Claar, 
2014). Aufgrund dieser Stärken wird dieser Ansatz hier als theoretische Grundlage 
bemüht. 
 
Innerhalb des Bereichs der vergleichenden Kapitalismusforschung gibt es eine Debatte 
über institutionelle Varianten zeitgenössischer kapitalistischer Wirtschaftssysteme. 
Erkenntnisse aus den Theorien des Institutionalismus (Hall/Taylor 1996), der Institu-
tionenökonomie (Williamson 1985; North 1990), den Ergebnissen der Forschung über 
Neokorporatismus (Schmitter 1974; Streeck/Schmitter 1985) sowie der neuen Wirt-
schaftssoziologie (Grano-Vetter 1985) lieferten Anreize dafür. Obwohl die Erfor-
schung des Kapitalismus die Spielwiese für eine Vielzahl von analytischen und theo-
retischen Rahmenbedingungen bietet, gibt es einige wenige Annahmen, die sich bei 
den meisten Wissenschaftlern wiederfinden lassen. Diese grundsätzliche Idee lässt 
sich durch die Annahme beschreiben, dass kapitalistische Institutionen in den jeweili-
gen Ländern unterschiedlich ausgeprägt und dass diese Unterschiede nicht zufällig 
sind. 
 
Michel Albert benutzte den Ausdruck „varieties of capitalism“ erstmalig in seinen Stu-
dien in den frühen 1990er-Jahren, in denen er zwei unterschiedliche Varianten des 
3. Forschungsstand und Theorie 
 
 68 
modernen Kapitalismus identifizierte (Albert, 1991). Dabei grenzt er ein flexibles, in-
dividualistisches Modell, nämlich das angelsächsische, das auf das Erreichen kurzfris-
tiger Einnahmen ausgerichtet ist, von dem sogenannten rheinischen Kapitalismusmo-
dell ab, das sich durch langfristige Verpflichtungen und eine höchstmögliche Überein-
stimmung zwischen den Akteuren des ökonomischen Systems auszeichnet (Albert, 
1991). Auf diese Grundelemente aufbauend wurde der bahnbrechende VoC-Ansatz 
mit der Publikation von „Varieties of Capitalism: The Institutional Foundations of 
Comparative Advantage“ durch Peter Hall und David Soskice im Jahre 2001 schnell 
populär (Hall & Soskice, 2001b). Aufgrund seiner interdisziplinären Perspektive zog 
der Ansatz viel Beachtung durch die Literatur der Vergleichenden Wirtschaftspolitik 
nach sich und wurde auf viele unterschiedliche Fragestellungen angewandt. Trotz sei-
ner wachsenden Popularität wurde der VoC-Ansatz seit seiner Veröffentlichung 
hauptsächlich für drei Aspekte kritisiert. Zum einen ist das Fehlen von glaubwürdigen 
empirischen Daten ein offensichtlicher Mangel in der Validität der Studie. Zum zwei-
ten basiert die Unterscheidung zwischen einer koordinierten und einer freien Markt-
wirtschaft nur auf einer geringen Anzahl von Indikatoren und lässt den Prozess des 
institutionellen Wandels außer Acht (Kaiser, 2008b, p. 37). Folglich vermag der VoC 
keine temporale Aussagekraft zu entfalten, sondern stellt vielmehr eine statische Mo-
mentaufnahme des jeweiligen Kapitalismus dar. Darüber hinaus weisen Kritiker als 
dritten Kritikpunkt darauf hin, dass der VoC-Ansatz beschränkt ist auf die Analyse 
von Kern-OECD-Ländern, wohingegen Länder in Asien, Osteuropa, Afrika und La-
teinamerika nicht viel Aufmerksamkeit erhalten (Feldmann, 2006).  
 
Doch wie genau entfaltet der VoC-Ansatz nun seine theoretischen Annahmen? Zu-
nächst definiert er verschiedene kapitalistische Modelle, abhängig davon, auf welche 
Weise Unternehmen in einem Land in einen bestimmten institutionellen Aufbau ein-
gebettet sind. Die Grundidee basiert auf der Annahme, dass verschiedene institutio-
nelle Rahmenbedingungen zu unterschiedlichen Ausgestaltungen von Innovation füh-
ren, die Unternehmen mit unterschiedlichen Wettbewerbsvorteilen in ihrem jeweiligen 
Geschäftsbereich ausstatten (Panuescu & Schneider, 2004, p. 34). Der VoC-Ansatz 
wird als neuer Studienansatz verstanden, der helfen kann, die institutionellen Struktu-
ren in Industrieländern zu durchschauen, indem ihre Unterschiede und Gemeinsam-
keiten herausgearbeitet werden (Hall & Soskice, 2001a, p. 1). Die Kernannahme ist 
folglich, dass institutionelle Rahmenbedingungen für das strategische Zusammenspiel 
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zwischen Unternehmen und ihrer entsprechenden Unternehmensstrategie zu verschie-
denen Formen von Marktwirtschaft führen. Unter Berücksichtigung dieser Verbin-
dung unterscheiden Hall/Soskice zwischen zwei idealtypischen Modellen: Der „coor-
dinated market economy-type“ (CME) auf der einen Seite und der „liberal market eco-
nomy-type“ (LME) auf der anderen Seite (Hall & Soskice, 2001a, p. 8). So ist ebendies 
das Ziel des VoC-Ansatzes, verschiedene Varianten innerhalb des kapitalistischen 
Systems sorgfältig herauszuarbeiten. Das Best-Practice-Argument der neoklassizisti-
schen Wirtschaftstheorie wird aus dem Grund abgelehnt, dass es bestimmte institutio-
nelle Rahmenbedingungen gibt, die sich systematisch von denen unterscheiden, auf 
die die neoklassizistische Wirtschaftstheorie ihre Argumentation aufbaut. Mit anderen 
Worten wird die alleinige Fokussierung der neoklassizistischen Wirtschaftstheorie auf 
„market systems“ als einzige institutionelle Rahmenbedingungen, die aus dem Kapi-
talismus folgen, als unzureichend negiert. Market Systems werden vielmehr nur als 
ein Teil des Ganzen angesehen. Daher besteht die Notwendigkeit für die Identifikation 
von ergänzenden Rahmenbedingungen, die den fehlenden Teil erklären können. Dies 
ist ein Ansatz für die politische Ökonomie, der nicht nur darauf abzielt, wichtige Mus-
ter von Ähnlichkeit und Differenz zwischen den Nationen zu identifizieren, sondern 
auch die Prozesse aufzuklären, durch die sich die nationalen politischen Ökonomien 
verändern. Vor diesem Hintergrund zielt der VoC-Ansatz darauf ab, wichtige Muster 
von Ähnlichkeit und Differenz zwischen den Kapitalismen der Nationen zu identifi-
zieren (Hall & Soskice, 2001a, p. 65).  
 
Die Annahmen, die im Rahmen des VoC-Ansatzes gemacht werden, enthalten weit-
gehend das Ideengut der Neuen Institutionenökonomie. In seiner Studie unterscheidet 
North (North, 1990) zwischen Institutionen und Organisationen. Institutionen werden 
definiert als „set of rules [...] that actors generally follow, whether for normative, cog-
nitive, or material reasons“ (Hall & Soskice, 2001a, p. 9). Auf der anderen Seite 
werden Organisationen beschrieben als „durable entities with formally recognized 
members, whose rules also contribute to the institutions of the political economy“ 
(Hall & Soskice, 2001a, p. 9). Diese Definitionen verdeutlichen eines der Hauptargu-
mente des VoC: Die Strategie folgt der Struktur. Auch wenn Unternehmen eine ge-
wisse Markt- oder teilweise auch politische Macht genießen, werden sie immer danach 
streben, die übergeordneten institutionellen Rahmenbedingungen, die durch den Staat 
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gesetzt werden, zu ihren Gunsten zu verändern. Insbesondere Institutionen, die Bedin-
gungen zur Koordinierung festlegen, sind von Natur aus gemeinschaftlich und umfas-
send. Daher können Institutionen weder von einem einzelnen Akteur erschaffen wer-
den, noch können sie zum Wohle einer bestimmten Gruppe von Firmen dienen, da 
diese zwar gemeinsame Interessen verschiedener Akteure reflektieren, diese aber je-
weils ihrer eigenen Strategie folgen, wenn auch mit ähnlichen gemeinsamen Interes-
sen. Außerdem sind institutionelle Rahmenbedingungen in besonderem Maße der 
Pfadabhängigkeit unterworfen. So ist es nur schwerlich und gegen einigen Widerstand 
möglich, einmal etablierte Normen oder anderes kurzfristig zu verändern. Folglich ist 
die Vorstellung, dass Institutionen zufällig über nationale Wirtschaftsräume verteilt 
sind, schon allein im Hinblick auf die Tatsache zu verwerfen, dass „different types of 
firm relationships vary systematically across nations“ (Hall & Soskice, 2001a, p. 9).  
 
Die von Hall/Soskice vorgenommene Eingruppierung entwickelter Marktwirtschaften 
in zwei Basiskategorien veränderte nachhaltig diesen Wissenszweig der Politikwis-
senschaften. Als Erstes können die Unterschiede kapitalistischer Länder durch eine 
relativ einfache Typologie zusammengefasst werden. Diese Typologie scheint für ver-
schiedene Wissenschaftler intuitiv logisch zu sein, da diese bereits von der These aus-
gingen, dass das Vereinigte Königreich, die Vereinigten Staaten von Amerika, Ka-
nada, Irland, Neuseeland und Australien der gleichen Kategorie angehören und ein 
Konglomerat desselben Typus formten. Schon allein aus historischen Gründen er-
schien diese Annahme schlüssig – waren doch alle diese Staaten auf die oder andere 
Weise Teil des British Commonwealth und daher auch Teil derselben ursprünglich 
zirkulierenden Ideen hinsichtlich des Kapitalismus. Schwieriger erscheint es, Analo-
gien für die zweite Gruppe bestehend aus Deutschland, der Schweiz, der Niederlande, 
Belgien, Österreich, Schweden, Norwegen, Dänemark, Finnland und Japan herzustel-
len. Jedoch allein der geographische Fokus auf Mitteleuropa erlaubt ähnliche Schlüsse 
hinsichtlich eines gemeinsamen Ideenraumes. Die Autoren des VoC argumentieren 
nun gegen die herrschende Meinung einer kapitalistischen Homogenisierungsthese, 
wonach sich verschiedene Marktwirtschaften dem „besten“, nämlich dem liberalen, 
kapitalistischen Modell annähern, was zu einer bedeutsamen Veränderung des theore-
tischen Denkens führte. Dem entgegen stellen sie die Unterscheide und Vorteile des 
jeweiligen Typus heraus. Dies ermöglicht es Hall/Soskice, konkrete wirtschaftliche 
Empfehlungen abzugeben: Länder, die sich zwischen einer koordinierten und einer 
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liberalen Marktwirtschaft entscheiden müssen, sollten ein deutliches Profil entwi-
ckeln, indem sie die Stärken ausnutzen, die das jeweilige System mit sich bringt (Hall 
& Gingerich, 2009, p. 480ff.; Schröder, 2014, p. 17).  
 
Auch wenn sich durch die Zuordnung von Staaten zu einem der beiden Typen nicht 
vollständig vorhersagen lässt, wie sich dieses Land verhalten wird, hilft diese dabei, 
komplexe politische und ökonomische Entscheidungsverfahren auf den kleinsten ge-
meinsamen Nenner zu bringen und zu verstehen, ob die Wirtschaftspolitik eines Lan-
des dazu neigt, liberal oder koordinierend zu sein. Auf diese Weise dient die Typologie 
als ein wichtiges Hilfsmittel für all diejenigen, die an internationalen vergleichenden 
gesellschaftlichen und kapitalistischen Untersuchungen interessiert sind (Schröder, 
2014, p. 19). Im Sinne einer umfassenderen theoretischen Kategorisierung folgt der 
VoC-Ansatz der Tradition des sogenannten Gestaltungsansatzes, der unterstellt, dass 
sich als Folge von Ergänzungen nur bestimmte Kombinationen institutioneller Rah-
menbedingungen als wirtschaftlicher Erfolg herausstellen (Panuescu & Schneider, 
2004, p. 37).  
 
Hall/Soskice argumentieren, dass divergierende institutionelle Rahmenbedingungen 
nationaler Wirtschaftssysteme Unterschiede in den jeweiligen Strategien der Unter-
nehmen erzeugen (Hall & Soskice, 2001b). Das zentrale Merkmal zwischen den ein-
zelnen Kapitalismusformen ist die Art der Koordinierung des Wirtschaftsgeschehens 
der Unternehmen, sowohl intern innerhalb des Betriebes als auch extern (beispiels-
weise gegenüber Partnern oder der Regierung). In diesem Zusammenhang konzentrie-
ren sie sich auf fünf Sphären, in denen Unternehmen konkrete Koordinationsprobleme 
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Abbildung 12: Übersicht Unterscheidung LME und CME 
 
Quelle: (Hall & Soskice, 2001a; Nölke & Vliegenthart, 2009, pp. 677-680) 
 
Liberale Marktwirtschaften und koordinierte Marktwirtschaften bilden die ideale Ty-
pen an den Polen eines Spektrums, in dem viele Nationen einsortiert werden können. 
In liberalen Marktwirtschaften koordinieren Unternehmen ihre Aktivitäten vor allem 
über Hierarchien und wettbewerbsorientierte Marktordnungen. Marktbeziehungen 
sind gekennzeichnet durch den marktüblichen Austausch von Waren oder Dienstleis-
tungen eben im Rahmen von Wettbewerb und Vertragsgestaltung. Als Reaktion auf 
die von solchen Märkten ausgehenden Preissignale passen die Akteure ihre Bereit-
schaft zu Angebot und Nachfrage von Waren oder Dienstleistungen an – oft auf der 
Grundlage der von der neoklassischen Ökonomie hervorgehobenen Grenzrechnungen 
(Hall & Soskice, 2001a). In koordinierten Marktwirtschaften hingegen sind Unterneh-
men stärker von nicht marktbezogenen Beziehungen abhängig, um ihre Bemühungen 
mit anderen Akteuren zu koordinieren und ihre Kernkompetenzen aufzubauen. Diese 
marktfremden Koordinierungsformen beinhalten in der Regel umfangreichere relatio-
nale oder unvollständige Verträge, eine Netzwerküberwachung auf der Grundlage des 
Austauschs privater Informationen innerhalb von Netzwerken und eine stärkere Ab-
hängigkeit von kooperativen Beziehungen im Gegensatz zu Wettbewerbsbeziehungen, 
um die Kompetenzen des Unternehmens auszubauen. Im Gegensatz zu liberalen 
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Marktwirtschaften, in denen die Gleichgewichtsergebnisse des Unternehmensverhal-
tens in der Regel durch Nachfrage- und Angebotsbedingungen auf wettbewerbsorien-
tierten Märkten bestimmt werden, sind die Gleichgewichte, auf denen sich Unterneh-
men in koordinierten Marktwirtschaften abstimmen, häufiger das Ergebnis strategi-
scher Interaktionen zwischen Unternehmen und anderen Akteuren (Hall & Soskice, 
2001a). Dies bietet den Vorteil der größeren Unabhängigkeit von konjunkturellen 
Schwankungen, aber zugleich den Nachteil des größeren Abstimmungsbedarfes. Ge-
nerell gilt: Marktbeziehungen und Hierarchien sind natürlich für Unternehmen in allen 
kapitalistischen Volkswirtschaften wichtig, und selbst in liberalen Marktwirtschaften 
gehen Unternehmen einige Beziehungen ein, die nicht vollständig durch die markt-
wirtschaftlichen Kräfte vermittelt werden. Aber diese Typologie basiert auf der zent-
ralen These, dass die Häufigkeit verschiedener Arten von Firmenbeziehungen zwi-
schen den Nationen systematisch variiert. In einigen Ländern sind Unternehmen bei-
spielsweise hauptsächlich auf formelle Verträge und einen hart umkämpften Markt 
angewiesen, um die Beziehungen zu ihren Mitarbeitern und Finanzlieferanten zu or-
ganisieren, während in anderen Ländern die Unternehmen diese Bemühungen unter-
schiedlich koordinieren. In jeder Volkswirtschaft werden sich die Unternehmen ge-
genüber dem Koordinierungsmodus, für den es institutionelle Unterstützung gibt, 
nicht leicht haben (Hall & Soskice, 2001a).  
 
Der hier aufgezeigte Forschungsstand zeigt eine Auswahl an innovationspolitischen 
Arbeiten, die auf bestimmte Art und Weise zur Forschungsfrage beigetragen haben. 
Dennoch stellt sich die Frage nach möglichen Unterschieden in der innovationspoliti-
schen Ausgestaltung und sich daraus ergebenden länderspezifischen Typen. Diese sol-
len nun in einer Typologie hergeleitet werden. Hierfür stellen die zuvor dargestellten 
Ansätze den theoretischen Rahmen. 
 
3.2.3. Governance-Ansatz 
Seit den 1990er-Jahren hat die wissenschaftliche Governance-Debatte (Benz & Dose, 
2010; Grande, 2012; Mayntz, 1983, 2003; Scharpf, 1997) an Bedeutung zugenommen 
(Schuppert, 2008b, pp. 13-14). Dies ist nicht zuletzt auf die steigende Nachfrage nach 
einem neuen Ansatz zurückzuführen. Dieser sollte bisherige theoretische Zugänge er-
neuern und Grenzdenken überwinden sowie weitere Sichtweisen mit einbringen und 
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neue Entwicklungen deutlich machen (Schuppert, 2008b, pp. 13-14). Governance 
werden viele Eigenschaften zugeschrieben, darunter auch ein übergreifendes Konzept, 
eine Theorie oder Perspektive (Levi-Faur, 2012, p. 3). Die Vielfalt der Kontrollmög-
lichkeiten reflektiert und ordnet neue Wege der Politikgestaltung an.  
Mit Governance geht ein neues Verständnis staatlicher und überstaatlicher Institutio-
nen überein und ermöglicht es, neue Wege der Risikokontrolle zu erforschen, die Bür-
ger zu stärken und neue experimentelle Formen der demokratischen Entscheidungs-
findung zu fördern. Das „Oxford Handbook of Governance“ zeigt, dass Governance 
zunehmend zu einem umfassenden Konzept, das für die Erforschung der politischen, 
wirtschaftlichen, räumlichen und sozialen Ordnung im Allgemeinen und für das Ver-
ständnis der Dynamik des Wandels der kapitalistischen Demokratien im Besonderen 
von zentraler Bedeutung ist (Levi-Faur, 2012, p. 3). Vor diesem Hintergrund ist es 
notwendig, dieses Konzept für den theoretischen Rahmen einer innovationspolitischen 
Arbeit aufzugreifen. Schließlich beschäftigt sich die vorliegende Untersuchung mit der 
Ausgestaltung von Innovationspolitik und einer Typologie, mit Fragen wie: Welche 
Strategien und Programme wurden initiiert, welche Akteure beteiligen sich am Inno-
vationsgeschehen in Deutschland und den USA, welche innovationspolitischen Instru-
mente wurden eingesetzt, um innovationspolitisches Handeln zu fördern? Dabei hat 
bereits die Einführung in den Gegenstandsbereich (Kapitel 2) gezeigt, dass es nicht 
ausreichend wäre, lediglich staatliche und politische Aktivitäten zu betrachten und zu 
analysieren, da weitere Akteure innerhalb des Innovationssystems und somit der In-
novationspolitik eine Rolle spielen. Bei dieser Vielzahl an Akteuren und verschiede-
nen Ebenen stellt sich die Frage nach Koordinierung und Steuerung, sodass das Gover-
nance-Konzept durchaus geeignet ist, diese Akteurs- und Handlungskoordinationen 
sowie Interaktionsformen zu beschreiben. In den letzten Jahrzehnten wurde die politi-
sche Perspektive auf nichtstaatliche Akteure und zivilgesellschaftliche institutionelle 
Mechanismen ausgedehnt (Bauer, Lang, & Schneider, 2012b, p. 7). Nachdem die Po-
litikanalyse identifizierte, dass viele staatliche Programme aufgrund von Problemen 
bei der Umsetzung der Politik gescheitert waren, verlagerte sich der Fokus auf spezi-
fische staatliche und nicht staatliche Akteurskonstellationen in politischen Program-
men (Mayntz, 1983). Darüber hinaus wurde die traditionelle staatszentrierte Ak-
teurskonstellation in der Politikgestaltung auf die integrativere Governance-Perspek-
tive ausgedehnt, als festgestellt wurde, dass  Koordinations- und Umsetzungsprobleme 
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vermieden werden könnten, wenn weitere Akteure in den Prozess der Politikformulie-
rung einbezogen würden (Bauer et al., 2012b, p. 7; Mayntz, 2003). Dies verdeutlicht, 
dass im Hinblick auf Politik und Gesellschaft politische Netzwerke eine bedeutsame 
Rolle bei der Politikgestaltung sowie der gesellschaftlichen Selbstregulierung spielen 
(Scharpf, 1997). Dabei ist Governance weitgehend als Regierungsprozess konzipiert, 
einschließlich aller relevanten Akteure und politischen Instrumente, die an der priva-
ten und öffentlichen Politikgestaltung beteiligt sind. Der Hauptvorteil dieses Konzepts 
besteht darin, einen allgemeinen Rahmen für das breite Spektrum der Akteure und 
institutionellen Arrangements zu schaffen, durch die die Koordinierung, Regulierung 
und Kontrolle von Sozialsystemen und Subsystemen ermöglicht und erleichtert wird 
(Bauer et al., 2012b, p. 8).  
Was ist Governance?  
Governance bedeutet Veränderung im Sinne von Regierung, die sich auf einen neuen 
Regierungsprozess oder veränderte Bedingungen einer geordneten Herrschaft bezieht. 
Ebenso kann es aber auch eine neue Methode sein, mit der die Gesellschaft regiert 
wird. Der Aufstieg von Governance geht mit dem weit verbreiteten Konsens einher, 
dass erneut eine Ära des Wandels und sogar der Transformation sowie des Paradig-
menwechsels ansteht (Levi-Faur, 2012, p. 7). In der Governance-Literatur wurde dies 
am besten durch die Beobachtung von einer Art Verschiebungen („shifts“) in der 
Governance und Kontroversen über deren Richtungen und Auswirkungen erfasst. 
Diese Verschiebungen deuten darauf hin, dass Autorität in verschiedenen Bereichen 
institutionalisiert ist oder zumindest institutionalisiert werden kann. Implizit können 
diese Akteursgruppen miteinander konkurrieren, verhandeln und koordinieren oder 
sich gegenseitig ignorieren. Diese Verschiebungen werden in drei verschiedene Rich-
tungen konzipiert: nach oben (auf die regionale, transnationale oder intergouverne-
mentale Ebene), nach unten (auf die lokale oder städtische Ebene) sowie horizontal (in 
den privaten und zivilen Autoritätsbereich) (Levi-Faur, 2012, p. 7). Folgende 
Verschiebungen sind die am stärksten ausgeprägten:  
“Some of the most dominant ways to think about shifts in governance include 
a shift from politics to markets, from community to markets, from politicians to 
experts, from political, economic, and social hierarchies to decentered mar-
kets, partnerships and networks; from bureaucracy to regulocracy […]” (Levi-
Faur, 2012, p. 7).  
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Governance hat, ähnlich wie die Regierung, in der Literatur mindestens vier Bedeu-
tungen: Sie kann als Struktur, Prozess, Mechanismus oder Strategie beschrieben wer-
den. Darüber hinaus ist es nützlich zu definieren, was Governance nicht ist. Erstens ist 
Governance kein einheitlicher, homogener und hierarchischer Ansatz politik-, wirt-
schafts- oder gesellschaftswissenschaftlicher Studien. Zweitens stellt Governance 
keine Theorie kausaler Beziehungen dar. Es besteht keine Notwendigkeit, Gover-
nance-Strukturen, Prozesse, Mechanismen oder Strategien mit neuen Theorien zu er-
klären. Drittens stellt Governance keine Regierung dar, vielmehr kann es als eine Art 
Alternative zur Regierung angesehen werden, aber es ist nicht gleichbedeutend mit ihr 
(Levi-Faur, 2012, p. 9).  
 
Renate Mayntz definiert den Begriff als Koordination staatlicher und nicht staatlicher 
Akteure: 
„Auf den Nationalstaat bezogen meint Governance ,das Gesamt aller nebenei-
nander bestehenden Formen der kollektiven Regelung gesellschaftlicher Sach-
verhalte, von der institutionalisierten zivilgesellschaftlichen Selbstregelung 
über verschiedene Formen des Zusammenwirkens staatlicher und privater Ak-
teure bis hin zu hoheitlichem Handeln staatlicher Akteure‘. [...] Genau genom-
men sollten sogar drei Aspekte von Governance unterschieden werden: Ak-
teurskonstellationen (z. B. Hierarchie, Netzwerk), die Modi der Interaktion 
zwischen ihnen (z. B. Anordnen, Verhandeln) und die Art der getroffenen Ent-
scheidungen (Gesetze, Vereinbarungen)“ (Mayntz, 2010; Schuppert, 2008a, p. 
26) 
 
Dies zeigt unter anderem, dass der Begriff Governance mit dem Prozessaspekt der 
Regierung gleichgesetzt wird und damit die institutionelle Perspektive der Regie-
rungsstudien ergänzt. Mit anderen Worten, Governance wurde als Synonym für poli-
tische Steuerung verwendet. In letzter Zeit wurde der Begriff Governance jedoch auf 
zwei weitere Arten verwendet, die sich beide von der politischen Führung oder Steu-
erung unterscheiden (Mayntz, 2003, p. 27ff.). Zum einen wird Governance heute oft 
eingesetzt, um einen neuen Regierungsmodus aufzuzeigen, der sich vom hierarchi-
schen Kontrollmodell differenziert, einen kooperativeren Modus, bei dem staatliche 
und nicht staatliche Akteure an gemischten öffentlich-privaten Netzwerken teilneh-
men. Die zweite neue Bedeutung des Begriffs Governance ist viel allgemeiner und hat 
eine andere Abstammung. Governance bedeutet hier die verschiedenen Formen der 
Koordination einzelner Aktionen oder Grundformen der sozialen Ordnung (Mayntz, 
2003, p. 28).  
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Beim weiteren Versuch, Governance zu definieren, muss abermals eine Unterschei-
dung aufgezeigt werden. In diesem Diskurs wird zwischen einem engen und weiten 
Governance-Begriff differenziert. Ersterer charakterisiert eine nicht hierarchische 
Steuerung, die auch nicht staatliche Akteure in ihr Handeln einschließt (Schuppert, 
2008b, p. 24). Dies bedeutet: „[...] nur diejenigen Formen der Steuerung, bei denen 
hierarchische staatliche Entscheidungen nicht im Zentrum stehen, sondern das Zusam-
menwirken von staatlicher und privater Seite dominiert“ (Schuppert, 2008b, p. 24). 
Mayntz und Benz hingegen vertreten die Ansicht eines weiten Governance-Begriffs. 
Dieser betont das Zusammenspiel von Hierarchie, Netzwerken, Wettbewerb und Ver-
handlungen. Jede Form sozialer Handlungskooperation: „[...] [ein] weitgespannter Bo-
gen von Hierarchie bis zur institutionalisierten gesellschaftlichen Selbstregelung die 
gesamte Bandbreite der Interaktionsmuster [...]“ (Schuppert, 2008b, p. 24). Die Kern-
elemente von Governance – Steuerung und Koordinierung – beziehen sich auf wech-
selseitige Beziehungen zwischen Akteuren, beruhen auf institutionalisierten Regelsys-
temen und umfassen Interaktionsmuster kollektiven Handelns (Benz/Dose 2004, p. 
25). 
Obgleich der Begriff Governance verschiedenste Verwendungen findet, kann ein be-
ständiger Begriffskern konstatiert werden. Zum einen stellt Governance die Steuerung 
und Koordination dar, die auf wechselseitige Beziehungen zwischen Akteuren abzielt 
(1). Hierbei basiert das Steuern und Koordinieren auf institutionalisierten Regelsyste-
men, die das Agieren der Akteure leiten (2). Darüber hinaus beinhaltet Governance 
auch Interaktionsmuster sowie Modi kollektiven Handelns, die aus dem institutionel-
len Kontext entstehen, jedoch nicht davon vorbestimmt sind, wie etwa Netzwerke oder 
Koalitionen (3). Schließlich wird deutlich, dass bei Steuerungs- oder Koordinations-
prozessen innerhalb von Governance Organisationsgrenzen überschritten werden, bei-
spielsweise zwischen Staat und Gesellschaft (4) (Benz & Dose, 2010, p. 25ff.). 
Government vs. Governance 
In der Debatte ist es unabdingbar, auf die jeweilige Perspektive zu schauen. Denn wäh-
rend die Government-Perspektive den Staat als Institution mit Unterscheidung von 
Markt und Gesellschaft betrachtet, so verdeutlicht die Governance-Perspektive, dass 
Staat, Markt, soziale Netzwerke sowie Gemeinschaften eine institutionelle Regelungs-
formen darstellen (Benz & Dose, 2010, p. 26). Im Fokus steht dabei die Steuerungs- 
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sowie Koordinationsfunktion der institutionellen Strukturen und nicht das Steuerungs-
handeln der Akteure. Konkret bedeutet dies institutionelle Mechanismen auf horizon-
taler und vertikaler Ebene, wodurch Netzwerke regiert werden (Benz & Dose, 2010, 
p. 26). Theoretisch betrachtet sensibilisiert Governance für das Zusammenspiel zwi-
schen Strukturen und Prozessen, Institutionen und Akteuren sowie zwischen Regeln 
und Regelanwendungen (Benz & Dose, 2010, p. 27). Während zu Zeiten des Absolu-
tismus der Staat als Garantie von Wohlfahrt sowie maßgebliche gesellschaftliche Steu-
erungsinstanz galt (Mayntz, 2010, p. 38), zeigte sich mit den ökonomischen und sozi-
alen Herausforderungen der 60er- und 70er-Jahren das Ende des stark interventionis-
tischen Staates, der diese nicht lösen konnte, denn traditionelle kontrollpolitische In-
strumente zur Bewältigung dringender sozioökonomischer Probleme zeigten lediglich 
begrenzten Erfolg. Daraus resultierte ein Rückgriff auf alternative Steuerungsinstru-
mente, wie beispielsweise auf anreizbasierte Instrumente und Informationen (Mayntz, 
2010, p. 38). Wenngleich neue Steuerungsinstrumente nicht direkt den Staat in seinem 
Steuerungsauftrag einschränken müssen, wurde eine „Unregierbarkeit“ (Mayntz, 
2010, p. 39) der Gesellschaft offenbar. Unter dem Deckmantel der Effizienz durch 
Privatisierung und Liberalisierung zeigte sich als Konsequenz der Rückzug des Staa-
tes. Dennoch war kein vollständiges Zurücktreten möglich, denn der Staat musste 
Probleme in enger Zusammenarbeit mit privaten Akteuren und der Zivilgesellschaft 
angehen, sodass sich hieraus der kooperative Staat entwickelte. An dessen Stelle tritt 
der Governance-Begriff, der die politische Wirklichkeit stärker abbildet (Mayntz, 
2010, p. 39). Von zentraler Bedeutung bei Governance ist die Kooperation staatlicher 
und zivilgesellschaftlicher Akteure beim Steuern kollektiver Themen: „Governance 
im modernen Staat besteht vielmehr aus der gleichzeitigen Existenz von Regelungs-
formen, die von rein staatlich bis hin zu rein zivilgesellschaftlichen reichen“ (Mayntz, 
2010, p. 39).  
Dem Begriff der New Modes of Governance (NMG), der sich aus der Governance-
Forschung entwickelte, liegt eine neue Art und Weise des Regierens zugrunde. Dabei 
greifen nicht hierarchische Steuerung und Kooperation ineinander. Sowohl öffentliche 
als auch private Akteure handeln hier in formalisierten Verhandlungssystemen oder 
informellen Netzwerken. Nicht hierarchische Steuerung meint in diesem Fall kein gän-
giges Top-down-Regieren. Nicht staatliche Akteure wiederum können an der Entste-
hung von Regelungen partizipieren und so in den Prozess aufgenommen werden 
(Börzel, 2006, p. 78). Auch wenn NMG nicht eindeutig abzugrenzen sind, so werden 
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sie als Steuerungselemente betrachtet, deren Entscheidungen nicht hierarchisch und 
unter Einbindung nicht staatlicher Akteure getroffen werden. „They are structures and 
processes of coordination that aim at adopting and implementing political decisions 
outside the traditional governmental arenas [...]” (Börzel, 2011, p. 78).  Für Mayntz 
ist Governance-Forschung das „Gesamt aller nebeneinander bestehenden Formen der 
kollektiven Regelung gesellschaftlicher Sachverhalte“ (Mayntz, 2010, p. 66). Dies 
zeigt deutlich, dass Governance-Strukturen auf die Entscheidungsfindung und Bereit-
stellung von Kollektivgütern abzielen. Der Governance-Forschung an sich liegt ana-
lytisch die Dichotomie staatlich/nicht staatlich zugrunde. Deutlich wird jedoch auch, 
dass der Staat auch in der Governance-Forschung einen wesentlichen Akteur darstellt.   
Warum Governance?  
Bisher wurde Governance als Konzept vorgestellt und erörtert. Bei dieser Charakteri-
sierung wurde deutlich, dass Governance als Konzept die Handlungskoordination zwi-
schen verschiedenen Akteuren in komplexen sozialen Systemen behandelt. Es gilt nun 
herauszufinden, welche Rolle Governance im innovationspolitischen Kontext ein-
nimmt, was konkret bedeutet, wie das Verhältnis und die Aktivitäten der jeweiligen 
am Innovationssystem beteiligten Akteure gestaltet sind. Betrachtet man die Merk-
male der vorliegenden Typologie (Kapitel 3.3), wird die Bedeutung der Akteure, deren 
Zusammenarbeit und Interaktion und Steuerung deutlich. Warum Governance Teil der 
Policy-Forschung (Mayntz 1998; Mayntz/Scharpf 1995a) und somit auch Teil der vor-
liegenden Untersuchung ist, zeigt sich insbesondere im Hinblick auf die Analyse po-
litischer Programme und deren Umsetzungsprozesse. Denn eine erfolgreiche Umset-
zung gesellschaftlicher Aufgaben und Politik verlangt die Koordination und Zusam-
menarbeit mehrerer Akteure und immer weniger die Hand des souveränen Staates 
(Benz & Dose, 2010, p. 21). Somit stellen Steuerung und Kontrolle keine spezifischen 
Aufgaben oder Kompetenzen einer bestimmten Institution wie beispielsweise des 
Staates dar, vielmehr handelt es sich dabei um Interaktionsprozesse zwischen kol-
lektiven Akteuren, wobei jedoch keine klare Unterscheidung zwischen Subjekt und 
Objekt der Steuerung möglich ist (Benz & Dose, 2010, p. 21). Vor allem innerhalb des 
Global-Governance-Diskurses findet der Begriff Verwendung als Antonym zu rein 
hierarchischer Steuerung (Mayntz, 2010, p. 37). Dies wird auch vermehrt im innova-
tionspolitischen Kontext und in Innovationssystemen deutlich.  
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Die Literatur der nationalen Innovationssysteme konzentriert sich in erster Linie auf 
die F&E-Bemühungen von Unternehmen, öffentlichen und staatlichen Akteuren sowie 
der Forschungs- und Bildungseinrichtungen. Die Literatur des VoC Ansatzes in der 
vergleichenden politischen Ökonomie erkennt auch den systemischen Charakter von 
Innovationsprozessen an, betont aber Unterschiede in institutionellen Systemen, die 
unterschiedliche Arten von Innovationen fördern (Bauer et al., 2012b, p. 13). Vor die-
sem Hintergrund soll hier mit Fokus auf einer innovationspolitischen Typologie eine 
eher dynamischere Sichtweise eingenommen werden. Dies wird durch die Ausarbei-
tung der Ausgestaltung von Innovationspolitik und der ihr zugrunde liegenden politi-
schen Prozesse sowie durch die Verwendung des Governance-Konzepts angestrebt. 
Solche Ansichten lehnen eine rein ökonomische Erklärung der Wettbewerbsleistung 
ab, betonen aber die gesellschaftspolitische Dimension, indem sie argumentieren, dass 
wirtschaftliches Handeln nicht nur durch Märkte und private Eigentumsbeziehungen 
geprägt ist, sondern auch dadurch, dass es in lokale institutionelle Kontexte nicht öko-
nomischer Art eingebettet und von diesen verändert wird (Kim, 1998, p. 281). In dieser 
Hinsicht ist wirtschaftliches Handeln ein Sonderfall des sozialen Handelns und muss 
daher koordiniert oder durch institutionelle Vereinbarungen geregelt werden. Gover-
nance bezieht sich hierbei auf den Prozess der Koordination und Steuerung (Kim, 
1998, p. 281; Mayntz, 2010, p. 37).   
 
Die Governance-Struktur ist für die Leistung eines Bereichs von Bedeutung, da „die 
verschiedenen Governance-Modi zu einer unterschiedlichen Mischung aus Koopera-
tion und Wettbewerb führen“ (Sako, 1994, S. 19). Das normative Interesse hinter 
Governance besteht dann darin, eine optimale Mischung aus Kooperation und Wett-
bewerb innerhalb eines bestimmten Sektors zu finden. Ein so komplexer Governance-
Modus ist oft erforderlich, da die Grenzen des Marktes und der hierarchischen Gover-
nance-Modi isoliert voneinander liegen. Märkte und Hierarchien allein sind nicht gut 
gerüstet, um die komplexe Mischung aus Wettbewerb und Kooperation zu steuern, die 
insbesondere für die Nutzung neuer technologischer Möglichkeiten und der oft kol-
lektiven, evolutionären technologischen Lernprozesse notwendig ist (Cawson et al., 
1990; Teece, 1992; Chang, 1994).  
 
Governance of Innovation 
Governance of Innovation sagt etwas darüber aus, welche Rolle die verschiedenen 
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Akteure im Innovationssystem spielen, wie die Spielregeln funktionieren, wie Ent-
scheidungen getroffen werden und wie Veränderungen im gesamten Innovationssys-
tem entstehen. Die Definition der Europäischen Kommission von Governance kann 
auch auf Wissenschaft, Technologie und Innovation angewendet werden: „‘Govern-
ance’ means rules, processes and behavior that affect the way in which powers are 
exercised, particularly as regards openness, participation, accountability, effectiveness 
and coherence” (Boekholt et al., 2002). In Europa hat sich das Konzept der Gover-
nance erst in jüngster Zeit in der politischen Debatte der STI herausgestellt. Der Be-
griff wird verwendet, um die Konzepte von Regierung und Politik zu erweitern. Das 
Konzept der Governance ermöglicht es einem größeren Kreis von Akteuren, Einfluss 
auf das Ergebnis der Strategieformulierungsprozesse und die Verteilung von Aufga-
ben und Budgets zu nehmen. Wie das obige Zitat zeigt, geht es um die Beziehungen 
zwischen Institutionen, die ein Ensemble bilden. In der vorliegenden Arbeit könnte 
man sagen, dass sich das Ensemble aus den Akteuren des Innovationssystems zusam-
mensetzt. So wird bei der innovationspolitischen Ausgestaltung nicht nur die Politik 
betrachtet und analysiert, sondern auch das Zusammenspiel der verschiedenen Ak-
teure, die gemeinsam die Prioritäten, Strategien, Aktivitäten und Ergebnisse in For-
schung und Innovation festlegen: “Governance is about the handling of complexity 
and the management of dynamic flows. It is fundamentally about interdependence, 
linkages, networks, partnerships, co-evolution and mutual adjustment” (Boekholt et 
al., 2002, p. 3).  
3.3. Entwicklung einer Typologie  
Im folgenden Abschnitt werden sowohl die grundlegenden Merkmale einer Typologie 
als auch die Vorgehensweise bei der Typenbildung dargelegt. Hieraus folgt ein klares 
Verständnis als Grundlage für das Erstellen einer innovationspolitischen Typologie, 
worauf diese Arbeit abzielt.  Ziel ist es, die Typenbildung und das damit einhergehende 
Vorgehen nachvollziehbar zu machen. Dadurch werden die aus der Empirie gewonne-
nen Erkenntnisse strukturiert und gewinnen an Plausibilität. Schließlich wird die für 
die vorliegende Arbeit notwendige Typologie der Ausgestaltung von Innovationspoli-
tiken schrittweise erarbeitet. Hierfür wird ein Merkmalsraum in Form einer Vier-Fel-
der-Matrix entwickelt, die aus einzelnen Merkmalskombinationen mit jeweils unter-
schiedlichen Ausprägungen spezifische Typen der innovationspolitischen Ausgestal-
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tung herauskristallisiert. Letztlich können sieben mögliche Typen innovationspoliti-
scher Ausgestaltung, die sich in der Kombination der drei zentralen Merkmale und 
ihrer jeweiligen Ausprägungen unterscheiden, identifiziert werden: Akteure, Instru-
mente und Governance Modell werden folglich als entscheidend für die Zuordnung zu 
einem der Typen angenommen. Eine derartige Typenbildung vereinfacht den komple-
xen Sachverhalt der Ausgestaltung der Innovationspolitik und untergliedert diesen in 
die drei zentralen Charakteristika. So dient diese als Grundlage für die weitergehende 
Analyse, den Vergleich sowie die typologische Einordnung der innovationspolitischen 
Ausgestaltung in Deutschland und den USA.  
 
Typenbildung ist gängige Praxis in den Sozialwissenschaften, dient als Instrument zur 
Strukturierung empirischer Daten und bezeichnet den Vorgang der Sammlung ge-
meinsamer, kennzeichnender Merkmale und Merkmalsklassen verschiedenartiger Ob-
jekte, Ereignisse oder Phänomene (Kelle & Kluge, 2010, p. 85). Durch die Reduktion 
auf wesentliche charakteristische Merkmale dient dies, wie jede Art der Modellbil-
dung, der Vereinfachung der Wirklichkeit, aber gerade durch diese Vereinfachung er-
möglicht sie auch eine leichtere Orientierung innerhalb der Komplexität sozialwissen-
schaftlicher Vorgänge. Somit wird eine mögliche Ordnung der Realität angeboten, um 
Unterschiede bzw. Gemeinsamkeiten aufzuzeigen sowie zu analysieren. Neben der ty-
pologisierenden Erarbeitung der zugrunde liegenden Fallbeispiele wird so gerade die 
Einordnung weiterer, außerhalb der Untersuchung liegender Fälle möglich und erlaubt 
schnelle Rückschlüsse auf bereits identifizierte Interdependenzen innerhalb und zwi-
schen den festgelegten Typen (Kelle & Kluge, 2010, p. 85).  
 
Generell können Typologien auf verschiedene Art und Weise definiert werden. Der 
vorliegenden Untersuchung liegt eine sehr weite Bestimmung zugrunde: “A typology 
is a theoretically or empirically derived concept which systematically orders complex 
phenomena according to a limited number of attributes” (Lehnert, 2007, p. 63). Be-
trachtet man Typologien aus forschungsmethodischer Sicht, so gelten diese als „Pro-
dukt eines Gruppierungsprozesses, bei dem ein Objektbereich anhand eines oder meh-
rerer Merkmale in Gruppen bzw. Typen eingeteilt wird, so dass sich die Elemente 
innerhalb eines Typus möglichst ähnlich sind“ (Kelle & Kluge, 2010, p. 85). Ein Ty-
pus steht jeweils für eine Untergruppe, die gemeinsame Eigenschaften und Merkmals-
ausprägungen aufweist, anhand derer eine Charakterisierung vorgenommen wurde 
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(Kelle & Kluge, 2010, p. 85). Typenbildung wird daher in der Wissenschaft angewen-
det, um umfassendes exploratives empirisches Material zu strukturieren. Hierbei wer-
den empirische Fälle herangezogen, die basierend auf den jeweils theoretischen Di-
mensionen innerhalb eines Typus homogen sind, jedoch zwischen unterschiedlichen 
Typen Heterogenität aufweisen. Basierend hierauf ist der Begriff des Typus als eine 
Kombination von Merkmalen und Ausprägungen zu verstehen (Kelle & Kluge, 2010, 
p. 85).  
 
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass eine Typologie einen mehrdimensionalen 
Merkmalsraum auf eine bestimmte Weise strukturiert. Innerhalb dieses Merkmals-
raums können einzelne Fälle auf ihren jeweiligen Merkmalsausprägungen basierend 
strukturiert werden. Durch die Kombination verschiedener Merkmale werden Grup-
pen von Fällen, sogenannte (Real-/Ideal-)Typen, identifiziert, die die Grundlage einer 
(Real-/Ideal-)Typologie bilden. Während Realtypen demnach von der Realität abge-
leitet und empirisch nachzuweisen sind, stellen Idealtypen gedankliche Konstrukte 
dar, die so in der Realität nicht vorkommen, da sie auf Extrem- bzw. Idealausprägun-
gen jeweiliger Merkmalskombinationen basieren. Diese Unterscheidung zwischen 
„Ideal- und Realtypus“ (Weber, 1904) ist untrennbar mit dem Namen Max Webers 
verbunden. Denn schon seit dem Ende des 19. Jahrhunderts – zeitgleich mit der Kon-
stituierung der Sozialwissenschaften als wissenschaftliche Disziplin – ist der Methode 
der Typenbildung große Verbreitung zuzuschreiben. Hervorzuheben ist dabei, dass 
Weber der Bildung von Typen eine wesentliche Funktion zuweist, da dadurch ein „er-
klärendes Verstehen“ und die Konstruktion von „Idealtypen“ überhaupt erst möglich 
wurde (Weber, 1976, p. 9). So gelang es ihm, den epistemologischen Gegensatz zwi-
schen verstehenden Geistes- und erklärenden Naturwissenschaften in einer spezifisch 
sozialwissenschaftlichen Methode aufzuheben. Die auf Weber zurückgehende Bil-
dung von Idealtypen ist jedoch für die Analyse der vorliegenden Arbeit nicht zielfüh-
rend, da Weber hier von den real erkennbaren Ereignissen abstrahiert und ideale Merk-
malsausprägungen theoretisch festgelegt. Vielmehr wurde in diesem Fall der umge-
kehrte Weg gegangen und von den empirisch festgestellten Merkmalsausprägungen 
auf reale Typen geschlossen.  
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Beim realtypischen Vorgehen der Typenbildung ist es möglich, quantitativ vorzuge-
hen. Hier erlangt ein Typus dadurch Validität, indem möglichst viele (most n-Analy-
sis) Untersuchungen, dieselben Ergebnisse hervorbringen, die Häufigkeit des Vor-
kommens ist wesentlich. Demgegenüber steht die qualitative Untersuchung und Ty-
penableitung (small-n Analysis), die vielmehr auf der Repräsentation von Einzelfällen 
in ihrem konkreten und authentischen Auftreten rekurriert (Helfferich, 2011, p. 172ff). 
Dies trifft auch auf diese Untersuchung zu, denn für die vorliegende Fragestellung ist 
bedeutend, was die beiden Vergleichsländer unterscheidet. Hierfür ist eine Typologie 




In der vorliegenden Arbeit wurde die vergleichende Analyse als grundlegendes Ver-
fahren der Typenbildung gewählt. Gerade der Vergleich von Einzelfallanalysen ver-
mag es, Unterschiede und Ähnlichkeiten zu identifizieren, um das Datenmaterial zu 
strukturieren sowie Typologien abzuleiten (Kelle & Kluge, 2010, p. 85). Auf diesen 
zuvor dargestellten grundlegenden Ausführungen baut das Stufenmodell empirisch be-
gründeter Typenbildung auf. Kelle und Kluge teilen den Prozess in vier zentrale 
Schritte ein (Kelle & Kluge, 2010, p. 91). Erstens ist eine Erarbeitung relevanter Ver-
gleichsdimensionen (1) notwendig. Dadurch lassen sich Merkmale bzw. Kategorien 
bestimmen, die als Grundlage dafür dienen, Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwi-
schen den Fällen festzustellen, und diese Fälle schließlich als Typen zusammenfassen. 
Hierzu zählt vor allem auch die „Dimensionalisierung“ (Kelle & Kluge, 2010, p. 91), 
womit das Festlegen entscheidender Merkmalsausprägungen gemeint ist. Im nächsten 
Schritt geht es um die Gruppierung der Fälle und die Analyse empirischer Regelmä-
ßigkeiten (2), wobei basierend auf den zuvor festgelegten Vergleichsdimensionen die 
einzelnen Typen durch verbindende, regelmäßige Merkmalsausprägungen gruppiert 
und auf empirische Regelmäßigkeit untersucht werden. Es folgt die Analyse inhaltli-
cher Sinnzusammenhänge (3), wobei der Fokus hierbei nicht auf dem Beschreiben, 
sondern gerade auch auf dem Erklären liegt. Hierfür ist es notwendig, die inhaltlichen 
Sinnzusammenhänge, auf denen die existierenden Gruppen bzw. Merkmalskombina-
tionen gründen, zu analysieren. Schließlich wird die Typenbildung durch eine ausführ-
liche und umfassende Charakterisierung der gebildeten Typen (4) abgeschlossen 
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(Kelle & Kluge, 2010, pp. 91-105). Jedoch stellt das Modell keine geradlinige Anlei-
tung dar, vielmehr besteht die Möglichkeit, dass einzelne Schritte mehrmals wieder-
holt werden können: „[...] so können die Fälle erst den einzelnen Merkmalskombina-
tionen zugeordnet werden, wenn durch die vorherige Erarbeitung der Vergleichsdi-
mensionen ein Merkmalsraum festgelegt worden ist“ (Kelle & Kluge, 2010, p. 91). 
Daher sind in der konkreten Forschungsarbeit mehrmalige Evaluationsschleifen not-
wendig, an deren Ende eine kohärente Typenbildung stehen wird.  
 













Quelle: (Kelle & Kluge, 2010, p. 92) 
 
Wendet man die nun methodisch gewonnenen Ergebnisse hinsichtlich der Typenbil-
dung auf den konkreten Untersuchungsgegenstand der Innovationspolitik an, muss zu-
nächst erneut die Erarbeitung möglicher Vergleichsdimensionen anhand der drei aus-
gewählten Merkmale erläutert werden, bevor die ausgewählten Fallbeispiele einge-
hend zu untersuchen sind. Aus der einschlägigen Forschungsliteratur geht hervor, dass 
die Varianzen von Innovationspolitik auf die Erfahrungen der jeweiligen Länder zu-
rückzuführen sind, die durch verschiedene kontextuelle, institutionelle, strukturelle so-
wie politikökonomische Unterschiede und Ziele von staatlichem Handeln hervorgeru-
fen wurden (Andreoni, 2017, p. 246). Variationen in der Innovationspolitik haben 
große Industrienationen generell umgesetzt, um damit auf die unterschiedlichsten Her-
3. Forschungsstand und Theorie 
 
 86 
ausforderungen zu reagieren (Andreoni, 2017, p. 246). Innerhalb der Innovationsfor-
schung gibt es bereits vereinzelte Versuche einer Klassifizierung von Industrie- oder 
Innovationspolitik. Daher reiht sich die vorliegende Untersuchung in diese bereits vor-
handenen Ansätze ein. Beispielsweise haben Dodgson et al. (Dodgson et al., 2011) ein 
Schema entwickelt, das Länder hinsichtlich ihres Verhältnisses von Markt- und Koor-
dinationslogiken vergleicht, um die entstehende Industriepolitik in einer ausgewählten 
Anzahl von OECD-Ländern zu untersuchen. Auch Andreoni (Andreoni, 2017) befasst 
sich mit länderspezifischer Ausgestaltung. Dabei stellt er einzelne Merkmale fest, mit 
denen er die Unterschiede in den industriepolitischen Erfahrungen der Länder begrün-
det. Hierauf wird später Bezug genommen. 
 
Generell, wie bereits an früherer Stelle aufgezeigt, weist die VoC-Literatur auf die 
Relevanz verschiedener institutioneller Arrangements hin (Hall & Soskice, 2001a; 
Hancké, 2008). Deutlich weniger beachtet wurden bislang die Varianz der jeweiligen 
länderspezifischen Ausgestaltung sowie die Veränderungen in ihren institutionellen 
Rahmenbedingungen (Andreoni, 2017). Das zeigt sich vor allem darin, dass keinerlei 
konkrete innovationspolitische Typologie vorhanden ist. Eine Ausnahme stellt hierbei 
lediglich eine qualitative Unterscheidung und chronologische Darstellung verschiede-
ner Innovationspolitiken dar, wobei dies eher einer Bezeichnung der jeweiligen Pha-
sen im zeitlichen Verlauf entspricht. Vor diesem Hintergrund wird hier eine Typologie 
erstellt, deren Ausarbeitung aufgezeigt werden soll, wobei nach den vier Stufen der 
Typenbildung vorgegangen wird. Dabei verdeutlichen die Merkmalsausprägungen 
eine unterschiedliche Ausgestaltung der nationalen Innovationspolitik, woraus sich 
letztlich voneinander abweichende Typen ergeben. 
 
Erarbeitung relevanter Vergleichsdimensionen (1)  
Nachdem ein Typus bereits zuvor als bestimmte Kombination von Merkmalen defi-
niert wurde, ist es unabdingbar, ebenjene Merkmale für den hier thematisierenden Ge-
genstand zu erarbeiten. Diese dienen als Vergleichsdimensionen, um Unterschiede o-
der Gemeinsamkeiten zwischen den zu untersuchenden Fällen zu erfassen und an-
schließend als Typen zu charakterisieren. Überwiegend bauen die wesentlichen Ver-
gleichsdimensionen auf den hier leitenden Forschungsfragen oder dem theoretischen 
Vorwissen auf und beeinflussen so auch die Datenerhebung. Dies zeigt sich vor allem 
darin, dass die Fragen der Experteninterviews hierauf Bezug nehmen. 
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Weitere Merkmale werden anhand des Datenmaterials entwickelt (Kelle & Kluge, 
2010). Um eine mögliche Varianz zwischen der Ausgestaltung von Innovationspolitik 
in den USA und Deutschland aufzeigen zu können, ist es folglich erforderlich, Merk-
male zu erarbeiten, anhand derer ein Vergleich beider Länder möglich ist. Die ent-
scheidenden Vergleichsdimensionen der vorliegenden Arbeit wurden aus der Defini-
tion der Ausgestaltung von Innovationspolitik heraus entwickelt. Daher ist es unab-
dingbar, das Verständnis von innovationspolitischer Ausgestaltung, das hier leitend 
sein soll, einzubeziehen. Dieses bedeutet im konkreten Fall das Handeln bestimmter 
Akteure mit bestimmten Instrumenten in spezifischen Prozessen. Deshalb werden die 
Merkmale Akteure, Instrumente und Governance Modell und deren Ausprägungen im 
Folgenden ausführlich dargestellt.  
 
Abbildung 14: Übersicht Merkmale Typologie  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Als Erstes wird das Merkmal „Akteure“ und dessen zwei Ausprägungen benannt und 
definiert.5 Unterschieden wird hier nach der Ausprägung staatliche Akteure (A1) und 
nicht staatliche Akteure (A2). Bei Ersterem wird die nationale Innovationspolitik sehr 
stark vom Staat und somit politischen Akteuren gesteuert. Bei Letzterem wird das in-
novationspolitische Handeln und die Ausgestaltung überwiegend durch nicht staatli-
che, größtenteils wirtschaftliche Akteure gesteuert. Für eine ausführliche Darstellung 
der an der Ausgestaltung von Innovationspolitik beteiligten Akteure siehe Kapitel 2 
Einführung. 
 
Des Weiteren zeigt sich das Merkmal der „Instrumente“, die im Rahmen der innova-
tionspolitischen Ausgestaltung eine Rolle einnehmen. Innovationspolitische Instru-
mente (ausführliche Erläuterung hierzu siehe Kapitel 2) sind nicht dazu bestimmt, das 
                                               
 
5 Die Dichotomie der Merkmalsausprägungen wurden für die vorliegende Arbeit selbst definiert und auf zwei 
Ausprägungen festgelegt. Im größeren Rahmen und mit mehr Möglichkeiten sind sicherlich weitere Ausprägun-
gen denkbar. Darüber bedarf es keiner Unterscheidung zwischen nationalen und internationalen Akteuren, denn 
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finale Ziel, wie beispielsweise Wettbewerbsfähigkeit, im direkten Sinne zu beeinflus-
sen, vielmehr geht es um den Innovationsprozess, also die Art und Weise, wie das Ziel 
erreicht werden soll (Borrás & Edquist, 2013, p. 1514). Hierbei gibt es die Ausprägung 
der regulatorischen (B1) und der ökonomischen (B2) Instrumente. Unter regulatorisch 
sind jene Instrumente verordnet, die verbindlich sind, was bedeutet, dass die Akteure 
verpflichtet sind, innerhalb klar definierter Grenzen zu handeln. In diesem Zusammen-
hang gibt es zahlreiche Unterscheidungen, wie beispielsweise zwischen Gesetzen, 
Richtlinien und Regeln (Borrás & Edquist, 2013, p. 1516). Es sind also Maßnahmen, 
die seitens des Staates ergriffen werden, um durch formulierte Regeln und Richtlinien 
das Handeln zu beeinflussen. Im Gegensatz dazu sind ökonomische Instrumente nicht 
verpflichtend wahrzunehmen, was wohl der wesentlichste Unterschied zu den regula-
torischen Instrumenten ist. Vielmehr besteht ein gewisser Spielraum, innerhalb dessen 
entschieden werden kann, ob diese Maßnahme ergriffen wird oder nicht (Bemelmans-
Videc, Rist, & Vedung, 2010, p. 32). Generell geht es bei ökonomischen und finanzi-
ellen Instrumenten darum, dass spezifische Anreize gegeben werden und Unterstüt-
zung der ökonomischen Aktivitäten stattfindet. 
 
Schließlich geht es um das dritte Merkmal, das in Anlehnung an Andreoni wie folgt 
zu beschreiben ist: Andreoni vergleicht bedeutende Volkswirtschaften anhand folgen-
der Kategorien: „governance models“ (1), „packages of measures“ (2) und „transfor-
mation cycle“ (3) (Andreoni, 2017). Das erste Merkmal wurde hier übernommen, da 
es ebenfalls – und im Gegensatz zu den beiden anderen – in Verbindung mit dem An-
satz Nationaler Innovationssysteme eine Rolle spielt. Zurückzuführen ist dies unter 
anderem auf die Tatsache, dass ein Nationales Innovationssystem als eine Art Frame-
work der Innovationspolitik zu betrachten ist und somit einzelne Aspekte beinhaltet, 
die sich als Merkmale für eine Typologie eignen (Akteure, Institutionen, Instrumente). 
Da die Wahl eines bestimmten Governance-Modells unter anderem auch auf nationale 
Akteure und die Verteilung staatlicher Kapazitäten zurückzuführen ist, ist es unab-
dingbar, dieses Merkmal eigenständig für die vorliegende Arbeit in die Kategorisie-
rung ergänzend mitaufzunehmen. Das Governance Modell wird nach der Art und 
Weise definiert, wie ein Land seine – im vorliegenden Fall – Innovationspolitik und 
die verschiedenen Akteure, die an der Gestaltung, Umsetzung und Durchsetzung be-
teiligt sind gestaltet bzw. dem ganzen einen Rahmen gibt (Andreoni, 2017, p. 259). 
Hierbei gibt es einerseits die Ausprägung plan-based strategies/top-down – centralised 
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(C1) (Andreoni, 2017, p. 259). Dabei werden konkrete Ziele und Zielvorstellungen 
gesetzt sowie Handlungsfelder in nationalen Plänen und Strategien formalisiert. An-
dererseits bietet multiple initiative-based measures/bottom-up – decentralised (C2) 
eine größere Flexibilität bei der Zusammensetzung von innovationspolitischen Pake-
ten (Andreoni, 2017, p. 259). Das Letztere ermöglicht daher mehr Selektivität in der 
Politikgestaltung („policy design“), besseres Monitoring sowie die Durchsetzung 
(„policy enforcement“). Bei diesem Merkmal gibt es auch noch eine weitere Ausprä-
gungsmöglichkeit, das mixed/multi layered system (C3), das Länder anwenden, die 
ein mehrschichtiges Politikmodell umsetzen (Andreoni, 2017, p. 259). Hier basiert die 
Innovationspolitik auf mehreren divergenten spezifischen politischen Maßnahmen 
und Initiativen. Diese werden dann in breiteren politischen Strategien verknüpft, deren 
Funktion vor allem darin besteht, die Kohärenz zu gewährleisten, wenn diese Politiken 
hochrangige Investitionen erfordern oder breitere nationale oder föderale Interessen 
betreffen (Andreoni, 2017, p. 248). Generell ist für das Merkmal hervorzuheben, dass 
die Art und Weise, in der nationale Pläne oder Initiativen entworfen und umgesetzt 
werden, auch variieren kann. In der Tat können die Länder einem Top-down-, einem  
Bottom-up-Modell oder einem gemischten Modell folgen, das so definiert ist, wie die 
Design- und Implementierungsfunktionen auf nationaler oder subnationaler Ebene (o-
der in gemischter Form) durchgeführt werden. 
 
Abbildung 15: Ausprägungen der einzelnen Merkmale 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Dieses Konstruieren von Kategorien und ihre Dimensionalisierung, also die theore-
tisch geleitete und empirisch begründete Bildung von Subkategorien, stellt die Basis 
für einen mehrdimensionalen Merkmalsraum dar (Kelle & Kluge, 2010). Dies zeigt 
wiederum, dass Typologien durch diese Kombination von Merkmalen mehrdimensio-
nale Typologien bilden und darstellen. Dafür werden die einzelnen Merkmale nach 
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mehrdimensionaler Merkmalsraum, der sich sehr strukturiert mit einer Mehrfeldertafel 
aufzeigen lässt (Kelle & Kluge, 2010, p. 88). Auch in der vorliegenden Untersuchung 
ergeben die bereits erörterten Ausprägungen der einzelnen Merkmale zusammen einen 
mehrdimensionalen Merkmalsraum. 
 
Gruppierung der Fälle und Analyse der empirischen Regelmäßigkeiten (2) 
Im Anschluss folgt eine Gruppierung des gesamten Datenmaterials anhand der Merk-
male sowie eine Analyse der ermittelten Typen auf empirische Regelmäßigkeiten hin 
(Kelle & Kluge, 2010, p. 91). In diesem Zusammenhang lassen sich zwei Möglichkei-
ten unterscheiden: zum einen das agglomerative Verfahren, das vom Einzelfall aus-
geht und ähnliche Fälle zu Gruppen zusammenfasst, zum anderen die divisive Vorge-
hensweise, die wiederum von einer Gesamtgruppe ausgeht und diese in einzelnen 
Schritten erfasst. Letzteres wird überwiegend in qualitativen Studien herangezogen. 
Hieraus ergibt sich dann die jeweilige Verteilung der empirischen Daten in die beiden 
Gruppen, die durch die zuvor aufgezeigten Merkmalskombinationen charakterisiert 
sind. In diesem Fall kann auch das Konzept des Merkmalsraums verwendet werden, 
das eine Übersicht sowohl über alle potentiellen Kombinationsmöglichkeiten, als auch 
über konkrete empirische Verteilung der Fälle auf die einzelnen Merkmalskombinati-
onen bietet (Kelle & Kluge, 2010, p. 91). 
 
Hier geht es um die Frage, wie Innovationspolitik in Deutschland und den USA aus-
gestaltet wird mit dem klaren Ziel einer Darstellung der Innovationstypen. Bevor beide 
Länder bestimmten Typen zugeordnet werden können, ist die Bildung eines Merk-
malsraums notwendig. Hierfür werden die einzelnen Merkmale sowie die jeweiligen 
Ausprägungen benötigt. Durch eine „Kreuztabellierung“ (Kelle & Kluge, 2010, p. 88) 
zweier Merkmale und der vier Ausprägungen leiten sich schließlich vier Typen der 
Ausgestaltung der Innovationspolitik her, die auch spezifisch Auskunft über die inno-
vationspolitische Ausgestaltung der Länder geben können. Folgende Abbildung zeigt 
das Zwischenergebnis, das den Merkmalsraum darstellt, der auf den Merkmalen Ak-
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Abbildung 16: Vier-Felder Matrix – Merkmalsraum Ausgestaltung Innovati-
onspolitik  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Anhand der Matrix sind verschiedene Typen der Ausgestaltung von Innovationspolitik 
abzuleiten, die durch die Kombinationen der Merkmale gebildet werden. Somit stellt 
diese einen komplexen Sachverhalt einfach dar und dient als gute Ausgangsbasis für 
die weiterführende Analyse. Diese dimensionale Analyse zeigt nicht nur die Mehrdi-
mensionalität vieler Merkmale, vielmehr wird auch deutlich, dass der Prozess der Ty-
penbildung rekursiv ist. Demzufolge können weitere Typen gebildet werden:  
„Durch eine Kombination von Typologien (die selber wieder Kategorien bzw. 
Merkmale sind und deren Typen Subkategorien bzw. Merkmalsausprägungen 
darstellen) lassen sich im Prinzip weitere Typologien bilden, indem neue Merk-
malsräume aufgespannt werden, in denen neue Typen verortet werden können“ 
(Kelle & Kluge, 2010, p. 90).  
 
Dies ist auch in der vorliegenden Untersuchung der Fall, denn das weitere Merkmal 








































Quelle: Eigene Darstellung 
 
Analyse inhaltlicher Sinnzusammenhänge (3) 
Die Kategorisierung der Fälle in unterschiedliche Typen ist ein Hilfsmittel, um diese 
inhaltlichen Ordnungen zu begreifen und zu erläutern, die ebendiese Gruppierung in 
einzelne Typen hervorgerufen haben. Das Koinzidieren bestimmter Merkmalskombi-
nationen stellt die Grundlage für die Suche und Analyse nach Sinnzusammenhängen 
dar. Dies hatte bereits Max Weber festgestellt, denn ihm zufolge „[...] müssen sowohl 
empirische Regelmäßigkeiten und Korrelationen [...] festgestellt werden als auch die 
bestehenden Sinnzusammenhänge analysiert werden, wenn man zu einer richtigen 
kausalen Deutung typischen Handelns und zu verständlichen Handlungstypen, also: 
„soziologischen Regeln gelangen will [...]“  (Kelle & Kluge, 2010, p. 90). Die Analyse 
der inhaltlichen Sinnzusammenhänge, die auf den empirischen Merkmalskombinatio-
nen basiert, ermöglicht ein besseres Verständnis und bildet die Grundlage für die Er-
klärung des Untersuchungsgegenstandes. Üblicherweise geht dies einher mit der Ein-
grenzung des Merkmalsraums und davon abgeleitet dann der Reduzierung der Anzahl 
von Typen (Kelle & Kluge, 2010, p. 91).  
 
Dies ist auch hier der Fall. Denn wie auch innerhalb des ersten Merkmalsraums können 
bereits hier einige Typen ausgeschlossen werden, da diese so nicht auffindbar sein 
können. Dies ist darauf zurückzuführen, dass bestimmte Merkmalsausprägungen nicht 
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miteinander vereinbar sind, wie beispielsweise, dass nicht staatliche Akteure regula-
torische Instrumente anwenden. Ebenso ist es nicht möglich, dass staatliche Akteure 
auf das Governance-Modell Bottom-up zurückgreifen sowie dass nicht staatliche Ak-
teure auf Top-down-Governance setzen. Dies hat zur Folge, dass diese konkreten Ty-
pen aus dem Merkmalsraum ausgeschlossen werden und auch in der weiterführenden 
Analyse nicht diskutiert werden. Nach der Analyse inhaltlicher Sinnzusammenhänge 
werden die einzelnen Typen von Innovationspolitik benannt und im nächsten Schritt 
ausführlich beschrieben.  
 
Charakterisierung der gebildeten Typen (4)  
Zuletzt sollen die gebildeten Typen umfänglich mittels der einzelnen Vergleichsdi-
mensionen, Merkmalskombinationen sowie Sinnzusammenhänge charakterisiert wer-
den. Dieser Schritt nimmt für die Erläuterung der jeweiligen Typen eine wesentliche 
Rolle ein (Kelle & Kluge, 2010, p. 105).  
 
Hierbei wird zwischen zwei methodischen Vorgehen differenziert. Auf der einen Seite 
können sogenannte Prototypen ermittelt werden, also reale Fälle, die einen Typen am 
besten abbilden. Auf der anderen Seite besteht die Option, Idealtypen zu entwickeln, 
die die wesentlichen Merkmale eines Typus in reiner Form darstellen. Dabei wird ein 
Ideal charakterisiert, das sich an den empirischen Daten orientiert (Kelle & Kluge, 
2010, p. 105). Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden die vier Typen von In-
novationspolitik kurz erläutert, während dabei die wesentlichen Merkmale sowie Aus-
prägungen des jeweiligen Typus dargestellt werden. Eine umfassende prototypische 
Charakterisierung dieser Typen erfolgt im Rahmen der Darstellung der empirischen 
Ergebnisse der Fallbeispiele (Kapitel 5).  
 
Der Typ 1 ist anhand der Merkmalskombinationen zu charakterisieren als ein Typus, 
indem staatliche Akteure eine wesentliche Rolle in der Gestaltung und Steuerung der 
innovationspolitischen Agenda innehaben. Dies bedeutet eine nahezu ausschließliche 
Zuständigkeit bei politischen Stakeholdern, je nach Land kann dies auf unterschiedli-
che Ebenen verteilt sein, wobei die wesentlichste Verantwortung beim Staat und somit 
der Regierung liegt. Diese wiederum greift überwiegend bzw. nahezu ausschließlich 
auf regulatorische Instrumente zurück. Daraus ergeben sich Regularien, Verordnungen 
und weitere gesetzliche Bestimmungen, die einen verbindlichen Charakter aufweisen. 
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Auch bei Typ 2 haben staatliche Akteure die Hauptverantwortung und -kompetenz bei 
der Ausübung von innovationspolitischen Maßnahmen. Diese sind jedoch, im Gegen-
satz zu Typ 1, ökonomischer Natur. Dies bedeutet vor allem, dass ökonomische In-
strumente etwas günstiger oder teurer machen können, jedoch für die Adressaten nicht 
verpflichtend sind.  
 
Im Vergleich zu den ersten beiden Typen nehmen bei Typ 3 und Typ 4 staatliche Ak-
teure keine dominierende Rolle ein. Vielmehr haben hier nicht staatliche Akteure, al-
len voran Unternehmen, nicht nur ein großes Interesse, sondern auch die aktive Ver-
antwortung und Zuständigkeit, innovationspolitische Ziele zu setzen und deren Errei-
chen zu gestalten. Typ 3 kann so in der Praxis nicht direkt existieren, da regulatorische 
Instrumente lediglich von staatlichen Akteuren praktiziert werden können. Typ 4 je-
doch greift auf ökonomische Instrumente zurück, was wiederum verdeutlicht, dass hier 
nicht staatliche Akteure finanzielle Anreize schaffen, um Innovationspolitik voranzu-
treiben.  
 
Die Weiterführung des Merkmalsraumes um das Merkmal der Prozesse hat gezeigt, 
dass sich weitere Typen ergeben, wenn man das dritte Merkmal des Governance-Mo-
dells (C) hinzunimmt. Hieraus resultieren somit nun jeweils drei Varianten der Typen 
1–4, woraus zwölf differenzierte Typen entstehen. Diese unterscheiden sich zusätzlich 
von den Merkmalen Akteur und Instrument in der Art und Weise, wie die jeweiligen 
Strategien konkret formalisiert oder flexibel zusammengestellt werden (Governance 
Modell) und dies jeweils in einem Top-down-, Bottom-up- oder einem gemischten 
Modell erfolgt.  
 
Vor diesem Hintergrund können nun zusammenfassend sieben unterschiedliche Typen 
der innovationspolitischen Ausgestaltung festgehalten werden, die theoretisch mög-
lich sein können. Die Benennung einzelner Typen erfolgt im Rahmen der Einordnung 
der empirischen Beispiele für diejenigen Typen, denen die untersuchten Fälle zuzu-
ordnen sind, denn die beschriebene theoretische Taxonomie muss auf empirischer 
Ebene verifiziert werden. Zu diesem Zweck werden im Rahmen von Experteninter-
views Informationen über die Akteure, innovationspolitische Maßnahmen und Gover-
nance-Modelle der einzelnen nationalen Politiken erhoben.  
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Abbildung 18: Übersicht innovationspolitische Typen 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Beim Konzept des Merkmalsraums wird häufig, zusätzlich zur deskriptiven Struktu-
rierungs- und Ordnungsfunktion von Typologien, auch die heuristische Funktion her-
vorgehoben. Letztlich beschreiben Typologien einen erforderlichen Zwischenschritt 
der Theorienbildung, da sie auch die Bildung von Hypothesen begünstigen können 
(Kelle & Kluge, 2010, p. 90). 
 
Die Typenbildung ist der zentrale Beitrag dieser Untersuchung, die innovationspoliti-
sche Typen systematisch anhand theoretischer Kategorien beschreiben will. Nicht be-
absichtigt ist jedoch eine zusätzliche Erklärung dieser unterschiedlichen Typen. Hier-
für wären weitere Theorien notwendig, beispielsweise der historische Institutionalis-
mus. Der VoC hilft bei der Definition und Einordnung der jeweiligen unterschiedli-
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4. Forschungsdesign und methodische Umsetzung 
 
Um die anfangs aufgeworfene Forschungsfrage zu beantworten, wird im Folgenden 
das Forschungsdesign skizziert. Nach Yin (Yin, 2018) ist das Forschungsdesign einer 
empirischen Untersuchung die Logik, nach der die zu erhebenden Daten, deren Inter-
pretationen und die Schlussfolgerungen mit der übergeordneten Forschungsfrage der 
Untersuchung verbunden werden (Yin, 2018). Hierbei geht es um die folgenden Ele-
mente einer empirischen Untersuchung: Welche Fragen sollen untersucht werden? 
Welche Daten sind hierfür relevant und notwendig? Wie sind diese Daten zu interpre-
tieren und analysieren?  
 
Nachdem in der vorliegenden Untersuchung die erste Frage bereits in den vorange-
gangenen Kapiteln geklärt wurde, liegt der Fokus auf den letzteren beiden, was die 
Datenerhebung und Datenanalyse betrifft. Daher werden sowohl die Grundlagen als 
auch die Vorgehensweise der empirischen Untersuchung aufgezeigt. Ziel ist es, größt-
mögliche Nachvollziehbarkeit für das Vorgehen sowie die gewonnenen Beobachtun-
gen und Erkenntnisse zu generieren. Zunächst wird das Fallstudiendesign als geeigne-
tes methodisches Vorgehen für die vorliegende Arbeit erläutert. Im Anschluss werden 
das Forschungsziel der empirischen Untersuchung sowie der Untersuchungsgegen-
stand aufgezeigt und die Fallauswahl dargestellt. Danach wird die Auswertung der 
Daten näher beleuchtet. Die bereits aufgestellten Annahmen aus den Ansätzen des 
VoC und NIS werfen die Frage auf, wie diese theoretischen und konzeptionellen Über-
legungen empirisch belegt werden können und welcher methodische Ansatz hierfür 
geeignet ist. Insbesondere zur Beantwortung der aufgestellten Leitfragen hinsichtlich 
der Ausgestaltung von Innovationspolitik und dem Aufzeigen möglicher Unterschiede 
bietet eine qualitative und interviewbasierte Herangehensweise wesentliche Vorteile 
gegenüber quantitativen Ansätzen.  
 
Um die aufgestellte Forschungsfrage zu beantworten, ist es unabdingbar, dass der Un-
tersuchungsgegenstand, die Fallauswahl sowie die Datengrundlage bestimmte Anfor-
derungen erfüllen. Auf diese wird im Folgenden näher eingegangen. Denn eine ge-
zielte und verständliche Datenerhebung ermöglicht valide Aussagen. Hierfür wurde 
die empirische Untersuchung in der vorliegenden Arbeit in zwei Schritten umgesetzt. 
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Der erste Schritt bestand in einer Desk Research, die dem Scanning zahlreicher inno-
vationspolitischer Maßnahmen, Akteure und Strukturen auf Basis vorhandener Infor-
mationen diente. Das ermöglichte eine erste Eruierung des Forschungsfeldes im Kon-
text einer Identifizierung und Beobachtung der Thematik. Im zweiten Schritt wurden 
leitfadengestützte Experteninterviews durchgeführt, die nicht nur ein „tieferes Verste-
hen und Verständnis vom Forschungsgegenstand“ (Scholl, 2014, p. 25) ermöglichten, 
sondern vielmehr die Datengrundlage um zentrale Aspekte erweiterten. Befragt wur-
den Experten aus den Bereichen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft der jeweiligen 
Länder. Als forschungsleitendes Framework dient das Konzept des nationalen Inno-
vationssystems.  
 
Folgende Abbildung zeigt die methodische Vorgehensweise der vorliegenden Arbeit 
in schematischer Darstellung. 
 
Abbildung 19: Vorgehensweise Forschungsdesign 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 






Desk Research - Scanning innovationspolitischer 
Maßnahmen (Primärdaten)
Theoretische Grundlagen & Erarbeitung Typologie
Leitfragen
4. Forschungsdesign und methodische Umsetzung 
 
 99 
In der heutigen politikwissenschaftlichen Innovationsforschung wird der qualitativen 
Vorgehensweise ein deutlicher Mehrwert zugesprochen (Ortiz, 2013, p. 110). Zahlrei-
che institutionelle und technologische Aspekte innerhalb eines nationalen Innovati-
onssystems, die es zu analysieren gilt, sind daher eher einer qualitativen Analyse zu 
unterziehen (Ortiz, 2013, p. 110). Der qualitative, auf Experteninterviews basierende 
Ansatz verspricht vor allem vor dem Hintergrund der Analyse von Unterschieden in 
der Ausgestaltung von Innovationspolitik einen geeigneteren Ansatz zur Erklärung 
dieser Unterschiede. Qualitative Vorgehensweisen werden auch innerhalb der Innova-
tionsforschung bevorzugt verwendet, denn quantitative Ansätze „[...] are mostly based 
on comparatively superficial explanatory models“ (Ortiz, 2013, p. 111). Qualitative 
Ansätze erlauben dagegen eine wesentlich stärkere Differenzierung und zielen häufig 
auf kleine Samples ab. Dabei wird der Bezug zur Realität über subjektive Deutung 
hergestellt. Im Gegensatz zu quantitativen Methoden stehen bei der qualitativen For-
schung oftmals die intersubjektiven Beziehungen zwischen Menschen im Mittelpunkt 
der Untersuchung. Darüber hinaus können zum einen die empirische Evidenz ver-
stärkt, zum anderen Varianzen in der Ausgestaltung besser herausgearbeitet werden, 
indem auf ein international vergleichendes Fallstudienkonzept zurückgegriffen wird. 
In der vorliegenden Arbeit wird anhand von zwei Einzelfallstudien der Untersu-
chungsgegenstand der Ausgestaltung von Innovationspolitik bearbeitet.  
 
4.1. Untersuchungsgegenstand 
Den konkreten Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit stellt die Ausgestaltung von 
Innovationspolitik dar. Basierend auf einer allgemeinen Definition von Innovations-
politik sowie aus dem Kontext nationaler Innovationssysteme wird der Untersu-
chungsgegenstand für die vorliegende Arbeit anhand dreier Merkmale definiert: Be-
teiligte Akteure, Instrumente sowie Governance-Modelle, die den Rahmen für das in-
novationspolitische Handeln bilden. Der Untersuchungsgegenstand wird anhand von 
zwei vergleichenden Einzelfallstudien bearbeitet. Für die Analyse werden die im Fol-
genden erläuterten Fälle hinzugezogen.  
 
4.2. Fallauswahl 
Die Fallauswahl ist entscheidender Bestandteil des Forschungsdesigns und erfolgt in 
der qualitativen Sozialforschung theoriegeleitet (Gschwend & Schimmelfennig, 
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2007). Dabei zeigt sich auch, „[...] dass die Fallauswahl bei kleinen Fallzahlen am 
besten als ein theoriegeleiteter, iterativer Prozess zu betrachten ist“ (Leuffen, 2007, p. 
202). Dies ermöglich später die Konstruktion multidimensionaler Räume, die wiede-
rum die Grundgesamtheit der Fälle theoretisch strukturiert (Leuffen, 2007, p. 202). 
Die Fallauswahl entscheidet außerdem darüber, wie verallgemeinerungsfähig die Er-
gebnisse der Analyse sein werden, wie stark also ihre Aussagekraft für nicht unter-
suchte Fälle ist. Ziel ist es, die Fallauswahl so zu beeinflussen, dass der theoretisch 
vermutete mit dem empirisch nachgewiesenen Zusammenhang gleichgesetzt werden 
kann und es sich hierbei nicht um ein beliebiges Spezifikum der analysierten Länder 
handelt. Zu beachten ist jedoch, dass die entworfene Wirklichkeit qualitativer Analy-
sen keinen quantifizierbaren Wahrheitsgehalt postuliert. Denn die Gütekriterien qua-
litativer Sozialforschung, Objektivität, Reliabilität sowie Validität, sind nicht auf qua-
litative Studien übertragbar, da hierfür keine Gütekriterien vorhanden sind (Lüders, 
2010, p. 83). Damit bei der Fallauswahl sichergestellt werden kann, dass für die For-
schungsfrage und das Untersuchungsfeld relevante Fälle aufgenommen werden, wer-
den spezifische Verfahren verwendet, die eine nach Kriterien gesteuerte und keine zu-
fällige Fallauswahl gewährleisten (Kelle & Kluge, 2010, p. 43). 
 
Ein qualitatives Sampling zielt nicht direkt darauf ab, der Repräsentativität im quanti-
tativen Verständnis zu entsprechen. Dennoch sollte die Stichprobe so gewählt werden, 
dass keine theoretisch bedingten Verzerrungen auftreten: „Zentrales Kriterium für die 
Auswahl der untersuchten Fälle in einer qualitativen Studie ist nicht deren „Repräsen-
tativität“, sondern die theoretische Relevanz des jeweils ausgesuchten Falls, die nur 
nach Maßgabe von theoretischen Überlegungen bestimmt werden kann“ (Kelle & 
Kluge, 2010, p. 40). 
 
In dieser Arbeit wird die Ausgestaltung von Innovationspolitik in Deutschland und 
den USA untersucht. Deutschland und die USA als Fälle auszuwählen wird dem Er-
fordernis der Vergleichbarkeit der Fälle gerecht. An den theoretischen Rahmen an-
knüpfend stellen beide Länder zum einen klassische Vertreter der VoC-Kategorien 
dar. Zum anderen spielen sie eine zentrale Rolle im gegenwärtigen internationalen 
Wettbewerb der Nationen um die Spitzenposition in der Innovationsfähigkeit. Wäh-
rend die USA bereits in zahlreichen Studien im weltweiten Vergleich diesbezüglich 
als Favorit betrachtet werden, schwankt die Position Deutschlands. Dennoch möchte 
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Deutschland mit den führenden Innovationsnationen mithalten und ebenfalls zur Welt-
spitze gehören. Schließlich geht, wie bereits thematisiert, Innovationsfähigkeit mit 
Wettbewerbsfähigkeit einher. In beiden Fällen handelt es sich also um sehr starke, 
innovationsfähige Länder, die jedoch auf unterschiedliche Art und Weise das gleiche 
Ziel verfolgen. Mit den daraus folgenden Vergleichsmöglichkeiten sind gute Voraus-
setzungen für eine differenzierte Analyse gegeben. In dieser Arbeit werden mit der 




In der Literatur gibt es verschiedene Ansätze, vergleichende Studien zu klassifizieren, 
allen voran zu definieren, was als vergleichende Studie zu betrachten ist (Lijphart, 
1971, p. 691). Ein wesentlicher Aspekt von Fallstudien ist das Festlegen der Untersu-
chungseinheit. Konkret ist damit die Auswahl zwischen einem Fall (single case study) 
oder mehreren Fällen (multiple case study) gemeint. In der vorliegenden Arbeit han-
delt es sich um eine komparative Studie, bei der mehrere Fälle analysiert und in Bezug 
auf auftretende Ähnlichkeiten und Unterschiede verglichen werden. Denn nicht zuletzt 
ermöglichen Fallstudien aufgrund ihrer Merkmale, im Gegensatz zu anderen empiri-
schen Methoden, die Abbildung sozialer Wirklichkeit. Darüber hinaus können Fall-
studien für die Erklärung von Wechselbeziehungen bzw. Kausalzusammenhängen 
verwendet werden.  
 
4.3. Datenerhebung 
Im Folgenden geht es darum, zu verdeutlichen, welche Daten für die vorliegende ver-
gleichende Analyse erhoben wurden, um valide Aussagen über unterschiedliche Ty-
pen der innovationspolitischen Ausgestaltung zu machen. Maßgeblich hierfür waren 
die empirischen Erkenntnisse aus leitfadengestützten Experteninterviews, die hierfür 
geführt wurden. Durch eine ausgewogene Mischung der Experten aus den drei zentra-
len Bereichen Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Vertretern aus beiden Vergleichs-
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Experteninterviews in der qualitativen Politikforschung 
Damit das Forschungsdesign gültige Aussagen über die Realität generiert, müssen die 
Daten systematisch und nachvollziehbar erhoben werden. Die vorliegende Studie be-
dient sich hierbei zweier verschiedener Erhebungsmethoden: der Experteninterviews 
und der Dokumentenanalyse. Experteninterviews nehmen in der Politikwissenschaft 
eine wesentliche Rolle ein (Gläser & Laudel, 2010, p. 13; Kaiser, 2014, p. 1), denn sie 
haben die Aufgabe „dem Forscher das besondere Wissen der in die Situationen und 
Prozesse involvierten Menschen zugänglich zu machen“ (Gläser & Laudel, 2010, p. 
13) und stellen dadurch eine Art „Lieferant von Informationen dar“ (Kaiser, 2014, p. 
1). Besonderheiten, die qualitative Interviews charakterisieren, sind unter anderem der 
Einsatz interpretativer Verfahren der Datenanalyse nach systematischen Kriterien. 
Fallstudien, die nur auf einzelnen oder wenigen Fällen basieren, zählen zum klassi-
schen Einsatzgebiet qualitativer Experteninterviews. In diesem Zusammenhang ist 
von großer Bedeutung, dass nicht eine hohe Anzahl von Einheiten entscheidend ist, 
sondern Besonderheiten oder konkrete Aspekte der wenigen Fälle im Vordergrund 
stehen. „Somit geht es dabei nicht primär um die Generalisierbarkeit von Forschungs-
ergebnissen, sondern um das Verstehen dieser Fälle. [...] Grundsätzlich können Fall-
studien dabei ein (stärker) deskriptives oder kausales Erkenntnisinteresse haben“ 
(Kaiser, 2014, p. 4). Dieser Arbeit liegt die Definition nach Kaiser (2014) zu Grunde:  
„Qualitative Experteninterviews können definiert werden als ein systemati-
sches und theoriegeleitetes Verfahren der Datenerhebung in Form der Befra-
gung von Personen, die über ein exklusives Wissen über politische Verhand-
lungs- und Entscheidungsprozesse oder über Strategien, Instrumente und die 
Wirkungsweise von Politik verfügen“ (Kaiser, 2014, p. 6). 
  
Hieraus lassen sich drei wesentliche Merkmale qualitativer Experteninterviews ablei-
ten: die intersubjektive Nachvollziehbarkeit der Verfahren der Datenerhebung und Da-
tenauswertung (1), die theoriegeleitete Vorgehensweise (2) und die Neutralität und 
Offenheit des Forschers gegenüber neuen Erkenntnissen (3).  
 
Rolle der Experten 
Jedoch wird ein Experteninterview nicht nur durch den Inhalt bestimmt, vielmehr 
spielt der Interviewpartner eine bedeutende Rolle, denn die Auswahl der befragten 
Personen hat Auswirkungen auf die Qualität der Informationen (Gläser & Laudel, 
2010, p. 117). Daher ist ein weiterer wesentlicher Aspekt die Rolle und Definition von 
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„Experten“ für den spezifischen Untersuchungsgegenstand. Während Individuen ge-
meinhin lediglich ein Allgemein- oder Alltagswissen zugeschrieben wird, wird davon 
ausgegangen, dass Experten über ein „Sonderwissen“ (Kaiser, 2014, p. 36) verfügen. 
Für diese Untersuchung wurden Personen befragt, die über bevorzugten Zugang zu 
relevanten Informationen verfügen und Verantwortung bei der Ausarbeitung sowie 
Implementierung von Innovationspolitik übernehmen. Demnach bieten sie einen Er-
kenntnismehrwert durch Hinweise und Empfehlungen für die vorliegende Fragestel-
lung (Kaiser, 2014, p. 36). Experten sind folglich Personen mit sachkundigem und 
spezifischem Wissen im jeweiligen Analysefeld, das sie durch die Zugehörigkeit und 
ihre Arbeit in relevanten Institutionen erworben haben. Bei der Auswahl der Experten 
wird daher Organisation, Position und Reputation der jeweiligen Personen sowie deren 
Beteiligungs- und Einflussmöglichkeit berücksichtigt. Um eine einseitige Perspektive 
der Analyse zu vermeiden und auffallende Subjektivität abzumildern, ist eine Befra-
gung von Experten divergenter Organisationen bzw. Bereiche nötig. 
 
In der vorliegenden Arbeit wurden Experten aus den zentralen Bereichen Politik, Wis-
senschaft und Wirtschaft angefragt. Die Auswahl wurde durch einzelne Faktoren be-
einflusst. Einerseits war das Konzept der „triple helix“ (Etzkowitz & Leydesdorff, 
2000), ergänzend zum Nationalen Innovationssystem leitend. Andererseits wurde die 
Auswahl durch die als Teil der Arbeit aufgeführten Ergebnisse der Vorstudie kanali-
siert, denn diese zeigten bereits deutlich Akteure auf, die im politischen Prozess, im 
wissenschaftlichen oder wirtschaftlichen Kontext an der Ausgestaltung von Innovati-
onspolitik beteiligt sind oder über spezifisches Wissen darüber verfügen. Darüber hin-
aus konnte vom klassischen Schneeballverfahren – der Vermittlung von einem Exper-
ten zu einem weiteren geeigneten Gesprächspartner – profitiert werden. Für die Kon-
takte in der Wirtschaft konnten persönliche Netzwerke genutzt werden. Alle teilneh-
menden Experten sind im Rahmen ihrer Tätigkeit aktiv am innovationspolitischen Ge-
schehen in ihrem Land beteiligt. 
 
Potenzielle Gesprächspartner wurden per E-Mail mit einer ausführlichen Information 
über die Forschungsarbeit zur Teilnahme am Interview eingeladen. Hierbei traten ver-
schiedene Herausforderungen auf, die sich vor allem auf die Bereitschaft zur Teil-
nahme bei Experten aus den USA bezogen. Denn während die Rückmeldungen für die 
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Fallstudie Deutschland überaus positiv waren, gab es zu Beginn eher geringe und ne-
gative Rückmeldung aus den USA. Dies hatte eine geringfügige Divergenz bei der 
Anzahl der Interviews zur Folge. Während für die Fallstudie Deutschland fünfzehn 
Experteninterviews geführt wurden und dabei alle drei Bereiche gleichmäßig abge-
deckt werden konnten, sind für die Fallstudie USA sieben Experteninterviews über-
wiegend in wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und gemeinnützigen Bereichen 
durchgeführt worden. Die Gespräche dauerten zwischen 45 und 60 Minuten. Vor dem 
Hintergrund, dass den Interviewpartnern im Hinblick auf die Gesprächsinhalte Ver-
traulichkeit zugesichert wurde, werden im Folgenden keine direkten Zitate aus den 
Interviews aufgeführt.  
 
Planung und Durchführung (Leitfaden und Kategorien) 
Das Prinzip des theoriegeleiteten Vorgehens wird realisiert, indem das aus der For-
schungsfrage und den theoretischen Vorüberlegungen abgeleitete Informationsbedürf-
nis in Kategorien und Fragen des Leitfadens übersetzt wird. Das Leitfadeninterview 
bietet durch diese gezielte Form der Vorbereitung die Möglichkeit, theoretische Vor-
überlegungen zu berücksichtigen (Gläser & Laudel, 2010, p. 115). Da Experteninter-
views dazu dienen sollen, spezifisches, insbesondere nichtschriftliches Wissen zu eru-
ieren, nimmt der Leitfaden eine strukturierende Funktion in Bezug auf die Inhalte so-
wie die Abfolge der jeweiligen Gespräche ein. Damit stellt er ein wesentliches Steue-
rungsinstrument im Ablauf des Interviews dar (Kaiser, 2014, p. 52). Der Leitfaden 
muss klar strukturiert sein, mit Fragen, die verständlich formuliert sind. In der vorlie-
genden Untersuchung wird der Leitfaden durch ein Kategoriensystem unterstützt, das 
für die vorliegende Arbeit in Anlehnung an Mayring (Mayring, 2010) erarbeitet wurde. 
Dieses ist notwendig, sowohl im Vorfeld zur Erarbeitung der Leitfragen als auch für 
das Kodieren der Gesprächsinhalte im Anschluss an die Interviews. Daher können Ka-
tegorien sowohl deduktiv, also aus der Theorie abgeleitet, als auch induktiv, aus dem 
Material abgeleitet und selbst entwickelt, erstellt werden. Wichtig ist, dass sich die 
beiden Strategien nicht ausschließen, sondern eine Kombination möglich ist. Damit 
das Prinzip der Offenheit und Unvoreingenommenheit gewahrt werden konnte, war es 
erforderlich, die Fragen derart offen zu stellen, dass Raum für subjektive Sichtweisen 
der Interviewpartner gegeben und zusätzliches Nachfragen möglich war (Kaiser, 2014, 
p. 53). 
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Die „Übersetzung“ der Forschungsfrage in Leitfragen für das Interview stellt einen 
zentralen Schritt im Forschungsprozess dar. Dieses Vorgehen wird als „Operationali-
sierung“ beschrieben (Kaiser, 2014, p. 55) und lässt sich wiederum in zwei Ebenen 
aufteilen: konzeptioneller Art, d. h. Konkretisierung des Forschungsproblems und Ent-
wicklung geeigneter Fragen, und instrumentelle Operationalisierung, die sich damit 
beschäftigt, welche Fragen die gewünschten Informationen als mögliche Antwort be-
wirken (Kaiser, 2014, p. 55). Für die vorliegende Arbeit wurden daher beispielhaft 
Fragen entworfen, wie etwa nach der Definition sowie dem Ziel von Innovationspoli-
tik. Ebenso wurden Fragen zur Umsetzung innovationspolitischer Maßnahmen und die 
Frage nach involvierten Akteuren und deren mögliche Zusammenarbeit gestellt.  
 
Die Durchführung sowie der Ablauf der jeweiligen Interviews wurden in Anlehnung 
an Kaiser (Kaiser, 2014) realisiert. Die Experteninterviews wurden sowohl persönlich 
als auch telefonisch über einen Zeitraum von vier Monaten (07-10/2018) durchgeführt. 
Nach Zustimmung der jeweiligen Gesprächspartner wurden die Interviews aufgenom-
men, um die anschließende Auswertung zu erleichtern. Dass bei der Durchführung 
von Telefoninterviews emotionale Faktoren möglicherweise schwächer wahrgenom-
men werden können, ist kein Hindernis, da es sich hier um Experteninterviews mit 
dem Ziel des inhaltlichen Erkenntnisgewinns handelt. Generell wurde darauf geachtet, 
dass eine angenehme Atmosphäre herrschte, wobei der Interviewer eine aufgeschlos-
sene, aber eher defensive Haltung einnahm (vgl. Hopf 2000). Trotz des leitfadenge-
stützten Ablaufs, der das Thematisieren bestimmter Sachverhalte sicherstellte, sollte 
den Gesprächspartnern auch Zeit und Raum geben werden, um Aspekte zu ergänzen 
und individuelle Schwerpunkte zu setzen. Die in diesem Zusammenhang zugesicherte 
Anonymität verstärkte dies. 
 
Auswertung und Ergebnisse 
Die Audioaufnahmen der Telefon- und persönlichen Interviews wurden im Anschluss 
mit Unterstützung der Audiotranskriptionssoftware f4 wortwörtlich in ein Wortproto-
koll übertragen. Nichtverbale Äußerungen sind nicht im Transkript aufgenommen. 
Englischsprachige Interviews wurden nicht übersetzt, um dem möglichen Verlust von 
Informationen vorzubeugen. Diese vollständige Dokumentation der Interviews durch 
Audioaufnahmen und die daraus angefertigten wortwörtlichen Transkriptionen leiste-
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ten einen wesentlichen Beitrag zur Erfüllung der Gütekriterien in der qualitativen For-
schung. Die Experteninterviews wurden in Form einer inhaltlich-strukturierten Ana-
lyse (deduktive Analyseschritte) sowie einer zusammenfassenden Analyse (induktive 
Analyseschritte) nach Mayring (Mayring, 2010) ausgewertet – auch in Anlehnung an 
bereits im Leitfaden festgelegte Themenbereiche (Kategorien). Die qualitative Inhalts-
analyse stellt eine Art der Datenauswertung dar, in der die Textinterpretation sowie 
das Textverstehen im Fokus stehen. Mayring definiert die Inhaltsanalyse als ein sys-
tematisches bzw. regel- und theoriegeleitetes Vorgehen (Mayring, 2010, p. 602). Die 
qualitative Inhaltsanalyse zielt darauf ab, die Komplexität der zu untersuchenden Da-
ten zu reduzieren, indem Textmengen Kategorien zugeordnet werden.  
 
Die Auswertung der Daten erfolgte entlang der drei Grundsätze der qualitativen In-
haltsanalyse: zunächst die Zusammenfassung, dann die Explikation der Textteile an-
hand der Theorie und schließlich die Strukturierung des Materials (vgl. Mayring 
2002). Bei der Strukturierung wurden die Informationen in einem Kategorienschema 
weiterverarbeitet. Das Kategoriensystem stellt das zentrale Instrument der qualitativen 
Inhaltsanalyse dar und dient dem Herausfiltern forschungsrelevanter Aussagen 
(Mayring, 2010). Mit Unterstützung der Software für qualitative Datenanalyse 
MAXQDA wurden die Wortprotokolle dann kodiert. Kodierung meint in diesem Kon-
text die Zuordnung einzelner Aussagen zu den bereits erstellten Kategorien, dagegen 
nicht die Kodierung von Variablen, wie sie in quantitativen Ansätzen verwendet wird. 
Durch die Kodierung der Daten konnte das Textmaterial anhand einer strukturierten 
Systematik aufgearbeitet und auf diese Weise eine gute Basis für die inhaltliche Ana-
lyse geschaffen werden.  
 
Hierbei wurde wie folgt vorgegangen: Zunächst wurde ein Kategoriensystem gene-
riert. Hierbei kann zwischen deduktiver und induktiver Kategorienbildung unterschie-
den werden. Während die Kategorien bei der deduktiven Methode basierend auf den 
vorhandenen Theorien über den Gegenstandsbereich definiert werden und daher vor 
der Kodierung des Datenmaterials vorhanden sind, bauen induktiv gebildete Katego-
rien auf den erhobenen empirischen Daten auf. In der wissenschaftlichen Literatur ist 
eine Mischform der Entwicklung des Kategorienschemas häufig und wird als deduk-
tiv-induktive Kategorienbildung bezeichnet. Auch in der vorliegenden Arbeit wurde 
diese Mischform verwendet. Die gebildeten Kategorien stellten einen klaren Bezug zu 
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den formulierten Annahmen und Leitfragen her und entstanden weitgehend deduktiv 
aus den formulierten Vorannahmen. Neben diesen ersten, aus den Leitfragen abgelei-
teten Kategorien wurde diese Mischform verwendet, das heißt, es wurden sowohl de-
duktiv anhand der Leitfragen erste Kategorien festgelegt als auch später induktive 
(Sub-)Kategorien aufgestellt, um ergänzende, unerwartete Aspekte in der Analyse zu 
berücksichtigen.  
Abbildung 20: Vorgehensweise Kategorienbildung 
Quelle: Eigene Darstellung nach (König & Kummer, 2011; Mayring, 2010) 
Da das Datenmaterial häufig mehr Informationen enthält als erforderlich, ist es not-
wendig, die Informationsmenge für eine stringente Beantwortung der aufgeworfenen 
Leitfragen zu reduzieren und für die anschließende Analyse sowie Interpretation ge-
eignet darzustellen. Zu Beginn wurde das gesammelte Material, d. h. die Transkripti-
onen der Experteninterviews und Notizen für jeden Fall, getrennt und selektiv bear-
beitet. Für die vorliegende Arbeit nicht relevante Textpassagen wurden gestrichen, um 
den Fokus auf die für die Analyse wesentlichen Passagen zu legen, die schließlich 
kodiert wurden. Das ausgewertete Interviewmaterial wurde sodann mit den zuvor auf-
gestellten Vorannahmen abgeglichen, um so die Leitfragen und damit auch die For-
schungsfrage zu beantworten. Dabei wurden wie oben beschrieben aber auch neue As-
pekte aufgenommen, die in einer Modifizierung der Thesen resultierten. Letztlich wur-
den die Ergebnisse der Untersuchung mit dem zuvor festgelegten theoretischen Rah-
4. Vollstände Erfassung des Materials
(Auswertungsmatrix) 
3. Induktive Kategorienbildung
(Anpassung Kategorien an Material) 
2. Extraktion aus dem Text
(Auswertungseinheiten, Matrix) 
1. 1. Deduktive Kategorienbildung
(aus Leitfaden und Theorie) 
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men verknüpft. Generell zielt die Auswertung der Experteninterviews auf die Inter-
pretation ab, welche auf der bereits dargestellten strukturierenden Inhaltsanalyse grün-
det. In der Durchführung der Experteninterviews konnte durch den Leitfaden eine 
grundsätzliche Vergleichbarkeit der Gesprächssituationen gewährleistet werden, die 
wiederum konkrete Auswirkungen auf die spätere Auswertung und Analyse hatte. 
Dennoch wurde den Interviewpartnern der bereits angesprochene Spielraum für die 
Erwähnung weiterer Aspekte und individueller Schwerpunkte gelassen. Darüber hin-
aus wurden die jeweiligen Experten mit Erkenntnissen und Antworten aus bereits ge-
führten Interviews konfrontiert, um eine Art Bestätigung bzw. Widerlegung des bereits 
Gesagten zu erreichen. Nachfolgend werden die Ergebnisse der Analyse und Interpre-
tation umfassend erläutert. 
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In den bisherigen Kapiteln wurde der Gegenstandsbereich der Arbeit, die Ausgestal-
tung der Innovationspolitik im Allgemeinen und die spezifischen Leitfragen abgebil-
det. Darüber hinaus konnten die Typologie, die auf dem theoretischen Rahmen der 
Untersuchung basierte, entwickelt und das Forschungsdesign vorgestellt werden. Da-
rauf aufbauend folgt nun der empirische Teil, der sowohl die Einordnung beider Län-
der zu jeweiligen innovationspolitischen Typen als auch den Vergleich beider Länder 
darstellt. Es wird davon ausgegangen, dass Unterschiede in der jeweiligen Gestaltung 
der Innovationspolitik und damit innerhalb der jeweiligen Merkmalsausprägungen –  
Akteure, Instrumente und Governance-Modelle – gegeben sind. Dafür werden die em-
pirischen Daten der jeweiligen Länder zuerst länderspezifisch und kategorienweise 
dargestellt und interpretiert, um beide anschließend in einem internationalen Vergleich 
gegenüberzustellen und zu analysieren. Hierfür wird auf die in Kapitel 3.3 aufgezeigte 
Typologie zurückgegriffen, die einen Vergleich der Ausgestaltung von Innovations-
politik in beiden Ländern ermöglicht. Aus diesem Kontext ergeben sich zwei innova-
tionspolitische Typen, die sich im Kern in der Rolle der Akteure unterscheiden. Die 
Ergebnisse werden darüber hinaus im Governance-Kontext betrachtet.  
 
Abbildung 21: Aufbau Empirische Analyse 
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Wie bereits wissenschaftliche Arbeiten (Buhr, 2010; Kaiser, 2008b) als auch empiri-
sche Belege deutlich zeigen, nimmt Innovationspolitik eine führende Rolle ein, wenn 
es um die Zukunftsplanung großer Wirtschaftsnationen geht. Denn es besteht Einigkeit 
darüber, dass technologischer Fortschritt und Innovationen die wichtigsten Treiber für 
ein nachhaltiges, langfristiges Wachstum in den Industrieländern sind (Hommes et al., 
2011b; Kuhlmann & Edler, 2003b). Um eine zukunftsorientierte Wirtschaft voranzu-
treiben, entwickelten viele Staaten konkrete Innovationsförderstrategien, denn grund-
sätzlich wird „Innovationspolitik als ein wichtiger Bestandteil der Wirtschaftspolitik 
und als Schlüssel für die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit in einer globalisierten 
Welt“ (Egle et al., 2014, p. 16) eingestuft. Dies liegt zum einen an den zahlreichen 
auftretenden Herausforderungen, aber auch an dem Fokus der Wettbewerbsfähigkeit 
der Länder. Vor diesem Hintergrund ergeben sich einige Fragen wie: Was macht eine 
erfolgreiche Innovationsstrategie aus? Welche besonderen Merkmale sind feststell-
bar? Gibt es wirklich Unterschiede in der Ausgestaltung nationaler Innovationspolitik 
und wie sind diese zu erklären? Eine erste Betrachtung ergab, dass eine innovations-
politische Strategie dann erfolgreich ist, wenn geeignete Rahmenbedingungen gege-
ben sind. Hierzu zählt eine breitgefächerte Auswahl an differenzierten und gut mitei-
nander zu vereinbarenden Instrumenten (Gerybadze, 2015, p. 516). Des Weiteren sind 
Institutionen mit einer entsprechenden Ressourcenausstattung und der Unterstützung 
seitens der Politik erforderlich. Letztlich ist es jedoch unabdingbar, dass die Zusam-
menarbeit aller beteiligten Akteure, insbesondere Wirtschaft, Wissenschaft und Poli-
tik, effektiv ist, um gemeinsam das Programm zu gestalten (Gerybadze, 2015, p. 516).  
 
5.1. Deutschland 
Im Folgenden wird die innovationspolitische Ausgestaltung in Deutschland erörtert. 
Zuvor ist eine kurze Erläuterung des deutschen Innovationssystems sowie der betei-
ligten Akteure notwendig.  
 
5.1.1. Primärdaten 
Angesichts internationaler Herausforderungen und des digitalen Wandels müsse 
Deutschland in der Innovationspolitik Gas geben, erklärte der Vorsitzende der Exper-
tenkommission Forschung und Innovation (EFI), Dietmar Harhoff vom Max-Planck-
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Institut, bei der Übergabe des Gutachtens 2018 an die Bundeskanzlerin.6 Dass die In-
novationspolitik eine unverändert hohe Priorität einnimmt, ist auch dieses Jahr nicht 
zu bestreiten,7 denn die vergangenen Jahre, besonders die große Weltwirtschaftskrise, 
haben gezeigt, dass stabile Wettbewerbsfähigkeit und Innovationsfähigkeit notwendig 
sind.  
 
Vor diesem Hintergrund ist es naheliegend, dass in Deutschland sowohl auf Landes- 
als auch auf Bundesebene innovationspolitische Ziele im Fokus stehen. Darüber hin-
aus liegt der Innovationspolitik in Deutschland das bereits erläuterte, breite Verständ-
nis von Innovationspolitik (Kapitel 2) zugrunde. Dies bedeutet, dass zahlreiche För-
derinstrumente sowie Interventionsformen angeboten werden, die wiederum unter-
schiedliche Formen des Markt- und Systemversagens in Innovationsprozessen adres-
sieren. Aufgrund der großen Anzahl an Förderinstrumenten gibt es jedoch auch zahl-
reiche zuständige Akteure, was wiederum im internationalen Vergleich so nicht über-
all gegeben ist (Polt et al., 2009, p. 253). Grundsätzlich besteht ein kausaler Zusam-
menhang zwischen dem Wirtschaftswachstum eines Landes und dessen Innovations-
fähigkeit. Um langfristig wettbewerbsfähig zu bleiben, ist es für Deutschland wichtig, 
nicht nur mit den USA als Partner verbunden zu sein, sondern sich auch mit asiatischen 
Staaten wie China, Japan, Südkorea und Indien zu vernetzen. Daher sind institutionelle 
Rahmenbedingungen grundlegend für eine Innovationspolitik, die strategisch orien-
tiert ist und ihren Schwerpunkt auf zentrale Technologie- und Anwendungsfelder so-
wie mehr zentrale Koordination setzt (Erber & Hagemann, 2007, p. 231). Folglich 
muss ein innovationsorientiertes Land wie Deutschland auf die Herausforderungen re-
agieren, die sich aus dem internationalen Wettbewerb ergeben, und gleichzeitig von 
den anderen Ländern lernen, die den gleichen Problemen und Herausforderungen ge-
genüberstehen. Darüber hinaus sollte Deutschland führend im Innovationsbereich 
bleiben, jedoch nicht nur auf dem technologischen Feld, sondern vor allem in Bezug 




                                               
 
6 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/gas-geben-in-der-innovationspolitik-840762  
7 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/energie-blockchain-start-ups-das-empfehlen-die-experten-
1584774  
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Entwicklung Innovationspolitik  
Die Entwicklung des Politikfeldes der Innovationspolitik in Deutschland kann nach 
Kaiser in vier Abschnitte unterteilt werden (Kaiser, 2008b, p. 23). Seit Mitte der 
1950er-Jahre (erste Phase) fokussierte die Förderung des Staates auf Forschungspoli-
tik und unterstütze dabei vor allem Forschungseinrichtungen und die Förderung ein-
zelner Bereiche im Wesentlichen durch Technologieprogramme: „Technologiepolitik 
wurde missionsorientiert betrieben, d. h. mittels Wissenschaft und Technik sollten ge-
sellschaftliche Ziele mit hohem Prestige (z. B. Kerntechnologie, Luft- und Raumfahrt, 
EDV, Mikroelektronik) erreicht werden“ (Kaiser, 2008b, p. 23). Zu Beginn der 
1970er-Jahre (zweite Phase) intensivierten anwendungsorientierte Programme die Zu-
sammenarbeit zwischen privaten und öffentlichen Einrichtungen im Forschungs- und 
Entwicklungsbereich. Mehr oder weniger gleichzeitig fand eine „breite thematische 
Ausweitung der Forschungsfelder“ (Kaiser, 2008b, p. 23) statt. Die vierte Phase, die 
in den 1980er-Jahren begann, wurde dominiert von verbesserten Rahmenbedingungen 
seitens des Staates in Bezug auf die Zusammenarbeit und den Transfer der Technolo-
gien von Forschung zu Unternehmen (Kaiser, 2008b, p. 23). Obwohl die Forschungs- 
und Technologiepolitik weiterhin im Mittelpunkt standen, kam in den 1990er-Jahren 
die herausfordernde Aufgabe hinzu, zwei Innovationssysteme mit dem Ziel zu verei-
nen, im Innovationswettbewerb weiterhin mitzuhalten sowie in den neuen Bundeslän-
dern Forschung auf- und auszubauen (Buhr, 2010, p. 150). Das neue innovationspoli-
tische Vorgehen ist vor allem gekennzeichnet durch den Querschnittscharakter von 
Innovationspolitik sowie zahlreiche Schnittstellen, das Auftreten neuer öffentlicher o-
der privater Akteure sowie die Entstehung neuer Koordinierungsformen (Kaiser, 
2008b, p. 23ff). 
 
Die Entwicklung der Innovationspolitik verdeutlicht, dass diese im Laufe der Zeit ihr 
Tätigkeitsfeld erweitert hat und von einem eher linearen zu einem politikfeldübergrei-
fenden Innovationsverständnis gekommen ist (Rave et al., 2013, p. 11). Im Kontext 
des Innovationssystemansatzes geht es dabei nicht mehr nur um Wettbewerbsaspekte, 
sondern auch um die wesentlichen Elemente und Interaktionen, die innerhalb eines 
Innovationssystems eine bedeutende Rolle spielen (Rave et al., 2013, p. 28). Zusam-
menfassend kann festgehalten werden, dass ein innovationsorientiertes Land wie 
Deutschland sowohl den Anforderungen des internationalen Wettbewerbs standhält, 
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als auch von anderen Staaten lernen kann, die mit ähnlichen Herausforderungen kon-
frontiert sind. Eine stärkere internationale Zusammenarbeit und Vernetzung, vor allem 
mit dem asiatischen Raum, ist in diesem Zusammenhang unabdingbar (Erber & 
Hagemann, 2007; Frietsch & Kroll, 2010): “A leading country like Germany has to 
remain a leader that is innovative not only in the technological field but also with re-
gard to policy measures supporting innovation“ (Frietsch & Kroll, 2010, p. 73).  
 
Nationales Innovationssystem Deutschland 
Das Zusammenspiel verschiedener Rahmenbedingungen und Einflussfaktoren mündet 
in einem erfolgreichen Forschungs- und Innovationssystem. In Deutschland ist dessen 
Struktur geprägt durch die Größe der Volkswirtschaft, die föderale Struktur der Bun-
desrepublik sowie auch durch die beteiligten Akteursgruppen. Um den aktuellen ge-
sellschaftlichen sowie globalen Herausforderungen entgegenzuwirken, ist solch eine 
vielfältige Forschungs- und Unternehmenslandschaft mit verschiedenen Institutionen 
und Akteuren eine relevante Voraussetzung (BMBF, 2018a, p. 61). Im Bundesbericht 
für Forschung und Innovation heißt es: 
„Das deutsche Forschungs- und Innovationssystem (FuI-System) zeichnet sich 
im internationalen Vergleich durch eine hohe Kontinuität und Arbeitsteilung 
aus. Das vielschichtige Zusammenwirken seiner unterschiedlichen Akteure 
schafft die Rahmenbedingungen, um in Unternehmen hochwertige Innovatio-
nen aus Forschung und Entwicklung (FuE) in marktfähige Produkte und 
Dienstleistungen überführen zu können. Für die Bundesregierung sind For-
schungs-, Innovations- und Bildungspolitik zentrale Handlungsfelder. Ihre 
zielgerichteten Maßnahmen tragen nachhaltig zur Leistungs- und Wettbe-
werbsfähigkeit des Forschungs- und Innovationsstandorts Deutschlands bei“ 
(BMBF, 2018a, p. 60).  
 
Ein zentrales Element des deutschen Innovationssystems stellt seine komplexe Gover-
nance-Struktur dar, die sowohl horizontal als auch vertikal gegeben ist (Frietsch & 
Kroll, 2010, p. 73; Polt et al., 2009, p. 145). Eine Vielzahl von unterschiedlichen Mi-
nisterialbehörden ist auf Landes- und Bundesebene für die Ausgestaltung von Innova-
tionspolitik, d. h. von Konzeptualisierung bis hin zur Umsetzung verantwortlich 
(Frietsch & Kroll, 2010, p. 73). Ein Überblick über das deutsche Innovationssystem 
zeigt, dass sich dessen zentrale Institutionen in vier Kategorien abbilden lassen. Zum 
einen gibt es das politische System und die Verwaltung (Landes-, Bundes- und EU-
Ebene, Ministerien) sowie die Kategorie mit einer vermittelnden Schlüsselfunktion 
(Verbände, Stiftungen). Zum anderen sind darüber hinaus der wirtschaftliche Bereich 
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(KMUs, OEMs) sowie schließlich Forschungs- und Bildungseinrichtungen (Universi-
täten, Forschungsinstitute) zu nennen.  
 
Abbildung 22: Das deutsche Innovationssystem 
 
Quelle: (Frietsch & Kroll, 2010; Hommes, Mattes, & Triebe, 2011a) 
 
Innovationspolitische Akteure 
Innerhalb eines Innovationssystems geht es nicht nur um das Vorhandensein von Akt-
euren, sondern eher um deren Interaktion und Vernetzung untereinander (Buhr, 2010, 
p. 89). In Deutschland zählen Politik, Wirtschaft und Forschung zu den wesentlichen 
Akteuren eines nationalen Innovationssystems. Dies wurde sowohl theoretisch bereits 
erörtert (Kapitel 2), und wird später ebenfalls durch die im Rahmen der Experteninter-
views erhobenen Daten bestätigt.  
 
Wie bereits gezeigt werden konnte, hat die Innovations- und Technologiepolitik im 
deutschen Innovations-, aber auch im politischen System einen hohen Stellenwert und 
so gehören die Ziele der Innovationspolitik zu den bedeutendsten der Bundesregierung 
bzw. der Landesregierungen (Frietsch & Kroll, 2010; Hommes et al., 2011a; Polt et 
al., 2009). Während das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) sich 
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vorrangig auf Aufbau und Ausgestaltung von Forschungsprogrammen sowie die Ko-
operationen zu Universitäten, Forschungsinstitutionen und Unternehmen kümmert, 
stellt das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) Strategien für 
KMU und die kommerzielle Einführung von Innovationen in den Mittelpunkt seiner 
Tätigkeit (Frietsch & Kroll, 2010; Hommes et al., 2011a). Im Bereich der Wissen-
schafts-, Technologie- und Innovationspolitik gelten beide Ministerien als Schlüssel-
akteure (Hommes et al., 2011a). Aufgrund der föderalen Struktur sind jedoch auch die 
Länder für Bildung und Wissenschaft allein zuständig, darüber hinaus kann die Bun-
desregierung lediglich indirekt Einfluss auf die Bildungspolitik ausüben, beispiels-
weise durch Anreize wie die Exzellenzinitiative. Eines der wichtigsten Instrumente 
der Bundesregierung ist die Förderung außeruniversitärer Forschungseinrichtungen. 
Diese Institutionen legen in der Regel ihre Forschungsprioritäten selbst fest. Die be-
deutendsten politischen Berater und Räte sind die Deutsche Gesellschaft der Wissen-
schaften (Wissenschaftsrat) sowie die Expertenkommission Forschung und Innovation 
(EFI). Der Wissenschaftsrat berät die Bundesregierung und die Landesregierungen 
über die Struktur und Entwicklung der Hochschulbildung und Forschung. Die EFI bie-
tet der Bundesregierung wissenschaftliche Beratung an und veröffentlicht regelmäßig 
Berichte über Forschung, Innovation und technologische Produktivität in Deutschland 
(Hommes et al., 2011a, p. 11). 
 
Drei wesentliche Gruppen prägen den „Research performing“-Sektor. Zum einen be-
stimmen private Unternehmen, betriebsintern oder in Zusammenarbeit mit anderen 
Unternehmen oder Forschungsinstituten, einen wesentlichen Anteil an F&E sowie in-
novativen Aktivitäten. Ebenso stellen Universitäten und Fachhochschulen eine starke 
Säule im deutschen Forschungssystem dar. Auch wenn die Anzahl der privaten Uni-
versitäten dezent steigt, ist die Mehrheit der Hochschulen in Deutschland öffentlich 
finanziert. Im internationalen Vergleich gibt es in Deutschland eine große Anzahl und 
Vielzahl an nicht universitären öffentlichen Forschungsinstituten. Die größten vier 
sind die Max-Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-Gesellschaft, die Helmholtz-Ge-
meinschaft und die Leibniz-Gemeinschaft (Hommes et al., 2011a, p. 11).  
 
Im Kern sind die Akteure maßgeblich am innovationspolitischen Geschehen in 
Deutschland beteiligt, die in der nachfolgenden Übersicht des BMBF abgebildet sind. 
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Abbildung 23: Akteure des deutschen Forschungs- und Innovationssystems 
 
Quelle: (BMBF, 2018a, p. 62) 
 
Auch der Bund und die Länder stellen zentrale Akteure der Finanzierung von For-
schung und Entwicklung dar. Für eine zielgerichtete Forschungsförderung stehen da-
bei unterschiedliche Förderinstrumente zur Verfügung (BMBF, 2018a, p. 62). Die 
staatliche Förderung von Wissenschaft und Forschung basiert auf dem Grundgesetz 
als rechtliche Grundlage. Bedeutende Rahmenbedingungen ergeben sich zudem aus 
des Bundeshaushaltsordnung und den entsprechenden landesrechtlichen Bestimmun-
gen (BMBF, 2018a, p. 62).  
 
Deutschland wird als Wirtschaftsstandort durch Forschung und Innovation gestärkt, 
denn beide können Lösungen für globale Herausforderungen sowie Strategien für 
nachhaltiges Wachstum hervorbringen. Vor diesem Hintergrund setzt die Bundesre-
gierung branchenspezifische Schwerpunkte sowie thematische Prioritäten bei ihren 
forschungs- und innovationspolitischen Zielen fest, um durch die Bündelung von fi-
nanzieller und institutioneller Förderung die Effektivität und Innovationsdichte in die-
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sen Bereichen zu steigern. Der Fokus liegt dabei auf Schlüsseltechnologien, der natur-
wissenschaftlichen Grundlagenforschung sowie auf bedeutenden Querschnittsberei-
chen wie Bildung, Gesellschaft und demographischer Wandel (BMBF, 2016, p. 14). 
Die Bundesregierung hat den Anspruch, Deutschland als treibende Wachstumskraft 
im europäischen Wirtschafts-, Wissenschafts- und Forschungsraum auch weiterhin 
voranzubringen und zeigt dies durch die innovationspolitische Agenda. Dieses Vorge-
hen entspricht der Fortführung des bereits eingeschlagenen Weges, der nachhaltiges 
wirtschaftliches und gesellschaftliches Wachstum auf einem breit aufgestellten Bil-
dungs-, Wissenschafts-, Forschungs- und Innovationssystem gründet. Hierbei zeigt 
sich also, dass die Bundesregierung und in diesem Zusammenhang auch der Staat im 
innovationspolitischen Politikfeld durch die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen 
eine entscheidende Rolle einnehmen.  
 
Zu den Hauptakteuren innerhalb der Bundesregierung bei der Ausgestaltung der Inno-
vationspolitik zählen das BMBF und das BMWi. So ist das insbesondere dafür zustän-
dige Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) darauf bedacht, dass in-
novationsfreundliche Voraussetzungen sowie Förderprogramme die Innovationskraft 
in Deutschland begünstigen. Deutschland als eine der führenden Innovationsnationen 
weltweit sollte es zum Ziel haben, auch zukünftig Weltspitze zu sein. Um dies zu er-
reichen, wurde im April 2017 durch die Bundeswirtschaftsministerin Brigitte Zypries 
eine Innovationsagenda vorgestellt, die auf zwei Säulen basiert: zum einen auf der 
„technologieoffene[n] Förderung, die es Unternehmerinnen und Unternehmen erlaubt, 
selbst die Entscheidung zu treffen, in welche Technologien sie investieren wollen“ 
(BMWi), und zweitens auf „eine[r] verstärkte[n] Fokussierung auf Zukunftstechnolo-
gien und strategische Schlüsselbereiche“ (BMWi).8  
 
Innovationspolitische Maßnahmen 
Die deutsche Bundesregierung zielt mit ihrer Innovationspolitik darauf ab, verschie-
dene an der Innovationspolitik beteiligten Bereiche wie Wissenschaft und Wirtschaft 
besser miteinander zu vernetzen. Hieraus sollen schneller Innovationen und marktfä-
hige Produkte entstehen. Denn dann profitieren von deutschen Entwicklungen in Zu-
kunft auch wieder deutsche Firmen und Beschäftigte. 
                                               
 
8 http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/innovationspolitik.html  
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Abbildung 24: Zwei Säulen der innovationspolitischen Agenda Deutschland 
 
Quelle: (BMWi, 2017, p. 3) 
 
Im Folgenden wird auf die forschungs- und innovationspolitischen Ziele der Bundes-
regierung sowie ihre Schwerpunkte eingegangen: 
„Die Forschungs- und Innovationspolitik der Bundesregierung dient der Ge-
sellschaft, der Volkswirtschaft und den einzelnen Menschen unseres Landes. 
Sie zielt auf Lösungen für globale Herausforderungen, die Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit und die Sicherung zukunftsfähiger Arbeitsplätze. Dabei ori-
entiert sich die Politik an einer nachhaltigen Wirtschaftsweise bei sinkendem 
Ressourcenverbrauch“ (BMBF, 2016, p. 12).  
 
Mit der innovationspolitischen Agenda zeigt die Bundesregierung ihr Ziel, Deutsch-
land als treibende Wachstumskraft im europäischen Wirtschafts-, Wissenschafts- und 
Forschungsraum weiter voranzubringen (Hüttl, 2014). „Grundsätzlich soll Innovati-
onspolitik – in Anlehnung an bekannte Modernisierungstheorien – die Wettbewerbs-
fähigkeit bestimmter Sektoren oder einer gesamten Volkswirtschaft stärken, um durch 
wirtschaftlichen Erfolg die gesellschaftliche Wohlfahrt zu steigern“ (Buhr, 2010, p. 
143). 
 
Priorität der Technologie- und Innovationspolitik des BMWi ist die nachhaltige Ver-
besserung von Rahmenbedingungen für Forschung und Innovation für die deutsche 
Wirtschaft. Um Deutschland als Leitmarkt bis 2020 zu etablieren, wurde auf Bundes-
ebene ein umfassendes Paket an ergänzenden Politik- und Förderprogrammen sowie 
Maßnahmen geschaffen.  
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Den Rahmen für diese Forschungs-, Technologie- und Innovationsmaßnahmen der 
Bundesregierung bildet die „Hightech-Strategie“9 des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie (BMWi). Die „Hightech-Strategie – Innovationen für Deutschland“ 
vereint alle Maßnahmen der Forschungs- und Innovationspolitik des BMWi. Ziel die-
ser Innovationsmaßnahmen ist vor allem die Stärkung der Innovationskraft mittelstän-
discher Unternehmen: 
„Die neue Hightech-Strategie steht für das Ziel, Deutschland auf dem Weg zum 
weltweiten Innovationsführer voranzubringen. Gute Ideen sollen schnell in in-
novative Produkte und Dienstleistungen überführt werden. Denn innovative 
Lösungen sind die treibende Kraft unseres Wohlstandes und unserer Lebens-
qualität. Sie stärken Deutschlands Position als führende Wirtschafts- und Ex-
portnation.“ (BMWi) 
 
„Die Hightech-Strategie hat in den vergangenen zehn Jahren dazu beigetragen, die 
Position Deutschlands im globalen Wettbewerb zu verbessern. Investitionen in For-
schung und Innovation wurden erfolgreich ausgebaut und gebündelt“ (BMBF, 2016, 
p. 18). 
 
Bereits seit 2006 führt die Hightech-Strategie (HTS) bereichsübergreifend For-
schungs- und Innovationsförderung durch. In diesem Rahmen zielen die beteiligten 
Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft darauf ab, schnell und erfolg-
reich Innovationen hervorzubringen. Sowohl auf nationaler als auch auf internationa-
ler Ebene stellt die HTS mit ihrem übergreifenden strategischen Ansatz ein Erfolgs-
beispiel dar (BMBF, 2016, p. 17). Auch die Expertenkommission Forschung und In-
novation (EFI) hat wiederholt bestätigt, dass die Hightech-Strategie ein gutes Modell 
der Governance eines FuI-Systems verkörpert (BMBF, 2016, p. 17). Gleiches gilt für 
die Deutsche Akademie der Technikwissenschaften (Acatech), die diese Ausrichtung 
unbedingt begrüßt und unterstützt. Demnach sei es gerade die Innovationsfähigkeit, 
die Deutschlands Wohlstand nachhaltig sichere und Wachstum unter den Prämissen 
wachsender Rohstoffknappheit und des Klimawandels vorantreibe. Die Innovations-
fähigkeit hänge insbesondere von der Kooperation unterschiedlichster wissenschaftli-
cher Fachdisziplinen, wirtschaftlicher Branchen und gesellschaftlicher Gruppen ab, 
wie sie etwa an der Energiewende oder am Zukunftsprojekt Industrie 4.0 beteiligt seien 
(Hüttl, 2014, p. 1).  
                                               
 
9 HTS 2020 und HTS 2025 
5. Empirische Erkenntnisse: Deutschland und USA im Vergleich 
 
 120 
Dabei stellt die Hightech-Strategie der Bundesregierung ein ressort- und politikfeld-
übergreifendes nationales innovationspolitisches Konzept dar, in dem die Ausgaben 
für Forschung und Innovationen zusammenhängend betrachtet werden. Die Strategie 
basiert ursprünglich auf einem Entwurf der rotgrünen Regierung aus dem Jahr 2002.10 
Damit wurden Leitprinzipien entwickelt, deren forschungs- und innovationspolitisch 
strategische Ausrichtung zahlreiche neue Maßnahmen mit sich brachten. Deutschland 
sollte damit Innovationsführer im internationalen Vergleich werden (Licht et al., 2009, 
p. 7).11 Das dabei zugrunde liegende weite Verständnis von „Innovation“ führt die 
Bundesregierung selbst aus: „Wir setzen auf einen erweiterten Innovationsbegriff, der 
nicht nur technologische, sondern auch soziale Innovationen umfasst und beziehen die 
Gesellschaft als zentralen Akteur ein“ (Bundesregierung, 2014, p. 4). 
 
Zu Beginn fokussierte die HTS überwiegend auf das Marktpotenzial ausgewählter 
Technologiebereiche – erst ab dem Jahr 2010 rückte auch die gesellschaftliche Not-
wendigkeit nach langfristigen sowie zukunftsfähigen Lösungen sowie deren Umset-
zung in den Fokus. In den vergangenen Jahren, vor allem seit 2014, betrachtet die HTS 
alle bedeutenden Aspekte im Kontext einer umfassenden Forschungs- und Innovati-
onspolitik. „Der Ansatz erschließt Innovationspotenziale, mit denen die großen gesell-
schaftlichen Herausforderungen unserer Zeit bewältigt werden, und bringt die neuen 
Antworten konsequent in die Anwendung“ (BMBF, 2016, p. 18). Vor diesem Hinter-
grund wird deutlich, dass die HTS den Innovationsprozess von Anfang an, d. h. von 
der kreativen Idee bis hin zum Ende, also der Umsetzung in neue Produkte oder 
Dienstleistungen, einbezieht. Entscheidend sind dabei Forschungsthemen, die von 
großer Bedeutung für Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität sind (BMBF, 2016, 
p. 18). Daher setzt sie auch thematische Förderschwerpunkte:  
„Dabei konzentrieren wir uns auf Felder, die von großer Innovationsdynamik 
geprägt sind und wirtschaftliches Wachstum und Wohlstand versprechen. Und 
wir setzen auf Felder, in denen wir Beiträge zur Lösung der globalen Heraus-
forderungen leisten und damit mehr Lebensqualität für jeden Einzelnen schaf-
fen können“ (Bundesregierung, 2014, p. 5).  
 
                                               
 
10 Im Jahr 2002 veröffentlichten das BMWi und das BMBF gemeinsam ein Papier mit dem Titel „Mehr Dynamik 
für zukünftige Arbeitsplätze“ mit einem Überblick über Innovationsaktivitäten des Bundes. 
11 Die komplexe Governance- sowie Umsetzungsstruktur der Innovationspolitik bringt mit sich, dass einzelne Ak-
teure an ihren Positionen festhalten. Dadurch können Änderungen einzelner Maßnahmen in der Politik nur 
schwer umgesetzt werden, was unter dem Begriff hohes „Beharrungsvermögen“ (Polt et al., 2009, p. 254) zusam-
mengefasst werden kann.  
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Abbildung 25: Kernelemente der strategischen Neuausrichtung 
 
Quelle: (BMBF, 2018b, p. 8) 
 
Einzelne zentrale Innovationsmaßnahmen der Bundesregierung sollen nun näher er-
läutert werden. 
 
Als erste konkrete Maßnahme wird der BMBF-Foresight-Prozess12 betrachtet. Mit 
Hilfe dieses strategischen Instrumentes wird die langfristige Vorhersage von künftigen 
technologischen sowie gesellschaftlichen Entwicklungen und somit eine Priorisierung 
der deutschen Forschungs- und Innovationspolitik möglich. Mit einem Zeithorizont 
von bis zu 15 Jahren beschäftigen sich Wissenschaftler (u. a. des Düsseldorfer CDI 
Technologiezentrums und des Fraunhofer-Instituts für System- und Innovationsfor-
schung) mit Veränderungen aus technischen sowie gesellschaftlichen Bereichen, die 
Ansatzpunkte für Innovationen und Fortschritt ermöglichen könnten. Hierbei geht es 
um Entscheidungsgrundlagen für die gegenwärtige Forschungs- und Innovationspoli-
tik. Dem Foresight-Prozess liegt die Annahme zugrunde, dass einerseits technologi-
sche Möglichkeiten (Technology Push), andererseits aber auch die gesellschaftliche 
Nachfrage (Demand Pull) Innovationen befördern. Während von 2007 bis 2009 der 
                                               
 
12 https://www.bmbf.de/files/44Foresight-Prozess_BMBF_Zukunftsfelder_neuen_Zuschnitts(5).pdf  
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Foresight-Prozess die technologische Seite fokussierte, konzentrierte sich der zweite 
Zyklus von 2012 bis 2014 auf gesellschaftliche Trends und Wünsche. Generell wurde 
damit die technologische Zukunftsvorausschau strukturell und systemisch dem Minis-
terium zugeordnet (BMBF, 2015).13  
 
Methodisch betrachtet werden mit dem Foresight-Prozess vier aufeinander aufbauende 
Ziele verfolgt: das Festlegen neuer Fokusthemen in Forschung und Technologie (1), 
das Aufzeigen von Bereichen für Forschungs- und Innovationsfelder übergreifende 
Aktivitäten (2), die Analyse möglicher Technologie- und Innovationsfelder, in denen 
strategische Zusammenarbeit möglich wäre (3), und das Ableiten vorrangiger Hand-
lungsfelder für Forschung und Entwicklung (4).14 Darüber hinaus stellt der Foresight-
Prozess eine Art Frühwarnsystem dar, der auch als Ideengeber für Strategieprozesse 
oder künftige Forschungsprojekte fungiert. Zukunftsfelder innerhalb der Hightech-
Strategie können so auf den neusten Stand gebracht und um neue Aspekte ergänzt 
werden. Des Weiteren werden durch den Foresight-Prozess Hintergrundinformationen 
für strategische Dialoge und das sogenannte Roadmapping gefiltert (BMBF, 2015).  
Mit zunehmender Komplexität moderner Innovationssysteme weitet sich der Bedarf 
an Beratung für politische Entscheidungsträger aus. In den vergangenen Jahren ist in 
Reaktion auf diese veränderten Umstände in Deutschland ein Ausbau der Beratungs-
strukturen festzustellen – hier zeichnet sich vor allem ein Comeback wissenschaftli-
cher Politikberatung ab. Um die zahlreichen Akteure, die am Innovationssystem und 
somit an der Innovationspolitik beteiligt sind, wurden „Multi-Stakeholder-Formate“ 
(Egle et al., 2014, p. 16) gegründet. Vor diesem Hintergrund lässt sich auch ein weite-
res Instrument, der Innovationsdialog, einordnen. Dieser basiert letztlich auf dem Auf-
trag der Bundeskanzlerin Angela Merkel, ein Beratungsgremium zu etablieren. Sie 
erteilte der Deutschen Akademie der Technikwissenschaften gemeinsam mit dem 
BMBF und dem BMWi im Herbst 2008 den Auftrag, die Beratung der Bundesregie-
rung für innovations- und forschungspolitische Fragen zu gewährleisten. Das Ergebnis 
war das vorliegende Konzept des Innovationsdialoges zwischen Bundesregierung, 
Wirtschaft und Wissenschaft. 
                                               
 
13 https://www.bmbf.de/de/die-philosophie-dahinter-936.html  
14 https://www.bmbf.de/files/44Foresight-Prozess_BMBF_Zukunftsfelder_neuen_Zuschnitts(5).pdf  
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Hierbei geht es um eine unabhängige Fachberatung für die Bundesregierung bei inno-
vationspolitischen Angelegenheiten. Das bedeutet einen Austausch über mögliche 
Rahmenbedingungen für die Durchführung von Forschung, Wissenschaft und techni-
sche Entwicklungen, die auf der Expertise bestehender Kompetenznetzwerke basieren. 
Es werden gegenwärtige Entwicklungen und aktuelle Trends sowie daraus resultie-
rende Erkenntnisse im Innovationssystem beobachtet. In kleinem Kreis werden wäh-
rend der einzelnen Dialogrunden bedeutende innovationspolitische Zukunftsfragen er-
örtert (Egle et al., 2014). Über den institutionalisierten und stetigen innovationspoliti-
schen Austausch hinaus sind aus den einzelnen Innovationsdialogen der letzten Jahre 
auch konkrete politische Ergebnisse hervorgegangen. Ebenso wurden hieraus Anre-
gungen für die Entwicklung der Hightech-Strategie sowie die digitale Agenda über-
nommen.  
 
Im Rahmen der Hightech-Strategie fördern das BMWi und das BMBF ebenfalls die 
Entwicklung leistungsfähiger Netzwerkstrukturen unter der Bezeichnung Cluster-
plattform Deutschland. Mit deren Hilfe wird der Wissensaustausch sowie die Zusam-
menarbeit von Wissenschaft und Wirtschaft unterstützt. Denn eine Vielzahl von Un-
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ternehmen und Forschungsinstituten sehen in einer Zusammenarbeit und dem Aus-
tausch von Stärken und Kompetenzen langfristig mehr Vorteile, sodass in Deutschland 
bereits leistungsstarke, regionale Innovationscluster aufgebaut wurden. Grundlage für 
erfolgreiche Cluster ist ein fachgerechtes Clustermanagement.16 
 
Beispielhaft hierfür ist das Programm go-cluster, das die clusterpolitische Exzellenz-
maßnahme des BMWi darstellt. Unabhängig davon, ob es sich um Vertreter aus Poli-
tik, Wissenschaft oder Wirtschaft handelt, richtet sich go-cluster an jede dieser Ziel-
gruppen. Hervorzuheben sind dabei vier verschiedene Aspekte: die Entwicklung nati-
onaler Innovationscluster zu internationalen exzellenten Clustern durch bedarfsorien-
tierte Services (1); eine höhere Visibilität bei Politik, Wirtschaft und Verwaltung auf 
nationaler und internationaler Ebene für die beteiligten Innovationscluster (2); das Be-
stätigen der Qualität sowie Leistungsfähigkeit von Clustermanagement-Organisatio-
nen aufgrund vergleichbarer, am europäischen Standard orientierter Bewertungskrite-
rien (3) sowie die Analyse von Trends der internationalen Clusterpolitik, woraus Emp-
fehlungen für die Ausgestaltung deutscher Clusterpolitik abgeleitet werden können 
(4).17  
 
Zudem bietet das BMWi zahlreiche Fördermöglichkeiten für den innovativen Mittel-
stand, wie beispielsweise durch Innovationsgutscheine. So wird auch die Innovations-
kompetenz von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) durch Innovationsbera-
tung unterstützt. Mit BMWi-Innovationsgutscheinen werden auf diese Art externe Be-
ratungsleistungen in KMU der gewerblichen Wirtschaft gefördert. Hierbei beinhaltet 
der Bereich die Beratung über Fördermöglichkeiten auf Landes-, Bundes- oder auf 
europäischer Ebene. Darüber hinaus geht es um Unterstützung für konkrete Produkt- 
oder Verfahrensinnovationen bis hin zu Dienstleistungen für Netzwerke und Cluster.18 
 
Zwischenfazit 
Durch die hier aufgezeigten Informationen zur Ausgestaltung deutscher Innovations-
politik konnte Grundwissen aufgezeigt werden, das durch die im Folgenden darge-




17 http://www.clusterplattform.de/CLUSTER/Navigation/DE/Bund/go-cluster/go-cluster.html  
18 http://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Technologie/bmwi-innovationsgutscheine-go-inno.html  
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stellten Ergebnisse aus den Interviews ergänzt und verstärkt wird. Die Zusammenstel-
lung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Vielmehr ist dieser Teil der Desk 
Research als Vorleistung für die Datenerhebung im Rahmen der Experteninterviews 
zu betrachten. Das Grundwissen soll durch die im Folgenden dargestellten Ergebnisse 
aus den Interviews ergänzt und verstärkt werden.  
 
5.1.2. Ergebnisse der Experteninterviews 
Die Ergebnisse aus den Gesprächen mit den jeweiligen Stakeholdern knüpfen an die 
Desk Research an und stellen einen wesentlichen Aspekt für die Analyse der innova-
tionspolitischen Ausgestaltung dar. Hervorzuheben ist, dass den aus den Interviews 
gewonnenen Daten ein hoher Stellenwert zuzuschreiben ist, da diese auf den Aussagen 
von Experten beruhen, die in ihrer Tätigkeit Innovationspolitik betreiben, erforschen 
oder anderweitig einen Beitrag dazu leisten.  
 
Auch wenn alle Experten einzeln befragt wurden und je einer Gruppe aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft zuzuordnen sind, so zeigten sich dennoch teilweise Über-
einstimmungen in den Aussagen der jeweiligen Gesprächspartner. Vor diesem Hinter-
grund werden die Aussagen je nach Kategorie und Ergebnis aus den einzelnen Gesprä-
chen nach Expertengruppen differenziert aufgezeigt oder vereinheitlicht dargestellt. 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der Interviews kategorienweise hervorgehoben. 
Zu Beginn geht es um die Definition und Ziele von Innovationspolitik, weiter werden 
die Akteure und deren Rollen, Maßnahmen sowie die innovationspolitischen Entwick-
lungen vorgestellt. Dies zielt auf die vergleichende Analyse und Einordnung in die 
innovationspolitische Typologie.  
 
Definition von Innovationspolitik 
Die Experten aus dem Wissenschaftssektor gaben bezüglich der Definition die aktuel-
len Forschungsergebnisse wieder. In den Antworten lassen sich drei wesentliche Spe-
zifika festhalten: Zum einen stelle Innovationspolitik eine Querschnittsaufgabe dar, 
was bedeutet, dass diese nicht ausschließlich einem Ressort zugeordnet werden kann, 
sondern vielmehr interdisziplinär zahlreiche Themenfelder tangiert (vgl. D3 Absatz 4; 
vgl. D14 Absatz 6; vgl. D5 Absatz 4). Dies korreliert mit dem zweiten Merkmal – dem 
breiten Innovationsverständnis. Schließlich wurde deutlich, dass Innovationspolitik 
mit staatlichen Maßnahmen gleichgesetzt wird (vgl. D3 Absatz 4/6). Jedoch wurde 
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hierbei betont, dass der politische bzw. staatliche Bereich nicht nur den bloßen Raum 
darstellt, in dem Innovationspolitik passiert, sondern dass vielmehr vor allem der An-
stoß von staatlicher Seite kommen sollte. Empfänger und Adressaten der von politi-
schen Akteuren gesteuerten innovationspolitischen Maßnahmen seien sowohl wissen-
schaftliche Forschungseinrichtungen als auch Unternehmen und selbstverständlich die 
Gesellschaft: „Die Regierung und öffentliche Verwaltung, [...] die zum Teil selber 
auch aktiv werden können, aber im Wesentlichen Anreize und Impulse setzen für die 
Unternehmen [...], für die Wissenschaft, sowie [...] für die Forscher an Hochschulen 
und Forschungsinstituten sind [...] die Träger der Innovation. Denn Innovationen fin-
den nicht im Staat [...] statt, sondern werden staatlich angestoßen organisiert, doch 
am Ende in Unternehmen und Forschungseinrichtungen (umgesetzt)“ (D14 Absatz 
16). In diesem Kontext wurde auf Netzwerke und den notwendigen Austausch zwi-
schen allen beteiligten Akteuren hingewiesen – vor allem mit Fokus auf der gemein-
samen Aufgabe der Förderung von Innovationen (vgl. D3 Absatz 18; vgl. D5 Absatz 
4; vgl. D14 Absatz 4). Hintergrund hierfür sei jedoch nicht Markt- oder etwa Staats-
versagen, sondern vor allem die aktuellen gesellschaftlichen Herausforderungen, de-
nen in verschiedensten Bereichen durch innovationspolitische Maßnahmen entgegen-
gewirkt werden kann und die im Idealfall dadurch sogar gelöst werden können (vgl. 
D5 Absatz 4).  
 
Unterstrichen wird die Bedeutung dieses Punktes durch die inhaltliche Übereinstim-
mung der wissenschaftlichen und politischen Experten: Bei Innovationspolitik gehe es 
um Anstrengungen des Staates, neue Ideen zu generieren, also Innovationen voranzu-
treiben, die über wirtschaftliche Absichten hinausgehen und auch dem Wohl der Ge-
sellschaft zugutekommen (vgl. D4 Absatz 4; vgl. D5 Absatz 4; vgl. D14 Absatz 6). 
Ergänzend zeigte sich hier, dass die aktive Gestaltung dieses Innovationsprozesses 
auch durch die politischen Experten als eigene Aufgabe wahrgenommen wird (vgl. D4 
Absatz 6; vgl. D8 Absatz 48).  
 
Bei der Thematisierung einer grundlegenden Definition erweiterten die wirtschaftli-
chen Akteure außerdem den Kreis der an Innovationspolitik beteiligten Akteure. So 
seien politische Maßnahmen, die einen geeigneten Rahmen und ein innovations-
freundliches Klima herstellen sollten, nicht nur auf Landes- und Bundes-, sondern 
auch auf supranationaler wie beispielsweise europäischer Ebene essentiell (vgl. D4 
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Absatz 34; vgl. D8 Absatz 18). In diesem Kontext wurde erneut auch die Brücke oder 
Schnittstellenfunktion zwischen Grundlagenforschung und Implementierung jeglicher 
Art betont (vgl. D1 Absatz 6; vgl. D3 Absatz 6). Letztlich zeigte sich demnach, dass 
alle befragten Experten trotz unterschiedlichem Hintergrund Einigkeit in der Defini-
tion von Innovationspolitik aufweisen. Auffallend war lediglich die teilweise unter-
schiedliche Schwerpunktsetzung.  
 
Das Ziel von Innovationspolitik 
Hinsichtlich der Zielsetzung von Innovationspolitik kristallisierte sich besonders deut-
lich und in Übereinstimmung aller drei Gruppen der ökonomische Aspekt als zentral 
heraus (vgl. D11 Absatz 7). Den wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Experten zu-
folge sei das primäre Ziel „die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit und [...] das Wirt-
schaftswachstum“ (D5 Absatz 10), ebenso wie bei den politischen Vertretern, die das 
Ziel beschreiben als „die Förderung von Unternehmen, von Akteuren, von Wissen-
schaftlern, die dazu beitragen, neue Produkte sowie neue Märkte zu definieren, zu er-
schließen und zu entwickeln“ (D8 Absatz 6). Darüber hinaus wurde ebenso auf eine 
starke gesellschaftliche und ökologische Verantwortung hingewiesen. Hier wurde der 
Zusammenhang zwischen dem Wohlstand eines Landes und der Wettbewerbsfähigkeit 
vermehrt offensichtlich (vgl. D4 Absatz 4; vgl. D14 Absatz 6). Die Vertreter der Wis-
senschaft, die aus der Perspektive der Generierung von neuem bzw. der Neukonfigu-
ration von Wissen heraus argumentierten, gingen des Weiteren auf neue Produkte so-
wie veränderte Strukturen ein (vgl. D14 Absatz 6). Außerdem betonten sie erneut, dass 
das Ziel vor allem auf der Anwendung, also der Transgression der Forschungsergeb-
nisse aus der Grundlagenforschung in die nächste Phase des Marktprozesses liege und 
beschreiben dieses Ziel wie folgt: „Dinge, die in der Forschungspolitik, in der Grund-
lagenforschung an Universitäten [...] oder klassisch an Forschungseinrichtungen er-
forscht wurden, in die Anwendung zu bringen. Alle Fördermaßnahmen, die dazu an-
gedacht und angelegt [sind], um aus einer guten Idee eine Innovation zu machen [...]“ 
(D3 Absatz 6). Politische Akteure betonen in diesem Zusammenhang verstärkt auch 
soziale und ökologische Innovationen als Antworten auf die bereits genannten globa-
len Herausforderungen (vgl. D4 Absatz 6; vgl. D2 Absatz 8). Hierbei schreiben sie 
sich selbst als Aufgabe zu, verstärkt positivere regulatorische und politische Rahmen-
bedingungen zu setzen, um einen erfolgreichen technologischen Wandel zu begleiten, 
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gleichzeitig zu begünstigen und somit letztlich gesteigerte Wettbewerbsfähigkeit zu 
erzielen (vgl. D2 Absatz 38; vgl. D4 Absatz 28), 
 
Dies stellt auch den Anknüpfungspunkt für die thematisierte Zielsetzung von Innova-
tionspolitik durch Experten der Wirtschaft dar. Diese sind sich einig, dass ökonomi-
sche Wettbewerbsfähigkeit und damit der Wohlstand eines Landes und einer Gesell-
schaft das primäre Ziel von Innovationspolitik seien (vgl. D6 Absatz 6; vgl. D10 Ab-
satz 8; vgl. D11 Absatz 7). 
 
Akteure der Innovationspolitik 
Versteht man unter Innovationspolitik eine Querschnittsaufgabe und überblickt man 
das weitverzweigte Innovationssystem eines Landes, so kristallisieren sich zahlreiche 
verschiedene Akteure heraus. Innovationspolitische Instrumente (ausführliche Erläu-
terung hierzu siehe Kapitel 2) sind nicht dazu bestimmt, das Ziel, wie beispielsweise 
Wettbewerbsfähigkeit, im direkten Sinne zu beeinflussen. Vielmehr geht es um den 
Innovationsprozess, also die Art und Weise, wie das Ziel erreicht werden soll. In den 
Interviews wurde eben diesen Akteuren nachgegangen, um die Aussagen des Konzepts 
der NIS zu verifizieren. Hierbei zeigte sich deutlich, dass zwischen den einzelnen Ex-
pertengruppen keine grundlegenden Unterschiede in der Nennung von innovationspo-
litischen Mitspielern bestanden. Eine Unterscheidung bei den gegebenen Antworten 
ist demnach nicht erforderlich. Folgende Abbildung illustriert die übereinstimmenden 
Erkenntnisse der Expertengespräche im Hinblick auf involvierte Akteure. 
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Abbildung 27: Akteure der deutschen Innovationspolitik 
 
Quelle: Eigene Darstellung  
 
Deutlich wird, dass politische, wirtschaftliche und wissenschaftliche Akteure in 
Deutschland die Ausgestaltung der Innovationspolitik dominieren (vgl. D3 Absatz 16; 
vgl. D10 Absatz 14; vgl. D15 Absatz 8). Damit bestätigt die Expertenbefragung auch 
die Auswahl der Gesprächspartner aus den verschiedenen Bereichen. Denn sie verwei-
sen jeweils nicht nur auf ihre eigene Rolle, sondern betonen die Bedeutung der anderen 
Akteure. Dennoch wird beispielsweise auch Verbänden oder Gewerkschaften eine ge-
wisse Wirkung im Innovationssystem zugesprochen – und dies in aktiver und passiver 
Weise (vgl. D2 Absatz 10). Schließlich schrieben die Experten geschlossen auch der 
Gesellschaft eine tragende Rolle zu (D2 Absatz 10; D5 Absatz 12; D15 Absatz 8). Es 
kommt die Frage auf, welche Aufgaben die Experten bei den einzelnen Akteuren kon-
kret sehen. 
 
Viele der Experten bewerten die Politik und ihre Institutionen als stärkste Förderer 
(vgl. D4 Absatz 6; vgl. D8 Absatz 34; vgl. D15 Absatz 10). Ihnen wird die Verantwor-
tung für erfolgreiche Innovationspolitik zugeschrieben. Federführend sind dabei zum 
Zeitpunkt der Anfertigung dieser Studie zwei Ministerien, das BMWI und das BMBF, 
die auch politisch am ehesten in der Verantwortung stehen Innovationspolitik in 
Deutschland voranzutreiben (vgl. D3 Absatz 18; vgl. D14 Absatz 12; vgl. D6 Absatz 
38). Dennoch wird deutlich, dass aufgrund des Charakters als Querschnittsaufgabe alle 
weiteren Ministerien auf Bundes-  und Länderebene ebenso betroffen sind (vgl. D3 
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Absatz 4; vgl. D2 Absatz 22). Im Großen und Ganzen geht es hierbei um wesentliche 
Regulationen in Bezug auf den marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen: Anreize 
schaffen (fordern) und Programme aufsetzen (fördern) sind hier die zentralen Instru-
mente (vgl. D1 Absatz 6; vgl. D4 Absatz 8; vgl. D14 Absatz 16). Denn all das nehme 
Einfluss auf das Handeln der anderen Akteure. Den politischen Bereich betreffend 
wurde auch deutlich, dass die Landes-, Bundes- und europäische Ebene zwar quanti-
tativ und qualitativ je nach Kompetenz und Zuständigkeit unterschiedliche Rollen ein-
nehmen, aber durch das komplexe Mehrebenensystem und Wechselspiel zwischen Fö-
deralismus und europäischer Integration allen Ebenen relevanten Aufgaben zukom-
men (vgl. D5 Absatz 12; vgl. D8 Absatz 18; vgl. D14 Absatz 12). 
 
Ein weiterer wesentlicher und gerade für Deutschland charakteristischer Akteur ist der 
Wissenschaftsbereich. Darunter werden sowohl Bildungsinstitutionen wie Universitä-
ten und Hochschulen gezählt, als auch Forschungseinrichtungen wie die Max-Planck, 
Helmholtz- oder Fraunhofer-Institute. Dieses weiträumig diversifizierte und breit auf-
gestellte Wissenschaftssystem beschreiben die Experten durchgehend als einmalig im 
internationalen Kontext und äußerst vorteilhaft im internationalen Wettbewerb (vgl. 
D5 Absatz 32). Einstimmigkeit herrscht darüber, dass es hierbei insbesondere um den 
Bereich der Invention – der Raum, wo zunächst neues Wissen generiert wird – in Ab-
grenzung zur Innovation geht. Dies gilt vor allem mit Blick auf die Grundlagenfor-
schung sowie die anwendungsorientierte Forschung (vgl. D3 Absatz 12). Übereinstim-
mend betonten dies auch die Experten aus allen drei untersuchten Bereichen: „Die 
Wissenschaft gilt als wichtiger Faktor, der im Wesentlichen für den Bereich Invention 
steht. Und in der Wissenschaft werden diejenigen Technologien miterzeugt, die in der 
Wertschöpfungskette oder im Innovationsprozess dazu dienen Innovation am Markt 
wettbewerbsfähig platzieren zu können. Die Wirtschaft ist daher hochgradig darauf 
angewiesen, dass Wissenschaft in der Grundlagenforschung Erkenntnisse und Wissen 
generiert, was hinterher im Technologietransfer umsetzbar ist [...]“ (D15 Absatz 12). 
 
Schließlich bestätigten die Experteninterviews die kaum zu unterschätzende Rolle des 
wirtschaftlichen Sektors bei der Ausgestaltung von Innovationspolitik (vgl. D4 Absatz 
16). Hierbei geht es nicht nur um große Unternehmen, die Schlüsselbranchen in 
Deutschland dominieren, sondern auch um die herausragende und im internationalen 
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Vergleich an späterer Stelle noch weiter zu betonende Rolle des deutschen Mittel-
stands (vgl. D1 Absatz 10). Diese weitere Besonderheit des deutschen NIS wird von 
den befragten Experten auch für die Umsetzung von Innovationen als maßgeblich be-
urteilt (vgl. D6 Absatz 66). Die Rolle der Wirtschaft innerhalb des Innovationssystems 
wird darüber hinaus überwiegend im Bereich Forschung und Entwicklung gesehen, 
wobei es nicht lediglich darum geht, den Wissensstock zu erhöhen, sondern vielmehr 
auch darum, die Markteinführung von Innovationen voranzutreiben (vgl. D3 Absatz 
20; vgl. D4 Absatz 20; vgl. D15 Absatz 10). Zugleich sind die Experten davon über-
zeugt, dass Unternehmen stärker für ihre innovationspolitischen Interessen gegenüber 
der Politik eintreten sowie dieser mit ihrem Know-how und praktischen Wissen bera-
tend zur Seite stehen müssen (vgl. D5 Absatz 12).   
 
Darüber hinaus ging aus den Gesprächen die Bedeutung von Kooperation und Aus-
tauschprozessen hervor. Zum einen sprechen die Interviewpartner die enorme Rele-
vanz von Austausch und Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft an 
(vgl. D14 Absatz 18; vgl. D15 Absatz 18). Verbesserungen seien besonders bei der 
Begleitung des Weges von Grundlagenforschung zu Umsetzung notwendig. Zum an-
deren geht es aber auch um den generellen Austausch zwischen Politik, Wirtschaft und 
Wissenschaft, um gemeinsam an der Ausgestaltung von Innovationspolitik, aber auch 
an der Umsetzung von Innovationsfähigkeit zu arbeiten (vgl. D4 Absatz 26). Ver-
schiedenste Koordinierungsinstrumente wie Plattformen oder Gipfeltreffen der verant-
wortlichen Köpfe sind hierzu bereits eingerichtet und werden als höchst wertvoll be-
schrieben (vgl. D5 Absatz 16; vgl. D11 Absatz 69) – unabhängig von deren Instituti-
onalisierungsgrad: „Diese Plattformen haben eine sehr hohe Bedeutung, da sie Ak-
teure an einen Tisch bringen. Alle die im Grunde mit einem Thema [...] systemisch 
verbunden sind, kommen [...] an einen Tisch und schaffen damit Orientierung“ (D15 
Absatz 24). 
 
In diesem Zusammenhang nennen gruppenübergreifend einige der Experten weitere 
nicht auf den ersten Blick signifikante Akteure innerhalb des komplexen Innovations-
systems. Teilweise findet dies in deren Vertretung in bestimmten Austauschgremien 
seinen Niederschlag. Hierzu zählen Verbände, Gewerkschaften und nicht zuletzt zivil-
gesellschaftliche Vertreter (vgl. D5 Absatz 12).  
 




Vor dem Hintergrund des Verständnisses der innovationspolitischen Ausgestaltung in 
der vorliegenden Arbeit sind im Rahmen der Interviews auch innovationspolitische 
Maßnahmen angesprochen worden. Die Antworten der einzelnen Experten unterschie-
den sich dabei maßgeblich in der Ausführlichkeit bzw. Konkretisierung einzelner 
Maßnahmen. Während teilweise auf konkrete Maßnahmen eingegangen wurde, erör-
terten weitere Experten eher auf allgemeiner Ebene den Status Quo innovationspoliti-
scher Maßnahmen.  
 
Sowohl die Gruppe der Experten aus dem wissenschaftlichen als auch aus dem politi-
schen Bereich thematisierte in diesem Zusammenhang die High-Tech-Strategie und 
beschrieben sie als eine Art generelle Innovationsstrategie und zentrales Konzept in-
novationspolitischen Handelns in Deutschland. Hieraus, so auch das Verständnis der 
Experten, würden sich zahlreiche einzelne Maßnahmen ableiten, die nicht in Konkur-
renz zueinander ständen, sondern vielmehr verschiedene Zielgruppen und Projekte ad-
ressieren, indem ein konkretes Problem anvisiert würde (vgl. D14 Absatz 22). Zusätz-
lich wird von beiden Seiten betont, dass es sich um eine Vielfalt von Innovationsför-
derinstrumenten handelt, die auf mehreren politischen Ebenen angesiedelt sind. Dies 
zeige sich nicht zuletzt auch in der ressortübergreifenden Zuständigkeit (vgl. D3 Ab-
satz 36; vgl. D8 Absatz 8; vgl. D15 Absatz 46): „Was die Hightech Strategie angeht, 
so hat sie den Anspruch und wird sie auch in Zukunft [haben], ein Dachpapier zu sein 
über die Innovationspolitischen Anstrengungen aller Ressorts [...], weil man festge-
stellt hat, dass es [...] viele Politik- oder Innovationsfelder (gibt), wo ressortübergrei-
fend Zusammenarbeit von Nöten ist“ (D2 Absatz 28). Trotz dieser generellen Zustim-
mung zur High-Tech-Strategie werden auch kritischere Stimmen laut. Einige beschrei-
ben die Strategie als Sammlung unterschiedlicher, nicht miteinander zusammenhän-
gender Fördermaßnahmen, noch dazu ohne europäische Perspektive (vgl. D4 Absatz 
34), wobei die kleinteiligen Instrumente schwierig zuzuordnen seien (vgl. D4 Absatz 
46; vgl. D13 Absatz 12).  
 
Darüber hinaus wurde im Zusammenhang mit einzelnen Maßnahmen auch das staat-
liche Eingreifen generell erörtert und stieß bei allen Experten auf großes Interesse. Die 
wissenschaftlichen Experten stimmten überein, dass das staatliche Eingreifen gerecht-
fertigt sei, wenn Marktversagen oder Systemversagen vorliege (vgl. D5 Absatz 30) 
5. Empirische Erkenntnisse: Deutschland und USA im Vergleich 
 
 133 
oder eben das Risiko für private Akteure zu hoch sei: „Die Rechtfertigung für staatli-
che Eingriffe ist [...] immer, dass das private Risiko entweder so hoch ist, dass die 
privaten Akteure das nicht alleine machen würden, dass es also den Staat braucht, der 
das mit- oder überhaupt finanziert“ (D14 Absatz 24). Schließlich waren sich die Be-
fragten einig, dass Politik keine Innovationen hervorbringen könne, die Politik aber 
hierfür die Rahmenbedingungen und Anreize schaffen müsste, um Ideen aus anderen 
Bereichen wie der Wissenschaft und Wirtschaft zu fördern (vgl. D4 Absatz 20; vgl. 
D15 Absatz 26/64): „Es ist dann Aufgabe von Politik, attraktive Bedingungen zu bie-
ten und ein attraktives Umfeld (zu schaffen) [...]. (Darüber hinaus) spielt es auch eine 
Rolle, inwiefern (die Politik) das erleichtern kann, dass man gut zusammenarbeiten 
kann“ (D4 Absatz 20).  
 
Weitere Maßnahmen, die in den Gesprächen hervorgehoben wurden, waren beispiels-
weise der Innovationsdialog, ein vertrauliches Beratungsgremium, das den direkten 
und somit spezifischen Einfluss auf das Bundeskanzleramt aufweise: „Der Innovati-
onsdialog soll [...] auf höchster Ebene bei der Kanzlerin Themen in einer strategischen 
Dimension diskutieren. (Fragen wie):  was kommt in den nächsten fünf bis zehn Jahren 
auf Deutschland zu und wie müssen wir grundsätzlich das Innovationssystem ausrich-
ten?“ (D6 Absatz 22). In diesem Zusammenhang wurde auch die bereits aufgeführte 
Expertenkommission EFI genannt, die mit einem Mandat des Parlaments ausgestattet 
ist und die Bundesregierung in innovationspolitischen Fragen berät und Themen aus-
wählt, die auf die politische Agenda gehören, wie Digitalisierung und steuerliche For-
schungsförderung (vgl. D2 Absatz 22). Schließlich zählt hierzu auch das High-Tech-
Forum, das sich aus Expertise aus den Bereichen der Wissenschaft und Wirtschaft zu-
sammensetzt und das Ziel verfolgt, Missionen zu definieren. In diesem Kontext wür-
den auch mögliche Beweggründe für staatliches Eingreifen erörtert (vgl. D2 Absatz 
22). Das wiederholte Benennen dieser teilweise institutionalisierten Maßnahmen zeigt 
nicht nur deren Bedeutung, sondern bestätigt auch das Modell der Zusammenarbeit 
verschiedener Akteure an innovationspolitischen Themen (vgl. D3 Absatz 25; vgl. D5 
Absatz 16, vgl. D11 Absatz 69).  
 
Im Rahmen der Gespräche wurden außerdem zu den etwas kritischeren Bemerkungen 
auch konstruktive Ideen eingebracht. Einige Gesprächspartner betonten, dass die der-
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zeit vorhandenen eher traditionelle Förderformate mit festen Laufzeiten (vgl. D5 Ab-
satz 18) und teilweise sehr unflexible Finanzierungsregeln langfristig nicht nachhaltig 
seien: „Diese starren Vorgaben (sind) nicht unbedingt innovationsfreundlich und (es 
darf nicht außer Acht gelassen werden), dass man hier eher auf die Freiheit und Kre-
ativität der Menschen setzen muss, die [...] selber die Innovation entwickeln müssen“ 
(D4 Absatz 10). In diesem Kontext wurde auf die neu gegründete Agentur für Sprun-
ginnovationen hingewiesen und deren klare Richtung betont, die als sehr positiv wahr-
genommen wird (vgl. D4 Absatz 10). Darüber hinaus gehe es nicht nur um den Aus-
tausch auf hohen Ebenen, sondern die Personen müssten zusammenarbeiten, die kon-
kret mit Innovationen befasst sind.  
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass über alle Expertengruppen hinweg 
relativ große Einigkeit darüber besteht, dass einerseits eine gute Grundlage für inno-
vationspolitisches Geschehen und Innovationsfähigkeit gegeben ist, andererseits je-
doch Handlungsbedarf besteht, um spezifischer und schneller auf Entwicklungen zu 
reagieren. Auffällig war, dass keinerlei Schuldzuweisungen betrieben und die Verant-
wortung auf jeweils andere Akteursgruppen abgeschoben wurde. Lediglich im Hin-
blick auf Anreize und Rahmenbedingungen sehen die Befragten die Verantwortung, 
wie bereits in der Rollenkompetenz bestätigt, bei politischen Stakeholdern. 
 
Erfolg & Entwicklung 
Auch die Frage nach den innovationspolitischen Entwicklungen und Erfolgen wurde 
in den verschiedenen Expertengruppen thematisiert und bewertet. Die politischen Ak-
teure zogen generell eine positive Bilanz, wobei sie sich unter anderem auch auf die 
Bewertungen einzelner Expertengremien beriefen (vgl. D3 Absatz 12). Ein Experte 
verdeutlich zwei positive Beispiele: „Das sind [...] diese zwei Elemente (der) High-
Tech Strategie, einerseits Missionsorientierung andererseits diese interministerielle 
Koordination [...], das kann man auch explizit positiv bewerten“ (D5 Absatz 18). 
Deutschland sei ein innovatives Land mit einer starken Wirtschaft in unterschiedlichen 
Bereichen und zahlreichen Patenten (vgl. D8 Absatz 16). Die Gesprächspartner be-
schrieben das deutsche Vorgehen als einen professionalisierten Ansatz, der zur jetzi-
gen Zeit viel weiter gefasst würde als früher. Hierbei sprachen sie über die ursprüng-
lich ausschließlich auf Technologien fokussierte Politik, im Gegensatz zur heutigen, 
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in der auch Dienstleitungen sowie soziale Innovationen (vgl. D14 Absatz 8) berück-
sichtigt würden: „Der Nachfragefaktor der Einbeziehung von Bürgerinnen und Bür-
gern, sowie die Betonung sozialer Innovationen, wurden in den letzten Jahren besser 
[...]. Das war (anfangs) immer noch eine sehr starke Betonung einer Innovationspoli-
tik, die auf den Technology Push setzt und die Technologie fördern wollte“ (D3 Absatz 
36). Dieser interministerielle Ansatz sei, so eher die Ansicht der wissenschaftlichen 
Akteure, ein zentraler und relevanter Schritt gewesen, führe jedoch auch zu Abstim-
mungs- und Verantwortungsschwierigkeiten. Sie betonten, dass die Politik erkannte 
habe, dass die Innovationsförderung durch den Staat dynamischer sein müsse und 
starre Vorgaben sowie festgefahrene Strukturen hier nicht innovationsfreundlich seien 
(vgl. D4 Absatz 8). Der Wechsel dieser Mentalität und dieses Vorgehens sowie das 
Entwickeln neuer Instrumente habe bereits begonnen, dauere jedoch eine Weile. 
Wichtig seien der Politik künftige Herausforderungen wie etwa Klimawandel, Mobi-
lität, Sicherheit, denn an diesen würden sich die Aufgaben und Handlungsfelder ori-
entieren. Diesbezüglich müsse, so bemängelten einzelne Experten, auch an einer eu-
ropäischen Innovationspolitik sowie an internationalen Kooperationen verstärkt gear-
beitet werden (vgl. D4 Absatz 34; vgl. D5 Absatz 12). Schließlich, so könne man den 
deutschen Vorteil zusammenfassen, habe Deutschland ein sehr diversifiziertes und 
spezialisiertes Wissenschaftssystem, das in Zusammenarbeit mit zahlreichen starken 
Unternehmen eine zentrale Voraussetzung für erfolgreiche Innovationen stehe (vgl. 
D5 Absatz 32; vgl. D14 Absatz 24; vgl. D15 Absatz 42).  
 
Diese Zusammenarbeit ist auch der zentrale Punkt in den Interviews mit wirtschaftli-
chen Vertretern, denn diese schreiben dem Austausch und der Kooperation zwischen 
Forschungsinstitutionen und Unternehmen eine wesentliche Rolle zu und sehen diese 
auch in Deutschland als verbreitet und gut funktionierend an (vgl. D2 Absatz 18; vgl. 
D7 Absatz 17; vgl. D11 Absatz 83). Dies zeigt sich beispielsweise in folgender Aus-
sage: „Deshalb ist es wichtig auch kleine Firmen sowie Start-Ups miteinzubinden.  
Und wir [das Unternehmen] versuchen [...] mit den Wissenschaftspartnern zusammen-
zuarbeiten“ (D10 Absatz 14). Dennoch bestehe hier noch weiterer Bedarf an verstärk-
ten Partnerschaften wie beispielsweise mit Start-ups. Die Experten betonen, dass es 
darauf ankomme, dass man neue Ideen generiere und weiterverfolge anstatt bereits 
existierende zu kopieren und auszuarbeiten (vgl. D4 Absatz 4). Darüber hinaus ging 
es auch um die Weiterentwicklung der Innovationsstrategie und die dazugehörigen 
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Handlungsfelder. Hierbei sei es wichtig, so betonten die Experten, auch abseits der 
bisherigen Förderinstrumente neue sowie weitere Maßnahmen zu entwickeln. Abseits 
der existierenden Handlungsfelder sei es essentiell, zielorientierte, also missionsorien-
tierte Forschungsförderung anzugehen (vgl. D8 Absatz 12). Förderung sei in dem Fall 




Im Rahmen der Interviews wurden auch zahlreiche Aspekte deutlich, die typisch für 
das deutsche Innovationssystem und für das innovationspolitische Handeln sind. Es 
wurde des Öfteren eine mangelnde Risikoaffinität (vgl. D4 Absatz 18; vgl. D8 Absatz 
30; vgl. D15 Absatz 60) angesprochen, die auch auf einen erhöhten Perfektionsan-
spruch zurückgeführt wurde: „Wir haben sehr viel Sicherheitsdenken, wir haben nicht 
dieselbe Risikobereitschaft und wir haben nicht dieselbe Fehlerkultur wie die USA“ 
(D2 Absatz 16). Hier verwiesen die Experten darauf, dass Produkte deutscher Qualität 
häufig nicht den schnellen Innovationszyklen entsprechen, die inzwischen gegeben 
sind (vgl. D4 Absatz 18). Dies liege jedoch nicht nur an der angesprochenen gering 
ausgeprägten Risikoaffinität, sondern auch an verhältnismäßig hohen regulatorischen 
und bürokratischen Hürden (vgl. D2 Absatz 38; vgl. D11 Absatz 13). Hier bestehe 
großer Handlungsbedarf, so die Experten. Weiter geht damit einher, dass ein zu gerin-
ges Angebot an Wagniskapital und somit kaum Risikokapitel vorhanden sei (vgl. D6 
Absatz 68; vgl. D15 Absatz 60). Schließlich fehle es auch an Vertrauen in die Mög-
lichkeiten, selbstständig zu sein und neue Ideen auszuprobieren, wofür in Deutschland 
weder die kulturellen Bedingungen noch die Rahmenbedingungen mit Blick auf För-
dermaßnahmen und das innovationsfreundliche Umfeld gegeben seien (vgl. D3 Absatz 
44; vgl. D15 Absatz 62). Eine Folge sei, so einzelne Experten, dass der Wachstumser-
folg und die technologischen Entwicklungen nicht in Deutschland stattfänden (vgl. D1 
Absatz 4), obwohl die Initialzündung an deutschen Universitäten, Forschungseinrich-
tungen und in Unternehmen getätigt würde. Der Erfolg und Durchbruch erfolge dann 
jedoch in anderen Innovationssystemen mit besseren und einfacheren Rahmenbedin-
gungen: „Die Leute kommen von deutschen Universitäten oder Unternehmen, aber 
der eigentliche Erfolg und die Wertschöpfung finden dann woanders statt. Und das ist 
das Riesendilemma an diesem Punkt“ (D15 Absatz 62). Hier forderten die Gesprächs-
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partner aus nicht politischen Bereichen eine klarere Prioritätensetzung seitens der Po-
litik im Vergleich zu anderen Politikfeldern und forderten, dass sie eine Art Vorreiter-
rolle einnehmen solle (vgl. D2 Absatz 34; vgl. D4 Absatz 32).   
 
Darüber hinaus wiesen einige Experten darauf hin, dass Deutschland eines der weni-
gen Länder sei, dass die Innovationen steuerlich so gut wie nicht fördere, sondern eher 
klassisch über Projekte und Zuschüsse organisiere (vgl. D1 Absatz 6; vgl. D3 Absatz 
34; vgl.  D6 Absatz 62). In diesem Zusammenhang fiel auch auf, dass eine Korrelation 
zwischen der koordinierten Marktwirtschaft und dem gut entwickelten Wohlfahrts-
staat und einer mangelnden Gründerdichte festzustellen sei, wobei die Gesprächs-
partner eher von einer Korrelation als von einer Kausalität sprachen (vgl. D3 Absatz 
32).  
 
Sowohl die Ergebnisse der Desk Research als auch die Daten aus den Experteninter-
views verdeutlichen einige zentrale Aspekte. Die High-Tech-Strategie stellt eine über-
greifende nationale Strategie dar, die zahlreiche einzelne Maßnahmen vereint. Dies 
spiegelt auch die Rolle politischer Akteure in der Innovationspolitik wider, die über-
wiegend als eine Querschnittsaufgabe verstanden wird und einen interdisziplinären 
Charakter mit sich bringt. Deutlich wird die starke koordinative Rolle des Staates und 
der damit einhergehenden Schaffung von innovationsfreundlichen Rahmenbedingun-
gen. Schwachstellen und Handlungsbedarf zeigen sich mehrheitlich im Abbau regula-
torischer Hemmnisse.  
 
5.2. USA 
Bedingt durch die Führungsposition, die die USA in den Bereichen Wissenschaft, 
Technologie und Innovation einnehmen, stellen sie sowohl in nationalen als auch in-
ternationalen innovationsrelevanten Diskursen einen relevanten Referenzpunkt dar. 
Zahlreichen Rankings zufolge sind die USA eines der innovativsten Länder der Welt, 
was auch damit zusammenhängen kann, dass fast die Hälfte der 50 innovativsten Un-
ternehmen weltweit aus den USA stammt (Mildner, Rytz, & Schmucker, 2012). Be-
sonders hervorzuheben ist das weltweit bekannte Silicon Valley, wo Wagniskapital, 
Forschungseinrichtungen, Start-ups und weltweit agierende Unternehmen erfolgreich 
Innovationen vorantreiben, indem sie diese aus der Forschung in die Wirtschaft trans-
ferieren und vermarkten (Werner, 2015, p. 98).  
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Dennoch zeigt sich sowohl in der Theorie als auch in der Empirie deutlich, dass in den 
USA keine national koordinierte Innovationspolitik vorhanden ist. Während andere 
Staaten nationale Strategien entwickeln und umsetzen, werden Innovationen in den 
USA gern dem Markt überlassen. Darüber hinaus wird dazu tendiert, auf spezifische 
Bedürfnisse und Ziele durch gezielte, kurzfristige Gesetzgebung und mit Programmen 
zu reagieren, die von einer Regierung zur nächsten wechseln können (Atkinson, 2014; 
Jakob Edler, 2006; Wessner & Wolff, 2012).  
 
Die Antwort auf die Frage, warum Innovationspolitik erforderlich ist, liegt in der Be-
deutung der Beziehung zwischen staatlichem Handeln, technologischen Innovationen 
sowie industrieller und wirtschaftlicher Entwicklung. Darüber hinaus sind neu entste-
hende Aspekte wichtig, die diese Beziehung beeinflussen (Roessner, 1988, p. 3). Es 
zeigt sich, dass „US innovation policy at the national level is influenced by the philos-
ophy that commercial innovation is primarily the purview of the private sector, aided 
by universities and government, laboratories not directed by the federal government 
itself“ (Shapira & Youtie, 2010b, p. 7). Vor diesem Hintergrund besteht die wesentli-
che Aufgabe der nationalen Regierung in der Erleichterung der Interaktion dieser Or-
ganisationen.  
 
Daher wird die Innovationspolitik in den USA als „missionsorientiert“ (Bozeman & 
Dietz, 2001, p. 50; Jakob Edler, 2006, p. 124) beschrieben. Bozeman/Dietz 
ermöglichen mit ihrer idealtypischen Einteilung der Forschungs- und 
Entwicklungspolitik, in dem Fall jedoch gleichzusetzen mit Innovationspolitik, ein 
besseres Verständnis der Innovationspolitik in den Vereinigten Staaten: “US research 
policy has been dominated by three policy paradigms, each in ascendance at different 
points, depending on the relative strength of political forces an dupon economic 
conditions in the US and the rest of the world” (Bozeman & Dietz, 2001, p. 49). Sie 
differenzieren zwischen Marktansatz-, dem Missions- sowie dem kooperativen Modell 
und weisen dabei dem Staat im Kontext von Innovationen unterschiedliche Rollen zu 
(Bozeman & Dietz, 2001, p. 50), stets mit der Frage, die von Anfang an eine Rolle 
spielt, wie weit die Regierung involviert sein sollte. Erstens hat das Marktansatz-
Modell einen wesentlichen Einfluss auf die US-amerikanische Innovationspolitik 
während aller Zeitepochen seit 1945, wobei sich die geringe Rolle des Staates 
beschränkt auf Grundlagenforschung und Marktversagen. Innovationen stammen aus 
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der Wirtschaft. Das Missionsmodell unterstützt der Staat, indem er zielgerichtet 
Innovationen zur Umsetzung einzelner Missionen vorantreibt. Dabei ist eine enge 
Zusammenarbeit mit Behörden und weiteren Akteuren erforderlich. Das kooperative 
Modell beschreibt den Staat in einer aktiven und den Innovationsprozess 
unterstützenden Rolle. Dies zeigt sich vor allem bei der Entwicklung von neuen 
Technologien, der Innovationsfähigkeit von Unternehmen sowie von 
Technologietransfers, aber auch in der Zusammenarbeit zwischen Staat und Wirtschaft 




Um das US-amerikanische Innovationssystem und dessen Innovationspolitik erfassen 
zu können, wird ein kurzer Überblick über die historische Entwicklung bezogen auf 
Innovationen und die mit ihnen einhergehende Politik gegeben. Die erste Zeit nach der 
Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten konnten diese nicht mit den globalen Tech-
nologievorreitern aus Europa, wie beispielweise Großbritannien und Deutschland, 
mithalten. Mit Beginn der industriellen Revolution in den 1890er-Jahren änderte sich 
dies und die USA holten auf und brachten einige innovative Produkte hervor 
(Atkinson, 2014, p. 3ff.). Dabei kamen den Vereinigten Staaten einige Vorteile zugute. 
Denn während Europa das vorindustrielle handwerkliche System überwinden musste, 
herrschte in den USA völlig freier Raum, in dem neue Formen industrieller Entwick-
lungen etabliert werden konnten. Ein weiterer Vorteil war der anhaltende konsumori-
entierte Charakter der amerikanischen Kultur und des amerikanischen Systems, das 
unter dem Primat des wirtschaftlichen Erfolges stand (Atkinson, 2014, p. 3ff.). Auf 
der pragmatischen Ebene gab es jedoch Zeiten, in denen die Regierung innovations-
politisch besonders aktiv war, zuletzt Anfang und Ende der 1980er-, Anfang der 
1990er- und Mitte der 2000er-Jahre. Aus diesen Zeiten sind Programme zur Innova-
tion entstanden (Shapira & Youtie, 2010b). Beispielhaft hierfür ist auch der aus dem 




Es entsteht der Eindruck, dass Innovationen in den USA überwiegend bis ausschließ-
lich in Silicon-Valley-Garagen und dort angesiedelten Forschungslabors entstehen. 
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Doch auch in den USA sind Innovationen Teil des nationalen Innovationssystems. 
Dieses umfasst wirtschaftliche, politische sowie weitere soziale Institutionen, die Aus-
wirkungen auf Innovationen haben (Atkinson, 2014, p. 1). Folglich sind verschiedene 
Akteure wie Regierung, Forschungseinrichtungen, Privatwirtschaft, aber auch weitere 
Organisationen am US-amerikanischen Innovationssystem beteiligt. Dies zeichnet 
sich vor allem durch seine Größe, Vielfalt, föderale Struktur und Wettbewerbsorien-
tierung aus (Hommes et al., 2011a, p. 12; Wessner & Wolff, 2012, p. 41). Das 
nationale Innovatiossystem lässt sich noch beschreiben als dynamisch, dezentralisiert, 
wettbewebsfähig und unternehmerisch und vor diesem Hintergrund jedoch auch als 
sehr komplex (Bozeman & Dietz, 2001, p. 47; Wessner & Wolff, 2012, p. 41). 
 
Abbildung 28: Nationales Innovationssystem der USA 
 
Quelle: (Shapira & Youtie, 2010b, p. 6) 
 
Das US-amerikanische Innovationssystem genießt nach wie vor viele Vorteile: die 
weltweit größte Forschungsinfrastruktur, eine Reihe der bedeutendsten Universitäten 
der Welt, die umfassendsten Kapitalmärkte und ein hochdynamisches Ökosystem, das 
es ermöglicht, Erfindungen in Produkte und Unternehmen umzusetzen (Wessner & 
Wolff, 2012, p. 12). 
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Das Forschungs- und Innovationssystem der Vereinigten Staaten profitiert von einem 
sozialen Klima, das Risiko und Unternehmertum begünstigt und so private innovative 
Aktivitäten fördert. So hängt die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Vereinigten 
Staaten zu einem erheblichen Teil von der dynamischen Start-up-Szene ab. Hinzu 
kommen zahlreiche führende Spitzenuniversitäten und ein starker gemeinnütziger 
Sektor (Hommes et al., 2011a, p. 40). Ähnlich wie in Deutschland wird das Hoch-
schulsystem durch ein System starker außeruniversitärer Forschungseinrichtungen des 
Bundes und der Privatwirtschaft ergänzt. Darüber hinaus tragen steuerliche Anreize 
für Forschung und Entwicklung zusammen mit einem innovationsfreundlichen regu-
latorischen Rahmen zum Innovationserfolg der USA bei. Im Gegensatz zu Deutsch-
land liegt der Schwerpunkt der Zuweisung von F&E-Ausgaben auf Militärausgaben 
(Hommes et al., 2011a, p. 40). 
 
Akteure 
Wie aus dem nationalen Innovationssystem hervorgeht, bilden vielfältige und viel-
schichtige Organisationsstrukturen den Rahmen für die US-amerikanische Innovati-
onspolitik. Hierzu leisten zahlreiche Akteure einen wesentlichen Beitrag.  
 
Obwohl keine spezifische nationale innovationspolitische Gesamtstrategie gegeben 
ist, nimmt der National Science and Technology Council (NSTC) eine Koordinie-
rungsfunktion im Kabinett war. Dieser Rat auf Kabinettsebene ist das wichtigste Or-
gan innerhalb der Exekutive, um die Wissenschafts- und Technologiepolitik über die 
verschiedenen Einheiten des Forschungs- und Entwicklungsunternehmens des Bundes 
hinweg zu koordinieren. Ein Hauptziel des NSTC ist es, klare nationale Ziele für die 
Investitionen des Bundes in Wissenschaft und Technologie in einer breiten Palette von 
Bereichen festzulegen, die praktisch alle Missionsbereiche der Exekutive abdecken. 
Der Rat erarbeitet Forschungs- und Entwicklungsstrategien, die über die Bundesbe-
hörden hinweg koordiniert werden und auf die Erreichung mehrerer nationaler Ziele 
gerichtet sind.19 Auch das Office of Science and Technology Policy(OSTP) leitet die 
behördenübergreifende Koordination der Wissenschafts- und Technologiepolitik, un-
terstützt bei der jährlichen Überprüfung und Analyse der Forschung und Entwicklung 
                                               
 
19 https://www.whitehouse.gov/ostp/nstc/ 
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des Bundes im Haushaltsbereich und dient dem Präsidenten als Quelle für wissen-
schaftliche und technologische Analysen und Beurteilungen in Bezug auf wichtige Po-
litiken, Pläne und Programme der Bundesregierung. Im Jahr 1976 richtete der 
Kongress das Büro für Wissenschafts- und Technologiepolitik des Weißen Hauses ein. 
Dieses berät den Präsidenten und weitere Mitlieder des Exekutivbüros des Präsidenten 
bei wissenschaftlichen, technischen und technologischen Aspekten der Wirtschaft, der 
nationalen Sicherheit und der inneren Sicherheit, Gesundheit, Außenbeziehungen, 
Umwelt und technologische Erholung und Nutzung von Ressourcen.20 Darüber hinaus 
geht es um die Koordination zwischen den verschiedenen Ebenen, von Bundesstaaten 
bis hin zu lokalen Ebenen (Hommes et al., 2011a, p. 13).  
 
Das Büro für Wissenschafts- und Technologiepolitik des Weißen Hauses (OSTP) und 
der Nationale Wissenschafts- und Technologierat (NSTC) sind für die behördenüber-
greifende Koordination und Entwicklung von Fachberichten, Strategiedokumenten 
und politischen Vermerken zu verschiedenen wissenschaftlichen und technologischen 
Themen zuständig, die für die Nation von Bedeutung sind.21 
 
Darüber hinaus ist der Council on Competitiveness ein Akteur, der innerhalb des in-
novationspolitischen Kontexts eine Rolle spielt.22 Dies ist ein Gremium, das Vorstände 
von Unternehmen, Forschungseinrichtungen sowie Gewerkschaften versammelt und 
darauf abzielt, den Wohlstand in den USA zu sichern, indem es eine wachstumsfreund-
liche politische Agenda voranbringt und selbst Maßnahmen ergreift, um Programm-
initiativen im ganzen Land einzuberufen.  
 
Eine Institutionalisierung der Innovationspolitik aus neuerer Zeit ist das Office of 
American Innovation (OAI). Präsident Donald J. Trump kündigte im März 2017 das 
White House Office of American Innovation an. Dieses zielt darauf ab, dem Präsiden-
ten im Kontext von Wohlstand und Arbeitssicherung für die Gesellschaft Empfehlun-
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gen zu Politiken und Plänen zu geben. Diese Empfehlungen werden in Zusammenar-
beit mit weiteren Akteuren sowie der Privatwirtschaft und anderen externen Mei-
nungsbildnern entwickelt.23 
 
Wie bereits deutlich wurde, nehmen wissenschaftliche Akteure ebenfalls Einfluss auf 
das nationale Innovationssystem. Dazu zählen die Universitäten, die als Motoren des 
US-amerikanischen Innovationssystems gelten. Davon führen die fast 200 öffentli-
chen Forschungsuniversitäten mehr als 60 Prozent der bundesfinanzierten Grundla-
genforschung durch (Wessner & Wolff, 2012, p. 44). Am Anfang des amerikanischen 
Innovationssystems steht die Grundlagenforschung, die weitgehend von der Regie-
rung finanziert und von Forschungsuniversitäten durchgeführt wird. 
 
Neben den staatlichen Agenturen stellen die Universitäten eine weitere wichtige 
Gruppe von Institutionen dar, die sich intensiv mit nationalen und regionalen Innova-
tionssystemen in den USA befassen. Die Universitäten haben im US-System eine 
große Unabhängigkeit, da sie nicht der nationalen Regierung unterliegen, sondern von 
Staaten (im Falle öffentlicher Universitäten) oder als gemeinnützige Organisationen 
(im Falle privater Universitäten) verwaltet werden. In letzter Zeit hat es jedoch ein 
Umdenken und eine Erweiterung der Rolle der Universitäten gegeben, da sie zuneh-
mend nicht nur als Innovationsquellen, sondern auch als Vermittler betrachtet werden, 
um Innovationsprozesse zu erleichtern (Fraunhofer & GIGA, 2008; Shapira & Youtie, 
2010b).  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Innovationspolitik in den USA dezentra-
lisiert ist und infolgedessen von zahlreichen Akteuren aus verschiedensten Bereichen 
innerhalb des nationalen Innovationssystems getragen wird. Diese fokussieren sich 
häufig auf das Erfüllen ihrer Missionen und nehmen so Einfluss auf die innovations-













Aus der bisherigen Darstellung zum Fallbeispiel der USA wird deutlich, dass keine 
spezifische und kohärente Innovationspolitik verfolgt wird, sondern dass zahlreiche 
unterschiedliche Maßnahmen in unterschiedlichsten Institutionen innerhalb des Inno-
vationssystems vorhanden sind und Auswirkungen auf das innovationspolitische Ge-
schehen haben (Jakob Edler, 2006, p. 124ff). Vor dem Hintergrund des umfassenden 
US-Innovationssystems sowie der Vielfalt an direkten und indirekten innovationspo-
litischen Aktivitäten wird im Folgenden lediglich kurz auf die Strategy for American 
Innovation eingegangen, die derzeit ein einmaliges Beispiel einer nationalen Strategie 
in den USA darstellt.  
 
Im September 2009 veröffentlichte der damalige Präsident Barack Obama seine „Stra-
tegy for American Innovation“ (Council, 2009). Ziel der Strategie war es, die Grund-
lage für nachhaltiges Wachstum sowie die Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze zu 
bilden. Obwohl der private Sektor für die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Ent-
wicklung neuer Produkte, Dienstleistungen und Prozesse verantwortlich ist, identifi-
zierte die Strategie drei entscheidende Handlungsbereiche für die Bundesregierung: 
Erstens müsse die Regierung in Innovationsbausteine (1) wie Grundlagenforschung, 
Humankapital und Infrastruktur investieren. Zweitens sollte sie das richtige Umfeld 
für private Investitionen sowie wettbewerbsfähige Märkte schaffen (2), indem sie bei-
spielsweise Exporte fördert, Exportkontrollen reformiert, wachstumsstarkes Unter-
nehmertum fördert, auf Finanzmärkten für Investoren sorgt, Rechte an geistigem Ei-
gentum schützt und die Förderung regionaler Innovationscluster vorantreiben. Drittens 
sollte die Regierung als Katalysator für Durchbrüche (3) in Bezug auf nationale Prio-
ritäten wie erneuerbare Energie, Gesundheitsversorgung und andere große Herausfor-
derungen des 21. Jahrhunderts dienen (Farrell & Kalil, 2010, p. 6). Während der Amts-
zeit Obamas hat die Regierung große Fortschritte bei der Entwicklung und Umsetzung 
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Abbildung 29: A Strategy for American Innovation 
 
Quelle: (Council, 2009) 
 
In dieser letzten Aktualisierung der Strategie des Präsidenten im Jahr 2015 hat die 
Regierung zusätzliche Strategien zur Aufrechterhaltung des Innovationsökosystems 
festgelegt, die allen Amerikanern Vorteile bringen sollen (Council, 2015). Das veröf-
fentlichte Update der Strategie umfasst drei Kernkomponenten mit folgenden Schwer-
punkten: erstens die Bedeutung von Investitionen in Forschung und Entwicklung 
(F&E) und in weitere Elemente des langfristigen Wirtschaftswachstums, zweitens das 
Konkretisieren strategischer Bereiche von fortschrittlichen Fahrzeugen bis hin zur Prä-
zisionsmedizin, wo gezielte Bemühungen nationale Prioritäten voranbringen und zur 
Schaffung von gemeinsamem Wohlstand beitragen sollen, schließlich auch neue Be-
mühungen, die Bundesregierung innovativer zu machen, um die Leistung zu verbes-
sern und ein besseres Umfeld für Innovation durch die Privatwirtschaft und die Zivil-
gesellschaft zu schaffen (House, 2015). Obwohl die Strategie ein offizielles Verwal-
tungsdokument ist, hat es nicht den Status eines nationalen Plans, da es nicht vom US-
Kongress ratifiziert wurde. 
 
Wie die folgende Grafik zeigt, hat die Strategie des damaligen Präsidenten sechs 
Schlüsselelemente. Dabei benennt die Strategie den Bedarf, dass die Regierung in In-
novationsbausteine investieren muss, um den Motor der Innovation im privaten Sektor 
anzukurbeln und die Innovationsfähigkeit zu stärken. Darüber hinaus beschreibt die 
Strategie, wie die Regierung Obama auf diesen wichtigen Bestandteilen für Innovation 
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durch drei strategische Initiativen aufbaut, die ausgerichtet sind auf die Schaffung 
hochwertiger Arbeitsplätze und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, die Durchdrin-
gung nationaler Prioritäten sowie die Bereitstellung innovativer Regierungen. 
 
Abbildung 30: Schlüsselelemente der Strategy for American Innovation 
 
Quelle: (Council, 2015) 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die USA einen differenzierten Ansatz bei der 
Ausgestaltung ihrer Innovationspolitik verfolgen. Viele einzelne Ebenen und Akteure 
sind an einer umfassenden innovationspolitischen Gestaltung beteiligt (Shapira & 
Youtie, 2010b, p. 28). 
 
5.2.2. Ergebnisse der Experteninterviews  
Wie auch für das Fallbeispiel Deutschland so wurden für die USA Interviews mit Ex-
perten geführt, um spezifische Informationen über innovationspolitisches Vorgehen in 
Erfahrung zu bringen. Die Kontaktaufnahme bzw. die Resonanz war weniger positiv 
als im anderen Fallbeispiel Deutschland. Dies hat vor allem zur Folge, dass nicht nur 
weniger Gespräche stattgefunden haben, sondern auch keine politischen Akteure, das 
heißt ein politisches Amt inne habenden Akteure, befragt werden konnten. Diese Tat-
sache fließt jedoch gleich in die Analyse mit ein, im Hinblick auf die Bedeutung poli-
tischer Akteure in der amerikanischen Innovationspolitik.  
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Definition von Innovationspolitik 
Am Anfang jedes Interviews stand die Frage nach dem Verständnis des jeweiligen 
Gesprächspartners aus der eigenen Tätigkeit heraus und somit nach einer Definition 
von Innovationspolitik. Daraus wurde ersichtlich, dass nahezu alle Antworten eine 
ähnliche Tendenz aufwiesen. Dies zeigte sich insofern, als dass Einigkeit darüber be-
stand, dass keine explizite Innovationspolitik in den USA vorhanden ist (vgl. US1 Ab-
satz 3/25; vgl. US3 Absatz 2; vgl. US8 Absatz 9;  vgl. US6 Zeit 6:00). Vielmehr fiel 
in diesem Zusammenhang der Begriff der missionsorientierten Innovationspolitik 
(vgl. US1 Absatz 3; vgl. US6 Zeit 10:20). Ferner wurde Innovationspolitik häufig be-
schrieben als eine Art Framework, innerhalb dessen Innovationen stattfinden können, 
jedoch ohne aktives Eingreifen der Regierung (vgl. US2 Absatz 4; vgl. US8 Absatz 
9). Damit wurde eine Art freies Feld angesprochen, in dem weder negative noch posi-
tive Anreize einen Einfluss haben und Innovationen so ohne politische Intervention 
vonstattengehen. Diese offensichtlich bewusste Abwesenheit von politischen Akteu-
ren zeigt deutlich, dass Innovationspolitik nicht gleichzusetzen ist mit staatlichem 
Handeln. Hierbei wird bereits vermehrt auch auf den Unterschied zwischen einem US-
amerikanischen und einem europäischen Verständnis bzw. Ansatz (vgl. US2 Absatz 
8; vgl. US8 Absatz 11) hingewiesen. 
 
Und trotz nicht vorhandener eindeutiger Innovationspolitik wird eben nach einem po-
litischen Umfeld gestrebt, das diese Art von innovativer Forschung und Entwicklung 
ermöglicht. Dies wiederum passt zu den Aussagen, die Innovationspolitik definieren 
als die Setzung richtiger Rahmenbedingungen für Innovationsfähigkeit (vgl. US3 Ab-
satz 24; vgl. US7 Absatz 3; vgl. US8 Absatz 11). In diesem Kontext war überwiegend 
der Abbau regulatorischer Hemmnisse (vgl. US7 Absatz 3) gemeint: “There is a U.S. 
inherent distrust of government. Therefore […] when it gets to innovation policy, the 
goal is to simply reduce the government barriers to innovation policy“ (US8 Absatz 
11). Nicht zuletzt wurde angesprochen, dass je nach lokaler, bundesstaatlicher oder 
Bundesebene Innovationspolitik unterschiedlich zu definieren sei (vgl. US1 Absatz 
29; vgl. US4 Absatz 15).  
 
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass bei der Definition von Innovationspolitik 
eine deutliche Tendenz hin zu nicht vorhandenen und nicht erwünschtem staatlichem 
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aktiven Eingreifen gegeben ist. Vielmehr stelle Innovationspolitik ein Framework für 
ein innovationsfreundliches Umfeld dar.  
 
Ziel von Innovationspolitik 
Angesichts des Ziels der Innovationspolitik erwies sich die wirtschaftliche Kompo-
nente als übereinstimmend bei allen Expertengesprächen. Demzufolge zielt Innovati-
onspolitik an erster Stelle darauf ab, die wirtschaftliche Position der USA zu intensi-
vieren (vgl. US3 Absatz 16-18; vgl. US6 4:40), die Wirtschaft im Allgemeinen zu 
befähigen und somit die US-amerikanische Wettbewerbsfähigkeit weiterhin anzure-
gen und zu stärken: “The goal of innovation policy should be, to enable the market or 
our companies to provide a policy environment where they can innovate“ (US4 Absatz 
5). Im Kontext der Wettbewerbsfähigkeit des Landes, so die Experten, stehe auch die 
Sicherheit der Arbeitsplätze und der Beschäftigung (vgl. US2 Absatz 6). Hierzu sollte 
Innovationspolitik ein innovationsfreundliches Umfeld (vgl. US8 Absatz 15) anstre-
ben.  
 
Vor allem die wirtschaftlichen Akteure verdeutlichen, dass Wettbewerbsfähigkeit 
zwar das große, übergreifende Ziel von Innovationspolitik darstelle, dennoch gäbe es 
Ziele, die man darunter fassen könne, da sich Wettbewerbsfähigkeit nicht nur auf die 
Wirtschaft, sondern beispielsweise auch auf militärische Fähigkeiten beziehen könne: 
“Of course leadership and competitiveness can be said to be the number one goal, but 
furthermore, economic and military could be nestled under that one goal (as well)“ 
(US3 Absatz 18). Nicht zuletzt wird in den Gesprächen auch die wohlfahrtstaatliche 
Idee (vgl. US2 Absatz 6) erwähnt, auch wenn dies ebenfalls unter das Dach der Wett-
bewerbsfähigkeit zu fassen ist. Auch hier besteht eine Verbindung zur vorliegenden 
Untersuchung, denn Wettbewerbsfähigkeit geht immer einher mit Innovationsfähig-
keit und somit der Frage nach der Ausgestaltung von Innovationspolitik.  
 
Akteure der Innovationspolitik 
Vor dem Hintergrund sowohl der Fragestellung als auch der den Akteuren zugeschrie-
benen Bedeutung innerhalb eines Innovationssystems wurde diese Thematik in den 
Experteninterviews angesprochen. Es ging darum, welche Akteure an der Innovations-
politik beteiligt sind und welche Rolle sie dabei einnehmen. In diesem Zusammenhang 
wurden mehrere Aspekte deutlich. Die Experten waren sich darin einig, dass in der 
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innovationspolitischen Ausgestaltung in den USA ein breites Spektrum an involvier-
ten und beteiligten Stakeholdern gegeben ist: „(Among others) the companies and in-
dustry but also academics, clearly government and in some instances non-governmen-
tal organizations as well (are involved in the innovation policy)“ (US4 Absatz 11). 
Darunter fallen politische und wirtschaftliche Akteure sowie Forschungseinrichtun-
gen. Darüber hinaus spielen auch Nichtregierungsorganisationen, politische Berater 
und gesellschaftliche Akteure eine Rolle.  
 
Im Detail ergaben sich hierbei jedoch interessante Aspekte, etwa die Tatsache, dass 
den Experten zufolge mit Blick auf die Ausübung und Wahrnehmung der politischen 
Verantwortung innerhalb der innovationspolitischen Agenda ein Wandel stattgefun-
den habe, der auf die unterschiedlichen Regierungen zurückzuführen sei (vgl. US3 
Absatz 37). Die Regierung Obama24 sei stark involviert gewesen, beispielsweise durch 
Bundesagenturen und das im Weißen Haus angesiedelte Office of Science and Tech-
nology (OSTP). Hierdurch seien innovationspolitische Themen vorangetrieben und 
gesteuert worden, vor allem dadurch, dass Bundesagenturen gefordert hätten, innova-
tionspolitische Programme zu verbessern. Obwohl die Regierung aktiv gewesen sei, 
so die Experten, habe es hier an einem konkreten und verbindlichen Plan gefehlt (vgl. 
US1 Absatz 19). Im Gegensatz dazu stände die aktuelle Regierung25 unter Präsident 
Trump, die eher zurückhaltend sei und einige der Posten aufgegeben habe, was sich in 
folgender Aussage zeigt: “Under the Obama administration they had a very prominent 
role, but under the Trump administration they have really lost a lot of their power and 
influence in the executive branch“ (US3 Absatz 40). Derzeit gebe es ein Office for 
American Innovation, dem die Experten jedoch lediglich eine kleine Rolle zuschreiben 
(vgl. US2 Absatz 14). Vielmehr seien Regierung sowie Regierungsbehörden offen-
sichtliche Interessenvertreter (vgl. US2, Absatz 9; vgl. US6 Zeit 11:45). Generell ist 
jedoch hervorzuheben, dass keiner der Experten der Regierung eine treibende und 
nachhaltige Rolle zuweist: „There is the government with the government agencies as 
obvious stakeholders. But it is clearly driven by companies who are looking to do the 
innovation to try to advance their research and development. Get government out of 
the way and let innovation happen through the private sector primarily“ (US8Absatz 
29/41).  
                                               
 
24 Obama Administration 01/2009-01/2017 
25 Trump Administration seit 01/2017-voraussichtlich 01/2021 
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Obwohl politischen Akteuren wie der Regierung kein großer Einfluss zugesprochen 
wird, werden andere Gesetzgeber und Bundesbehörden und Teile der Regierung 
durchaus angesprochen (vgl. US2 Absatz 66; vgl. US3 Absatz 20). Aktiver seien ein-
zelne, im US-Kongress angesiedelte Ausschüsse, wie der Wissenschaftsausschuss o-
der Handelsausschuss sowie der Handels- und Wissenschaftsausschuss im Senat. Dies 
sind den Experten zufolge diejenigen Gremien, in denen das Thema Innovationen the-
matisiert werde: „Those committees are involved in innovation policy, (by passing) 
legislation, for example the America COMPETES Act. That was an attempt to put to-
gether […] different proposals and laws related to helping U.S. compete through in-
novation and it funded certain things“ (US1 Absatz 11). Zusammenfassend gehe es 
darum, vor allem für die Koordinierung innovationspolitischer Aspekte zwischen den 
verschiedenen Ebenen, von der lokalen über die bundesstaatliche bis hin zur staatli-
chen Ebene, einen Rahmen zu bilden. Die Experten sind sich ebenfalls einig, dass das 
föderale System der USA einzelne Innovationspolitiken mit sich bringe (vgl. US1 Ab-
satz 9; vgl. US3 Absatz 20). Dies bedeute, dass die bundesstaatlichen Regierungen 
eigene Strategien mit spezifischem Fokus etabliert hätten: “Many of these state gov-
ernments have established these strategies, because they want to be a hub for biotech-
nology, robotics, software or whatever it might be” (US1 Absatz 9). Des Weiteren 
seien diese häufig sehr progressiv und wesentlich schneller als das große Ganze.  
 
Treiber seien jedoch die Wirtschaft mit Unternehmen, Investoren sowie Risikokapi-
talanleger die geeignete Rahmenbedingungen benötigen (vgl. US1 Absatz 43; vgl. 
US2 Absatz 8; vgl. US3 Absatz 24; vgl. US6 Zeit 7:35). Hierbei beschreibt ein Experte 
drei wesentliche Faktoren: “There are only three big components of innovation suc-
cess for a country. One of them is the business environment. The second is the regula-
tory environment and the third is the innovation policy environment” (US1 Absatz 
43). In diesem Zusammenhang fällt häufiger das Stichwort Silicon Valley.26 Vor allem 
dort hätten die Unternehmen die Ansicht, dass sie eigenständig agierten und vor allem 
mit Blick auf die Förderung und Entwicklung von Innovationen keinerlei Abhängig-
keit von staatlichen oder politischen Stakeholdern verspürten (US8 Absatz 29). Ge-
nauer gesagt, so die Experten, trieben die Unternehmen selbst die Innovationsfähigkeit 
                                               
 
26 Im Silicon Valley haben einige Technologieunternehmen ihren Hauptsitz errichtet. Weltweit gilt das Silicon 
Valley als bedeutendster Standort für unzählige IT- und High-Tech-Unternehmen. Viele dieser Unternehmen sind 
mittlerweile weltweit bekannt und auch einige internationale Unternehmen haben im Silicon Valley eine Nieder-
lassung errichtet. 
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und Innovationen an sich voran, da sie sowohl das Interesse als auch über die nötigen 
vor allem finanziellen Ressourcen verfügten. Dennoch merkten die Gesprächspartner 
auch hier teilweise an, dass ausschließlich branchengetriebene Innovationen und der 
Wunsch nach Führung durch die Industrien stark ist, es letzten Endes jedoch immer 
einer Zusammenarbeit bedarf  (vgl. US3 Absatz 4; vgl. US4 Absatz 21; vgl. US8 Ab-
satz 37).  
Hier sprechen die Experten auch wissenschaftliche Akteure an. Sie unterscheiden je-
doch zwischen deren Rolle bei „policy making“ und „policy implementation“ (US1 
Absatz 9). Forschungseinrichtungen hätten kaum Einfluss im „making“, also der Po-
litikgestaltung, wohl aber in der Umsetzung im Rahmen verschiedenster Programme 
und Kooperationen wie beispielsweise das Industry-University-Cooperative-Rese-
arch-Centers-Programm (vgl. US1 Absatz 9). Bei der Zusammenarbeit zwischen Wirt-
schaft und Wissenschaft gebe es funktionierende und sich ergänzende Rollen, so die 
Experten. Ein weiteres Beispiel der Zusammenarbeit zwischen politischen, wirtschaft-
lichen und wissenschaftlichen Akteuren seien beispielsweise Standards: „(The 
mutual) work on international standards like ISO and IEC is a terrific forum where 
you have government representatives, industry and academia all working together” 
(US4 Absatz 25). Internationale Normen wie ISO und IEC böten eine Möglichkeit, bei 
der alle Akteure zusammenarbeiten könnten, dies sei schließlich im Rahmen des Na-
tional Institute for Standards and Technology (NIST) institutionalisiert worden: “That 
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Abbildung 31: Akteure der US-amerikanischen Innovationspolitik 
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Es  kann festgehalten werden, dass sich in den Gesprächen sowohl Einigkeit darüber 
zeigte, dass politische Akteure keine treibende Rolle spielten, je nach Ebene aber den-
noch involviert sind. Bezugnehmend auf das amerikanische Innovationssystem zeigt 
sich hier eine generelle Übereinstimmung zwischen den Ergebnissen aus den Exper-
teninterviews und dem theoretischen Konzept.  
 
Maßnahmen 
Als zentraler Bestandteil innovationspolitischer Ausgestaltung sind die einzelnen 
Maßnahmen zu bewerten. Nach diesen wurden die Experten im Rahmen der Inter-
views gefragt. Hierbei zeigte sich, dass die einzelnen Gesprächspartner keinesfalls 
vollständig spezifische Maßnahmen nannten, sondern vielmehr auf einer übergeord-
neten Ebene darüber diskutierten. 
 
Beispielhaft hervorgehoben wurde die von der Regierung Obama etablierte National 
Strategy for Innovation (vgl. US1 Absatz 3; vgl. US2 Absatz 13). Dennoch schreiben 
dieser fast alle Experten nur wenig konkreten Einfluss zu, denn es habe sich dabei um 
keine klare Strategie gehandelt, sondern um eine Art Basisdokument und einen An-
satz, jedoch mit wenig konkreten innovationsfördernden Maßnahmen (vgl. US1 Ab-
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satz 3; vgl US7 Zeit 9:00). Einerseits könne man in den USA nicht von klaren einzel-
nen innovationspolitischen Maßnahmen sprechen, wie sie beispielsweise in Deutsch-
land vorzufinden sind. Andererseits seien konkrete Programme vorhanden, die erfolg-
reich zur Innovationsförderung beitrügen, ohne Teil einer allumfassenden nationalen 
Innovationsstrategie zu sein. Dies zeige, dass Innovationsförderung auch ohne große 
staatlich aufgesetzte Strategie möglich sei. Einige der Programme seien hierbei aus 
dem OSTP finanziert und koordiniert (vgl. US1 Absatz 19).  
 
Deutlich wird in allen Gesprächen, dass sich die USA schwerpunktmäßig auf Wettbe-
werbsfähigkeit in Forschung und Entwicklung sowie nationale Sicherheit konzentrie-
ren (vgl. US4 Absatz 47). Die Diskussion um wirtschaftlichen sowie technologischen 
Fortschritt fokussieren diese beiden Bereiche. Dies könne man als eine Art Begrün-
dung für das Portfolio der ungleichen Programme und innovationspolitischen Ak-
tivitäten halten: “For example the (Commerce and Science Committee) passed the leg-
islation called the America COMPETES Act, that was an attempt to put together a 
bunch of different proposals and laws related to helping U.S. compete through inno-
vation and it funded certain things“ (US2 Absatz 11). Der America COMPETES Act 
von 2007 sei eines der Beispiele für die Art der Politikgestaltung, mit dem Ziel durch 
Forschung und Entwicklung in Innovationen zu investieren und die Wettbewerbsfä-
higkeit sowie die nationale Sicherheit der USA weiter zu gewährleisten und zu ver-
bessern (vgl. US3 Absatz 16). In diesem Zusammenhang wird häufig auf die Organi-
sation für Forschungsprojekte der Verteidigung (DARPA) hingewiesen. Diese Be-
hörde entstand aus dem bereits erwähnten COMPETES Act des Verteidigungsminis-
teriums für Forschungsprojekte für die Streitkräfte der USA und steht beispielhaft für 
Innovationspolitik in den USA (vgl. US2 Absatz 10). Vor allem Experten aus dem 
wissenschaftlichen Bereich erwähnten verschiedene Programme, die auf die Zusam-
menarbeit zwischen Forschungseinrichtungen und Unternehmen abzielten (vgl. US3 
Absatz 4; vgl. US6 Zeit 18:50). Ein Experte ergänzt: “For example,[…] the[…] Mas-
sachusetts Institute of Technology is collaborating with IBM on artificial intelligence 
research […]. (There is a complementary role between research in academia and the 
industry)“ (US4 Absatz 19). Diese würden ebenso Wettbewerb zwischen den einzel-
nen Universitäten um Fördergelder schaffen als auch gleichzeitig Innovationen för-
dern. Es zeigte sich jedoch auch in den Gesprächen, dass vor allem die steuerliche 
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Förderung von Innovationen (vgl. US7 Zeit 13:55; vgl. US8 Absatz 13) in den USA 
eine wesentliche Rolle einnimmt.  
 
Darüber hinaus verwiesen einige der Experten, und das weniger als spezifische Maß-
nahme, sondern als allgemeine Herangehensweise, darauf, dass die Regierung einen 
organisierten und strukturierten Ansatz zwischen nationaler und föderaler Ebene 
schaffen müsse. Damit könne hier sichergestellt werden, dass innovationspolitische 
Maßnahmen übereinstimmen und nicht im Widerspruch zueinanderstehen. Es besteht 
Einigkeit unter den Experten, dass die Regierung mehr „general science“ fördern und 
auch in langfristige Projekte investieren sollte. Trotz der relativ innovationsfreundli-
chen Rahmenbedingungen müsse auch die US-amerikanische Regierung Hemmnisse 
weiter abbauen (vgl. US7 Zeit 13:45; vgl. US8 Absatz 23/35), um Innovationen einfa-
cher möglich zu machen: “In the United States there is a lot of concern about prema-
ture regulation, […] particularly when you are talking about innovation policy. A con-
cern of premature regulation which can actually stifle innovation“ (US4 Absatz 35). 
 
„Typisch USA“ 
Aus den einzelnen Gesprächen gingen darüber hinaus einige Aspekte hervor, die den 
jeweiligen Experten zufolge charakteristisch für US-amerikanische Innovationspolitik 
seien. Übereinstimmend erwähnten die Experten hierbei die kulturelle Stärke (vgl. 
US2 Absatz 37). Damit ist gemeint, dass die Offenheit, etwas Neues auszuprobieren 
und zu gestalten, intensiver ausgeprägt sei, trotz möglicher Risikofaktoren (vgl. US3 
Absatz 92; vgl. US4 Absatz 74). Dies zeigt sich unter anderem in folgender Exper-
tenaussage: “If you haven’t failed three or four times, then you are not serious. And 
that is very different to Europe, where you get one chance […] and then, if you fail, 
that is the end of it“ (US8 Absatz 87). Darüber hinaus gäbe es nicht das Verlangen 
und den Druck einer konkreten nationalen Innovationspolitik (vgl. US2 Absatz 14; 
vgl. US8 Absatz 9), so zumindest einige der Experten, die das aktuelle Vorgehen po-
sitiv sehen. Dies hinge sicherlich auch damit zusammen, dass es in den USA leichter 
sei Innovationen hervorzubringen, was wiederum an einem weniger restriktiven Re-
gulierungssystem liege: “There are fewer regulatory hurdles to innovation and parti-
cularly new companies that want to come into the market“ (US1 Absatz 31). Diese 
geringen regulatorischen Barrieren seien zwar ein zentraler Innovationsvorteil, den die 
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USA im Vergleich zu Europa hätte, jedoch bestehe hier ebenfalls Handlungsbedarf 
(vgl. US1 Absatz 31; vgl. US4 Absatz 35; vgl. US 7 Zeit 17:45).  
 
Generell zeigen sich in den Gesprächen drei zentrale Komponenten des Innovations-
erfolges eines Landes. Eine davon ist das Unternehmensumfeld, also beispielsweise 
innovative Unternehmen und ein gutes Risikokapitalsystem. Zweitens sind es die re-
gulatorischen Rahmenbedingungen und drittens das innovationspolitische Umfeld. 
Den Experten zufolge schneiden die USA in den ersten beiden wesentlich besser ab 
als die meisten Länder, vor allem das Geschäftsumfeld und, wie bereits angeführt, das 
regulatorische Umfeld Spielraum sehen die Experten im Aspekt der Innovationspolitik 
an sich (vgl. US1 Absatz 43). Mit Blick auf das Zusammenspiel verschiedener Akteure 
und Bereiche innerhalb des Innovationsystems betonten die Experten, dass eben dieses 
Zusammenspiel zentral sei, denn die Spitzenuniversitäten der USA seien ebenso wich-
tig wie zahlreiche Start-ups und Venture Capitalists (vgl. US1 Absatz 9; vgl. US2 Ab-
satz 8/16). 
 
Obwohl nur wenige Experten das Thema des staatlichen Eingreifens direkt themati-
sierten, so sagt es auch einiges über die Ausgestaltung von Innovationspolitik in den 
USA aus. Ihnen zufolge handele es sich um Innovationspolitik, wenn sich Regierung 
bzw. politische Akteure nicht aktiv einmischten und das Thema der Innovationsfähig-
keit und Förderung von Innovationen den Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
überließen. Denn obwohl ein Teil des staatlichen Etats in Forschung und Entwicklung 
investiert werde, sei es in erster Linie das Geld des privaten Sektors, das verwendet 
werde (vgl. US8 Absatz 61). Dies deckt sich mit der Aussage, dass in den USA im 
Gegensatz zu Europa der freie Markt Innovationen steuere und keine spezifische In-
novationspolitik gegeben sei (vgl. US1 Absatz 25; vgl. US3 Absatz 4). Finanziell be-
trachtet gebe es generell kaum Herausforderungen, denn hierfür notwendige Ressour-
cen seien vorhanden, vor allem in Regionen wie dem Silicon Valley (vgl. US2 Absatz 
26). Vielmehr sprechen die Experten von großen Bedenken mit Blick auf Regulierung 
und Einmischung staatlicher und politischer Akteure in das Innovationsgeschehen, ab-
gesehen natürlich von positiven Veränderungen, wie dem bereits angesprochenen Ab-
bau von regulatorischen Hemmnissen (vgl. US2 Absatz 46; vgl. US8 Absatz 61). In 
diesem Kontext erwähnten die Experten auch, dass staatliche Förderung von Innova-
tionen in den USA sehr parteiisch sei, wie ein Experte verdeutlicht: “A democratic 
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administration would be probably more proactive in trying to shape innovation policy. 
In contrast a republican administration (represents) an innovation policy that is about 
reducing regulations“ (US8 Absatz 35). Dies zeige sich vor allem in der jeweiligen 
Zusammensetzung der staatlichen Verwaltung aus Demokraten und Republikaner und 
den sich daraus ergebenden Budgetausgaben für Forschung und Entwicklung (vgl. 
US1 Absatz 49; vgl. US3 Absatz 38).  
 
Nebst den Ergebnissen aus der Desk Research bestätigten auch die aus den Experten-
interviews gewonnenen Daten wesentliche Aspekte über die Ausgestaltung der Inno-
vationspolitik in den USA. Das Vorhandensein der National Innovation Strategie der 
Regierung Obama geht nicht einher mit tatsächlichen innovationspolitischen Maßnah-
men. Vor diesem Hintergrund bestätigen die Expertengespräche, dass keine umfas-
sende, durch den Staat vorgesetzte Strategie für Innovationspolitik gegeben ist. Viel-
mehr zeigt sich die hohe Bedeutung der Wirtschaft, nicht zuletzt aus finanziellen As-
pekten heraus. Trotz einiger innovationsstarker Regionen, allen voran das Silicon Va-
lley, fehlt es an einer Koordination zwischen föderaler und nationaler Ebene mit Blick 
auf innovationspolitisches Vorgehen. Zugleich sehen die Experten auch hier Hand-
lungsbedarf bei regulatorischen Rahmenbedingungen, obwohl bereits innovations-
freundliche Bedingungen vorlägen.  
 
5.3. Zwischenfazit 
Aus den empirischen Daten beider Vergleichsländer wird folgendes deutlich: Erstens 
bestätigen die Experteninterviews die zuvor dargestellten Primärdaten aus der ersten 
Studie, der Desk Research, und erweitern diese um zentrale Erkenntnisse und zusam-
menhängende Informationen hinsichtlich einzelner innovationspolitischer Aspekte 
und Merkmale. Zweitens ergaben sich über die Kategorien hinaus bedeutende empiri-
sche Erkenntnisse, wie beispielsweise über das jeweilige spezifische Definitionsver-
ständnis der Experten von Innovationspolitik, das bereits viel über das innovationspo-
litische Geschehen aussagt und daher ebenfalls relevant ist für die vergleichende Ana-
lyse der Ausgestaltungen in Deutschland und USA. Ebenso gehen die Gesprächs-
partner auf länderspezifische Aspekte der Innovationspolitik und des Innovationsge-
schehens ein. Darüber hinaus zeigt sich, dass nicht nur Unterschiede in der innovati-
onspolitischen Ausgestaltung in Deutschland und den USA festzustellen sind, sondern 
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auch Gemeinsamkeiten. Ebenso geht an dieser Stelle hervor, dass vor allem die empi-
rischen Daten aus den Experteninterviews darauf hindeuten, dass Aspekte wie hierar-
chische Regierung, politische Steuerung sowie Netzwerke in einem anderen Maße zu 
beachten sind, als bisher angenommen. Dies meint eine klare Tendenz weg von hie-
rarchischen Entscheidungen und einem streng kontrollierenden Staat hin zu mehr 
Netzwerk und gegenseitiger Kooperation der Akteure untereinander. Es bedeutet je-
doch auch, dass die jeweilige Aktivität der Akteure divergiert, sodass sie in abwech-
selnd in dominierenden Rolle agieren. Vor allem der Begriff und die Dimension der 
Koordination gilt es zu beachten, denn wie gezeigt werden konnte, ist Koordination27 
sowohl innerhalb politischer Akteure als auch zwischen den jeweiligen beteiligten Ak-
teursgruppen von großer Relevanz im Kontext innovationspolitischer Maßnahmen. 
Darüber hinaus ist vor allem in beiden untersuchten Fällen Deutschland und die USA 
auch die Koordination zwischen föderalen Ebenen, also Bundes- und Landesebene, zu 
beachten. Aus den empirischen Daten geht hervor, dass sowohl im deutschen als auch 
US-amerikanischen Innovationssystem diffizile Akteurskonstellationen vorhanden 
sind, die einen erheblichen Bedarf an Koordination zwischen den Beteiligten mit sich 
bringen. Vor allem im Hinblick auf die Kategorisierung der zuvor entwickelten Ideal-
typen muss hier an das im Theorieteil (Kapitel 3) dargelegte Konzept der Governance 
angeknüpft werden. Dies erfolgt im nächsten Teil der Analyse.  
 
5.4. Analyse und Vergleich: Typen der innovationspolitischen Ausgestaltung 
Aufbauend auf der deskriptiven Darstellung der empirischen Daten und der daraus 
gewonnenen Ergebnisse aus der Desk Research und den Experteninterviews erfolgt 
nun eine vergleichende Analyse beider Länder. Diese zielt auf eine länderspezifische 
Zuordnung zu Typen innovationspolitischer Ausgestaltung und die Beantwortung der 
eingangs formulierten Leitfragen ab. Der Vergleich erfolgt anhand der bereits bekann-
ten Merkmale, die aus dem Verständnis der Ausgestaltung von Innovationspolitik so-
wie aus der Typologie hergeleitet wurden. 
 
                                               
 
27 Scharpf (Scharpf, 1993, p. 20) bezeichnet den Versuch der Abstimmung zwischen Organisationseinheiten mit 
dem Ziel, möglichst großen Nutzen für die Beteiligten zu erzeugen als positive Koordination. Jedoch nimmt hier-
bei die gegenseitige Abhängigkeit der Akteure, im Unterschied zur negativen Koordination zu.  
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Im Hinblick auf die nationale Ausgestaltung von Innovationspolitik legen die zuvor 
dargestellten empirischen Daten der beiden untersuchten Länder überwiegend Unter-
schiede nahe, allerdings sind auch einige Ähnlichkeiten festzustellen. So zeigen die 
Ergebnisse bezüglich des generellen Ziels von Innovationspolitik für beide untersuch-
ten Länder, dass Innovationspolitik maßgeblich ökonomische Ziele fokussiert, na-
mentlich Wettbewerbsfähigkeit und damit einhergehend das Wirtschaftswachstum 
und den Wohlstand des Landes. Somit ist Innovationspolitik für die Position eines 
Landes auf internationaler Ebene im Vergleich relevant. Während aus den empirischen 
Daten für Deutschland auf weitere Ziele wie gesellschaftliche und ökologische Ver-
antwortung sowie Nachhaltigkeit geschlossen werden kann, liegt in den USA ein zu-
sätzlicher Fokus der Innovationspolitik auf der Gewährleistung nationaler Sicherheit.  
Jedoch zeigen sich bereits bei der Definition von Innovationspolitik erste Unter-
schiede. Im Fallbeispiel Deutschland wurde Innovationspolitik überwiegend als Quer-
schnittsaufgabe und im Sinne staatlicher Maßnahmen beschrieben. Es wurde betont, 
dass der politische Bereich nicht nur den bloßen Raum darstellt, in dem Innovations-
politik stattfindet, sondern dass es vielmehr die politische Seite ist, die den Anstoß für 
Innovationspolitik geben sollte. Im Gegensatz dazu wird Innovationspolitik in den 
USA eher als eine Art Framework definiert, innerhalb dessen Innovationen stattfinden 
können, ohne dass staatliche Akteure aktiv eingreifen. 
 
Dies zeigt sich auch darin, dass in den USA im Gegensatz zu Deutschland kein Ver-
langen oder Bedürfnis seitens weiterer innovationspolitischer Akteure sowie der Ge-
sellschaft nach einer nationalen Strategie und damit einhergehenden dominierenden 
staatlichen Eingreifen in die Innovationspolitik und das generelle innovationspoliti-
sche Geschehen gegeben ist. In Deutschland hingegen nimmt die Hightech-Strategie 
ebendiese Funktion einer nationalen Strategie, aufgesetzt durch politische Akteure, ein 
und sendet damit ein klares Signal innovationspolitischer Verantwortung. 
 
Aus den empirischen Daten lässt sich zudem schließen, dass die regulatorischen Rah-
menbedingungen in beiden untersuchten Ländern ausbaufähig sind. Obwohl in den 
USA im Vergleich zu Deutschland bereits innovationsfreundliche Voraussetzungen 
gegeben sind, scheint den Experten zufolge diesbezüglich dennoch Handlungsbedarf 
zu bestehen. In Deutschland können die regulatorischen Konditionen auch als Hemm-
nisse bezeichnet werden, da diese nicht zuletzt aufgrund von bürokratischem Aufwand 
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Innovationen erschweren. Dies zeigt sich beispielsweise in den regulatorischen Vo-
raussetzungen für die Gründung von Start-ups, die in den USA wesentlich größere 
Anreize setzen. In diesem Zusammenhang kann auch noch die nicht vorhandene steu-
erliche Förderung von Innovationen und innovationsfreundlicherem Handeln aufge-
zeigt werden.  
 
Ein weiterer Aspekt, in dem sich die untersuchten Länder unterscheiden, ist die kultu-
relle Einstellung. Denn während in den USA eine höhere Risikobereitschaft gegeben 
ist, ist in Deutschland der Drang nach der Umsetzung und Gestaltung innovativer 
Ideen seltener. Auch wenn dieser Aspekt nicht maßgeblich ist, so sollte er im Rahmen 
einer vergleichenden Analyse genannt werden. Zu begründen ist eine mangelnde Ri-
sikobereitschaft in Deutschland möglicherweise mit dem gut ausgebauten Sozialsys-
tem. Dieses wirkt schützend, motiviert jedoch nicht direkt dazu, eigenständig Ideen zu 
entwickeln und umzusetzen.  
 
Akteure 
Vergleicht man die an der Ausgestaltung von Innovationspolitik beteiligten Akteure 
in Deutschland und den USA, kann festgehalten werden, dass hier größtenteils Über-
einstimmung vorliegt. Die empirischen Ergebnisse legen nahe, dass in beiden Ländern 
politische, wirtschaftliche, wissenschaftliche und gesellschaftliche Akteure an der in-
novationspolitischen Ausgestaltung beteiligt sind. Hinzu kommen weitere Stakehol-
der, in Deutschland sind dies oft Verbände, in den USA vorwiegend Agenturen und 
Think Tanks. Obwohl die Beteiligung am Innovationssystem sehr ähnlich ist, sind we-
sentliche Unterschiede in der Ausübung und Funktion dieser Akteure erkennbar.  
 
Besonders markant hierbei ist die sehr divergierende Rolle der Politik und damit ein-
hergehend die Rolle politischer Akteure. In Deutschland wird bereits im Rahmen der 
ersten Studie deutlich, dass zahlreiche innovationspolitische Maßnahmen der Zustän-
digkeit von Ministerien und anderen staatlichen Akteuren obliegen. Auch im Kontext 
der Expertengespräche wird bestätigt, dass Innovationspolitik stets mit staatlichen 
Maßnahmen in Verbindung gebracht wird, Innovationspolitik wird dabei sogar über-
wiegend mit staatlichen Maßnahmen gleichgesetzt. Im Gegensatz dazu sind US-
amerikanische Maßnahmen nur schwer politischen Akteuren und Organisationen zu-
zuordnen. Auch die befragten Experten bestätigen, dass politische Akteure weder eine 
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sehr aktiv steuernde Rolle einnehmen, noch dass dies erwünscht wird. Aus diesen Be-
obachtungen erschließt sich ein Muster des aktiven, dominierenden staatlichen Ein-
greifens für Deutschland, dem die für die USA typische schwache staatliche Rolle ge-
genübersteht.  
 
Auch wirtschaftliche Akteure sind in beiden Ländern für die Ausgestaltung von Inno-
vationspolitik bedeutend, wenn auch in unterschiedlicher Ausübung. In den USA ver-
fügt der private Sektor über wesentlich mehr finanzielle Ressourcen, um in innovati-
onspolitisches Geschehen zu investieren. Dies führt zu einer deutlich geringeren Ab-
hängigkeit von staatlichen Stakeholdern. In Deutschland hingegen ist ein enger Aus-
tausch und eine durchgängige Zusammenarbeit zwischen Politik und Wirtschaft üb-
lich. Die Unternehmen sind dabei jedoch nicht direkt bestimmend, während in den 
USA die Unternehmen, nicht zuletzt aufgrund des finanziellen Aspekts, eher die do-
minanten Treiber sind.  
 
In beiden Ländern wird der Zusammenarbeit und dem Austausch zwischen For-
schungseinrichtungen und Unternehmen eine zentrale Funktion zugeschrieben. In 
Deutschland geht dies mit der klaren Beteiligung an der innovationspolitischen Aus-
gestaltung einher, wohingegen in den USA die Wissenschaft eher an der Umsetzung 
innovationspolitischer Maßnahmen als an deren Ausarbeitung beteiligt ist. Aus den 
empirischen Daten geht hervor, dass sowohl das sehr diversifizierte und breit aufge-
stellte deutsche Wissenschaftssystem als auch die zahlreichen Spitzenuniversitäten in 
den USA im internationalen Wettbewerb gut positioniert sind.  
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass trotz Übereinstimmung bei den innovations-
politischen Akteuren in Deutschland und den USA die Rollen der staatlichen und wirt-
schaftlichen Akteure divergieren. Die politische Steuerung ist in Deutschland wesent-
lich stärker ausgeprägt, auch wenn sie abnimmt.  
 
Instrumente 
Wie bereits in Kapitel 2 gezeigt wurde, unterscheidet die vorliegende Untersuchung 
in Anlehnung an Vedung zwischen regulatorischen (sticks), ökonomischen (carrots) 
und informativen (sermons) Instrumenten (Vedung, 2010). Im Folgenden werden die 
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Maßnahmen, die aus den empirischen Daten für beide Länder hervorgehen, verglei-
chend analysiert und einem dieser Instrumenttypen zugeordnet. Obwohl eine klare 
Einordnung auf den ersten Blick möglich erscheint, sind die empirischen Daten tat-
sächlich nicht eindeutig einer Kategorie zuzuordnen. Vielmehr wird deutlich, dass 
Staaten auf mehrere Instrumente zurückgreifen. Es erscheint jedoch durchaus nach-
vollziehbar, dass sich Staaten nicht ausschließlich auf einen Instrumententypus festle-
gen.  
 
Innovationspolitische Maßnahmen in Deutschland nehmen den empirischen Daten zu-
folge überwiegend die Form staatlicher Förderprogramme und Initiativen sowie Rah-
menbedingungen für den Austausch zwischen verschiedenen beteiligten Akteuren an. 
In Deutschland sind die forschungs- und innovationspolitischen Maßnahmen einge-
bettet in die Hightech-Strategie Innovationen für Deutschland, die alle Forschungs-, 
Technologie- und Innovationsmaßnahmen der Bundesregierung umfasst. Zahlreiche 
dieser innovationspolitischen Maßnahmen können daher als finanzielle Unterstützung 
seitens des Staates bezeichnet werden, um Innovationen zu fördern. Dies verdeutlicht, 
dass die Politik in Deutschland größtenteils auf die „carrots“ setzt.  
 
In den USA ist eine ähnliche innovationspolitische Tendenz erkennbar: Auch dort gibt 
es, wenn auch nicht in gleichem Maße unter einer großen nationalen Strategie zusam-
mengefasst, innovationspolitische Förderung seitens des Staates, die teilweise institu-
tionalisiert ist. Ferner ist die oben ausgeführte empirische Schlussfolgerung zu beto-
nen, dass wirtschaftlichen Akteuren in den USA in der innovationsfördernden Umset-
zung eine bedeutende Funktion zukommt. Dies zeigt sich vor allem durch die hohen 
finanziellen Ressourcen, die dem privaten Sektor entstammen. Die USA betreffend ist 
darüber hinaus hervorzuheben, dass den empirischen Daten zufolge die föderale und 
die nationale Ebene unterschiedlich in der Wahl innovationspolitischer Instrumente 
vorgehen. Einigen Experten zufolge wenden einzelne Bundesstaaten konkretere öko-
nomische Instrumente an, um innovationspolitisch zu agieren, als die Regierung in 
Washington. Hier zeigen sich die Charakteristika der föderalen Systeme. Die empiri-
schen Daten zeigen ebenfalls, dass in keinem der beiden Nationalstaaten regulatori-
sche Instrumente im Vedungschen Sinne verwendet werden. Denn obwohl vor allem 
in Deutschland Rahmenbedingungen definiert werden, sind diese keinesfalls obligato-
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risch und verpflichten innovationspolitische Akteure nicht. Auch gibt es keine Sankti-
onen bei Nichteinhaltung. Folglich bedienen sich beide Staaten der finanziellen An-
reize im Kontext innovationspolitischer Förderung. 
 
Governance-Modell 
Die vergleichende Analyse greift auf ein weiteres Merkmal der innovationspolitischen 
Ausgestaltung zurück, das Governance-Modell. Vergleicht man die empirischen Da-
ten der zwei untersuchten Länder, so ergeben sich interessante Erkenntnisse. Trotz der 
deutlich feststellbaren Unterschiede stimmen sie in der Wahl des Governance-Modells 
überein.  
 
Es entspricht dem Rahmen, der der Innovationspolitik gegeben wird und in dem die 
beteiligten Akteure agieren. Agieren meint in diesem Kontext gestalten, umsetzen und 
durchsetzen. Hierbei wird zwischen drei Ansätzen unterschieden. Dabei verbinden 
sich Aspekte der beiden weiteren Ansätze, dem Plan-based-Strategies/Top-down-Mo-
dell sowie dem multiplen Initiative-based-Measures/Bottom-up-Modell (Ausführlich 
hierzu Abschnitt Typologie). Als Mischform bietet das Mixed/multi-layered-System-
Governance-Modell mehr Flexibilität bei der Zusammensetzung und Ausgestaltung 
innovationspolitischer Maßnahmen sowie beim Aufsetzen einer Strategie.  
 
Im reinen zentralisierten Plan-based-Strategies/Top-down-Modell entwirft die jewei-
lige nationale oder staatliche Regierung die politischen Maßnahmen, implementiert 
und erzwingt diese auf eine bestimmte Art und Weise. Dieses Modell kann daher für 
beide untersuchten Fällen als ausschließlicher innovationspolitischer Ansatz ausge-
schlossen werden. Weder in Deutschland noch in den USA werden verbindliche Maß-
nahmen in dieser Form durch- und umgesetzt. Gleiches gilt auch für das zweite Mo-
dell, denn auch hier verdeutlichen die empirischen Daten, dass beide untersuchten 
Länder nicht ausschließlich das dezentrale multiple Initiative-based-Measures/Bot-
tom-up-Governance-Modell einsetzen. Bei diesem Modell würde eine Vielzahl von 
Akteuren verschiedenster Ebenen zusammenkommen, die einige Politiken gestalten 
und koordinieren. 
 
Den erhobenen empirischen Daten nach zu schließen, ist für Deutschland ein eindeu-
tiges Bild erkennbar. Wie bereits deutlich wurde, nimmt die Hightech-Strategie im 
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Rahmen der innovationspolitischen Maßnahmen eine zentrale Funktion ein. Staatliche 
und somit politische Akteure sind maßgeblich an der Konzeption sowie Umsetzung 
beteiligt. Sie nehmen eine dominierende Rolle in der Ausgestaltung von Innovations-
politik ein. Der umfassende und ressortübergreifende Ansatz einer Innovationsstrate-
gie sowie die entscheidende Funktion staatlicher Akteure entsprechen stark einem ge-
mischten Governance-Modell. Die Modellbasis bilden mehrere divergente spezifische 
politische Maßnahmen und Initiativen, die wiederum in einer breiteren politischen 
Strategie verknüpft werden. Damit zielt die nationale HTS darauf ab, den Rahmen für 
die einzelnen innovationspolitischen Maßnahmen aufzuspannen und verschiedene Ak-
teure zu involvieren. Ein weiteres Merkmal der HTS, das für das gemischte Gover-
nance-Modell spricht, ist die Vielzahl interdisziplinärer Themen und Formen von 
Maßnahmen, die darunter zusammengefasst werden. 
 
Interessant ist, dass für die USA ähnliche Schlussfolgerungen gezogen werden kön-
nen, auch wenn gegenwärtig keine allumfassende generalisierende nationale Strategie 
vorhanden ist. Typischerweise fokussieren Länder, die auf ein solch vielschichtiges 
Governance-Modell setzen, spezifische Maßnahmen und Initiativen, die unter einem 
Dach zusammengefasst werden. Doch US-amerikanische Innovationspolitik geschieht 
nicht durch eine nationale innovationspolitische Strategie, sondern durch die sehr klare 
Formulierung zweier wesentlicher Ziele: zum einen der Wahrung nationaler Sicher-
heit, zum anderen der Sicherung des Wohlstands. Alle Fördermaßnahmen sind folglich 
auf diese beiden Ziele gerichtet. Und obwohl politische Akteure keine dominierende 
Rolle einnehmen, so sind es doch ebendiese Akteure, die Fördermaßnahmen beschlie-
ßen. Zusätzlich muss für den Fall USA bedacht werden, dass Investitionen in Innova-
tionen zusätzlich – und in deutlich größerem Ausmaß als in Deutschland – durch den 
privaten Sektor getätigt werden und das vergleichsweise innovationsfreundliche Um-
feld Innovationen auch ohne konkreten Rahmen und Strategie entstehen lässt.  
 
Der mehrschichtige Ansatz, der den empirischen Daten zufolge beiden Ländern im 
Kontext ihrer innovationspolitischen Ausgestaltung zugrunde liegt, wird in den Ex-
perteninterviews sowohl positiv als auch kritisch bewertet. Während in den USA kein 
konkreter Bedarf nach einer nationalen Strategie gegeben ist, wird dieses gemischte 
Modell in Deutschland begrüßt. Gerade im internationalen Vergleich wird das ge-
mischte Modell jedoch teilweise auch als zu schwach im Hinblick auf die Stärkung 
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von Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit betrachtet. Trotz der zuvor ausgeführten 
unterschiedlichen Rolle politischer Akteure stimmen Experten aus den USA und 
Deutschland darin überein, dass die Regierung eine koordinierende Rolle einnehmen 
sollte. Die Koordination und Abstimmung zwischen verschiedenen Akteursgruppen 
stellt einen wesentlichen Faktor innerhalb des gemischten sowie mehrschichtigen 
Governance-Modelle dar. Dies liegt an der Einbindung und dem Mitwirken mehrerer 
Akteure und verschiedener Ebenen. Die empirischen Daten bestätigen, dass es in die-
sem Kontext zu Verantwortungs- bzw. Kompetenzherausforderungen kommen kann. 
In Deutschland wird dieser Aspekt verstärkt in der neuen HTS 2025 aufgegriffen, in-
dem eine Koordinierungsrunde eingerichtet wird, die die Schwerpunkte einer innova-
tionspolitischen Agenda und somit aller beteiligten Akteure steuern wird. Ähnlich 
wird in den Interviews mit US-amerikanischen Experten mit Blick auf das föderale 
System ein deutlicher Bedarf an mehr Koordination vor allem seitens der Politik ge-
sehen. In beiden Ländern ist es die föderale Struktur, die dieses Mixed-Governance-
Modell möglich macht.  
 
Zwischenfazit 
Aus der vergleichenden Analyse innovationspolitischer Ausgestaltung in Deutschland 
und den USA können folgende Erkenntnisse gezogen werden: Unabhängig von spezi-
fischen Merkmalen divergiert die innovationspolitische Ausgestaltung beider Länder 
stark. Betrachtet man allerdings die aus den Experteninterviews gewonnenen Daten in 
Bezug auf beteiligte Akteure, involvierte Instrumente und Governance-Modelle, so 
kristallisieren sich deutlich weniger Unterschiede heraus. Die Wahl der Instrumente 
sowie des Governance-Modells decken sich. Sowohl Deutschland als auch die USA 
greifen überwiegend auf ökonomische Instrumente in Form von positiven Anreizen, 
beispielsweise finanziellen Subventionen, zurück. In den USA kommen teilweise auch 
steuerliche Begünstigungen hinzu, was in Deutschland jedoch (noch) nicht der Fall ist. 
Gleiches gilt für das gemischte, mehrschichtige Governance-Modell, das in beiden 
Ländern aufgegriffen wird und somit den Rahmen bildet, in dem die innovationspoli-
tischen Maßnahmen verschiedener Akteure wirken. Der prägnanteste Unterschied 
zwischen den untersuchten Ländern zeigt sich im Hinblick auf Akteure. Obwohl die 
Akteure, die im Innovationssystem mitwirken, sich decken, nehmen sie jeweils unter-
schiedliche Funktionen ein. Politischen Akteuren kommt in Deutschland eine hohe 
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Bedeutung zu. Dies wird auch von anderen beteiligten Akteuren aus Wirtschaft, Wis-
senschaft und Gesellschaft bestätigt. In den USA hingegen ist das Gegenteil der Fall. 
Weder betrachten andere beteiligte Akteure die politischen Akteure als treibende Kraft 
hinter Innovationen, noch sehen sich politische Akteure selbst in dieser Rolle.  
 
Darüber hinaus ergeben die Auswertung und Analyse der Experteninterviews auch, 
dass gemeinsamer Austausch und Zusammenarbeit ein hoher Stellenwert zugeschrie-
ben wird. Dies kann ebenfalls gut mit Governance charakterisiert werden, denn diese 
betont die Bedeutung von Netzwerkstrukturen und die Aufweichung einer klaren Un-
terscheidung zwischen Staat und Privatwirtschaft, den mehrstufigen Charakter sub- 
und supranationaler staatlicher Aktivitäten, die abnehmende Bedeutung von Hierar-
chien, die Bedeutung von Prozessen statt von Strukturen, vor allem Verhandlung und 
Kooperation statt Zwang, Führung und Kontrolle. Die Entwicklung politischer Pro-
gramme und deren Umsetzung liegt nicht mehr allein in den Händen des souveränen 
Staates, sondern erfordert starke Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten 
Akteuren. Steuerung und Kontrolle zwischen kollektiven Akteuren kann dann als in-
teraktive Prozess beschrieben werden. Für das Fallbeispiel Deutschland zeigen sich 
komplexe Akteursbeziehungen mit einem hohen Koordinationsbedarf, denn zahlrei-
che Akteure mit unterschiedlichen Kompetenzbereichen sind gegeben. Dies gilt je-
doch nicht nur zwischen den einzelnen Akteuren, sondern auch innerhalb von Institu-
tionen, wie beispielsweise das BMWi und das BMBF. Die HTS stellt hierbei ein klares 
Instrument dar, diese Koordination zu übernehmen.  
 
Weitere Unterschiede, die aus den empirischen Daten hervorgehen, haben ebenfalls 
Auswirkungen auf das innovationspolitische Geschehen. Diese können allerdings 
nicht direkt einem der untersuchten Merkmale zugeordnet werden, da diese Aspekte 
nicht dem vorliegenden Verständnis von innovationspolitischer Ausgestaltung ent-
sprechen. Sie können vielmehr als „soft facts“ bezeichnet werden, da sie in dieser Ar-
beit nicht ausführlich betrachtet werden können. Hierzu zählen sowohl der innovati-
onsfreundliche Spirit und die damit einhergehende höhere Risikobereitschaft als auch 
die finanzstarken Unternehmen, die deutlich mehr Geld in die eigene Forschung und 
Entwicklung investieren als deutsche Unternehmen. 
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Einordnung in die Typologie 
Aus der in Kapitel 3 entwickelten Typologie ergaben sich einige Variationen innova-
tionspolitischer Ausgestaltung. Wie bereits dargestellt wurde, können einige dieser 
Typen jedoch aufgrund spezifischer Merkmalskombinationen nicht existieren, sodass 
diese nicht in Betracht gezogen werden. Nach Ausschluss dieser Typen bleiben die 
Möglichkeiten, die in der untenstehenden Abbildung hervorgehoben sind. Im Nach-
gang der vergleichenden Analyse von Gemeinsamkeiten und Unterschieden in der in-
novationspolitischen Ausgestaltung in Deutschland und den USA ist nun eine Einord-
nung beider Länder in die zuvor erarbeitete Typologie möglich.  
 
Abbildung 32: Darstellung Typen innovationspolitischer Ausgestaltung  
 
Quelle: Eigene Darstellung 
 
Basierend auf den erhobenen empirischen Daten sowie dem zuvor dargestellten Län-
dervergleich können die beiden untersuchten Länder anhand verschiedener Merkmals-
kombinationen zwei unterschiedlichen Typen innovationspolitischer Ausgestaltung 
zugeordnet werden.  
 
Vor dem Hintergrund des Mixed-Governance-Modells, der Wahl ökonomischer In-
strumente und dem Agieren staatlicher bzw. nicht staatlicher Akteure kann Folgendes 
festgehalten werden: Deutschland fällt unter den etatistischen Typus, indem staatliche 
Akteure mit ökonomischen Instrumenten und einem gemischten Governance-Modell 
Innovationspolitik ausgestalten. Die USA hingegen lassen sich als liberaler Typ be-
zeichnen. Hierbei ist zu betonen, dass es sich bei diesen beiden Fällen um empirisch 
belegte Typen handelt (Abbildung 33). Dies wiederum bedeutet jedoch nicht, dass es 
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generell nur zwei Typen innovationspolitischer Ausgestaltung gibt. Diese werden le-
diglich im weiteren Verlauf der empirischen Analyse nicht betrachtet, denn vielmehr 
geht es darum, die konkreten Fälle Deutschland und USA jeweils einem Typus zuzu-
ordnen. Schließlich liegt der Untersuchung das Argument zugrunde, dass diese beiden 
Länder ihre Innovationspolitik unterschiedlich ausgestalten.  
 
Abbildung 33: Innovationspolitische Typen Deutschland und USA 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung  
 
Charakterisierung länderspezifischer Typen 
Im Folgenden werden die länderspezifischen Typen anhand der empirischen Beispiele 
Deutschland und USA charakterisiert und einzelne typrelevante Merkmale anhand von 
Beispielen, die den empirischen Daten entnommen wurden, verdeutlicht.  
 
Etatistischer Typ - Deutschland 
Deutschland, als etatistischer Typ wird anhand seiner Merkmalskombinationen be-
schrieben als ein Typus, dessen innovationspolitische Ausgestaltung gekennzeichnet 
ist durch staatliche Akteure, die das innovationspolitische Vorgehen dominieren. Die 
Bundesregierung hat eine ausgeprägte Verantwortung und Kompetenz inne. Des Wei-
teren sind im Wesentlichen zwei Ministerien involviert, das BMBF und das BMWi. 
Weitere politische Akteure greifen hier ebenfalls in die Steuerung und Koordination 
ein. Dabei nutzen die genannten politischen Akteure im Rahmen der Ausgestaltung 
liberaletatistischInnovationspolitischer Typ
mixed
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innovationspolitischer Maßnahmen sowie Strategien überwiegend ökonomische In-
strumente. Diese nehmen mehrheitlich die Form spezifischer finanzieller Anreize an, 
die dadurch konkrete wirtschaftliche, soziale und gesellschaftsrelevante Aktivitäten 
im Rahmen der Innovationsförderung fördern. Im Allgemeinen können diese wirt-
schaftlichen Mittel in Form von Geld- oder Sachleistungen eingesetzt werden und be-
ruhen im konkreten Fallbeispiel Deutschland auf positiven Anreizen. Hervorzuheben 
ist jedoch, dass Innovationsförderung nicht auf steuerlichen Vorteilen oder Investiti-
onsanreize für Innovationen durch Steuergutschriften zurückgreift. Dies ist ein Aspekt 
den, die Mehrheit der Experten in den Interviews als negativ eingeordnet hat. Das 
Vorgehen in der deutschen Innovationspolitik lässt sich somit einem gemischten 
Governance-Modell zuordnen, das sowohl den zentralen als auch den dezentralen An-
satz vereint. Setzt man die innovationspolitische Ausgestaltung in Deutschland in den 
Kontext der Governance-Debatte, so wird eine Tendenz weg von der reinen hierar-
chisch-staatlichen Steuerung, dem Government, hin zu Governance-Mechanismen 
deutlich. Allen voran auch zeigt sich das durch Merkmale des kooperativen Staates, 
der auf netzwerkartige Strukturen und Verhandlungssysteme setzt, die aus staatlichen 
und nicht staatlichen Akteuren bestehen. Beispiele hierfür sind unter anderem die zahl-
reichen innovationspolitischen Plattformen, die Expertenkommission für Forschung 
und Innovation oder der Innovationsdialog von acatech. Diese Maßnahmen entstehen 
in Zusammenarbeit und dem Wirken von Akteuren aus Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und Gesellschaft. Ebendiese zeigen in ihrer Ausübung die zunehmende Bedeu-
tung von Verhandlungssystemen und Kooperationsbeziehungen. Zu betrachten ist, 
dass die Politik mit „dem Wandel von ,Government‘ zu ,Governance‘, vom hierar-
chisch-bürokratischen Staat zu neuen nicht hierarchischen Formen der Kooperation 
und Kooperation unter Einbeziehung privater und zivilgesellschaftlicher Akteure […] 
nach diesem Verständnis auf neue Erfordernisse des Regierens“ (Grande, 2012, p. 
570) reagiert.  
 
Liberaler Typ - USA 
Der liberale Typus hingegen ist charakteristisch für das Fallbeispiel USA. In diesem 
Fall spielt sich innovationspolitisches Handeln nicht unter dem Dach einer nationalen 
Strategie ab. Auch wenn mit Obamas National Innovation Strategy bereits ein solcher 
Ansatz erprobt wurde, so lässt sich daraus keine dominierende, treibende Rolle politi-
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scher Stakeholder ableiten. Vielmehr sind diese – ebenso wie weitere Akteure – ledig-
lich ein Teil des Innovationssystems ohne klare Kompetenzzuordnung. Wenn die Po-
litik im Rahmen ihrer Kompetenz und innovationspolitischen Verantwortung agiert, 
dann, indem sie auf ökonomische Instrumente zurückgreift, um finanzielle Anreize zu 
schaffen. Damit liegt zwar das gleiche Instrument wie im Fallbeispiel Deutschland 
vor, jedoch wird es anders genutzt. Die in den USA steuerlichen Anreize und Vergüns-
tigungen fehlen in Deutschland im Kontext der Innovationsförderung. Dies alles ge-
schieht im Rahmen eines gemischten Governance-Modells, was ebenfalls eine Mi-
schung aus dem ausführlich dargestellten Top-down- sowie Bottom-up-Ansatz dar-
stellt.  
 
Es sollte festgehalten werden, dass diese Charakterisierung entsprechend der herange-
zogenen Typologie auf den für die vorliegende Arbeit erhobenen empirischen Daten 
aus der Desk Research und den Experteninterviews basiert. Folglich baut die Typisie-
rung auf der aktuellen Innovationspolitik der untersuchten Länder auf. Bei langfristig 
gültigen Schlussfolgerungen muss darauf hingewiesen werden, dass es sich bei Inno-
vationspolitik um ein sich schnell wandelndes Feld handelt, was aufgrund veränderter 
Rahmenbedingungen wie politische Verteilung in der Regierung und weitere globale 
Herausforderungen volatil sein kann. Die empirischen Daten und die daraus abgelei-
teten qualitativ aussagekräftigen Erkenntnisse beziehen sich daher auf den Status quo.  
 
Fazit 
Welche Erkenntnisse lassen sich aus der vergleichenden Analyse hinsichtlich der Aus-
gestaltung von Innovationspolitik in Deutschland und USA ziehen? Ziel war es, die 
unterschiedliche Ausgestaltung von Innovationspolitik in Deutschland und den USA 
im Rahmen einer Typologie, die hierfür erarbeitet wurde, zu analysieren. Die empiri-
schen Daten sollten durch eine systematische Beschreibung länderspezifischer Typen 
Aufschluss darüber geben, ob und durch welche Merkmale sich die Länder in der in-
novationspolitischen Ausgestaltung unterscheiden. Im nachfolgenden Schritt wurden 
die Länder vor dem Hintergrund der gewonnenen Erkenntnisse den Typen der natio-
nalen Ausgestaltungsformen zugeordnet. Aus dem Vergleich und der Einordnung in 
die Typologie ergibt sich, dass beide Länder jeweils unterschiedlichen Typen innova-
tionspolitischer Ausgestaltung zuzuordnen sind.  
 
5. Empirische Erkenntnisse: Deutschland und USA im Vergleich 
 
 170 
Deutlich wurde, dass beide Länder mit ihrem innovationspolitischen Vorgehen das 
gleiche Ziel verfolgen, nämlich Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit auf internati-
onaler Ebene. Dafür wird sowohl in Deutschland als auch in den USA auf finanzielle 
Ressourcen zurückgegriffen. Dennoch war ein wesentlicher Unterschied in der Rolle 
staatlicher Akteure und deren Auswirkungen auf das konkrete innovationspolitische 
Vorgehen erkennbar. Während Deutschland hier auf eine umfassende und ressortüber-
greifende Strategie setzt, beruft sich die US-amerikanische Innovationspolitik über-
wiegend auf die beiden großen Ziele der nationalen Sicherheit und des Wohlstandes.  
 
Ein weiterer zentraler Erkenntnisgewinn ergibt sich mit Blick auf den Governance-
Ansatz. Der zuvor dargestellte Ansatz kann die in den empirischen Daten erhobenen 
Aspekte mit Blick auf Akteurskonstellationen, Interaktionsformen und Handlungsko-
ordination vor dem Hintergrund der Governance-Perspektive beschreiben. Vor diesem 
Hintergrund wurden die empirischen Daten und deren Einordnung in innovationspoli-
tischen Typen auch im Kontext von Governance aufgegriffen. In diesem Zusammen-
hang stellt sich die Frage, ob nicht vielmehr von Innovations-Governance zu sprechen 











Die Zielsetzung der Arbeit bestand darin, durch eine vergleichende Analyse länder-
spezifischer Ausgestaltungen von Innovationspolitik die zentrale Forschungsfrage 
nach der unterschiedlichen Art der Innovationspolitik in den einzelnen Ländern zu be-
antworten. Im Fokus stand dabei die Kategorisierung innovationspolitischer Typen.  
Die innovationspolitische Ausgestaltung wurde über drei zentrale Merkmale, Akteure, 
Instrumente sowie Governance-Modelle, operationalisiert. Vor diesem Hintergrund 
beschäftigte sich die Untersuchung mit den strukturellen Gestaltungsrahmen der deut-
schen und US-amerikanischen Innovationspolitik. Dabei verfolgte sie keineswegs eine 
allumfassende Darstellung der jeweiligen nationalen Strategien, sondern fokussierte 
vielmehr auf die divergenten Ausgestaltungen, die es galt, vor dem Hintergrund der 
aufgeworfenen Leitfragen zu überprüfen. Mithilfe eines qualitativ-vergleichenden 
Forschungsdesigns wurde Aufschluss geboten über die nationale Ausgestaltung der 
Innovationspolitik in Deutschland und den USA und über divergierendes Vorgehen 
mit Blick auf beteiligte Akteure, Instrumente und Governance-Modelle, was schließ-
lich in einer eigens dafür erstellten Typologie resultierte.   
 
Im Rahmen des qualitativen Forschungsdesigns wurde ein zweistufiges Vorgehen um-
gesetzt. In einer ersten Studie (Desk Research) wurden Primärdaten zusammengefasst, 
die sich aus der Durchsicht des innovationspolitischen Geschehens in Deutschland und 
den USA herauskristallisierten. Daraus ergaben sich Kriterien, die als Basis für die 
Leitfragen der Experteninterviews dienten. Die Interviews stellten den zweiten und 
zentralen Vorgang des methodischen Vorgehens dar. Die Gespräche mit deutschen 
und US-amerikanischen Experten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft ergaben 
bedeutende Erkenntnisse hinsichtlich der innovationspolitischen Ausgestaltung in bei-
den Staaten. Zentral waren dabei die divergierenden Rollen und Zuständigkeiten der 
Akteure in Deutschland und den USA sowie der damit einhergehende Governance-
Aspekt politischer Steuerung, ebenso wie das Zusammenwirken privater und staatli-
cher Akteure sowie die sich daraus ergebende Steuerungs- und Koordinierungsfunk-
tion. Die Datenauswertung erfolgte mittels einer qualitativen Inhaltsanalyse. Um die 
empirischen Daten für die vergleichende Analyse aufzubereiten, wurde für die vorlie-




erarbeitet. Durch Kombinationen der einzelnen Merkmale (Akteur, Instrument, 
Governance-Modell) und der jeweiligen Ausprägungen wurde ein Merkmalsraum her-
geleitet. Es ergaben sich sieben mögliche Typen innovationspolitischer Ausgestaltung, 
die sich in der Kombination der drei Merkmale und ihrer jeweiligen Ausprägungen 
unterscheiden und denen die empirisch untersuchten Fälle zugeordnet werden konn-
ten. Damit stellt die Typologie einen zentralen Aspekt der vergleichenden Analyse dar. 
Ableitend aus der Typologie zeigen die Ergebnisse der Arbeit folgendes: obwohl Un-
terschiede in der Ausgestaltung gegeben sind, treffen diese jedoch auf weniger Merk-
male zu als initial angenommen. Dabei lässt sich feststellen, dass sich der wesent-
lichste Unterschied in der Rolle und Funktion staatlicher Akteure zeigt. Während 
Deutschland dem etatistischen Innovationstypus folgt, können die USA dem liberalen 
Innovationstyp zugeordnet werden. 
 
Um die der Arbeit zugrunde liegende Forschungsfrage samt der Leitfragen beantwor-
ten zu können, wurden die empirisch erhobenen Daten aus der ersten Studie sowie aus 
den Experteninterviews vor dem Hintergrund der jeweiligen nationalen Marktwirt-
schaft und der innovationspolitischen Akteure, Instrumente und Governance-Modelle 
analysiert. Die Ergebnisse zeigen deutlich, dass alle drei Leitfragen beantwortet wer-
den können: Erstens wurde deutlich, welche Akteure maßgeblich an der Gestaltung 
des innovationspolitischen Vorgehens beteiligt sind. Zweitens konnten die zentralen 
Instrumente identifiziert sowie die Bedeutung des Governance-Modells im Rahmen 
der Ausgestaltung von Innovationspolitik ebenso wie die damit einhergehenden län-
derspezifischen Unterschiede erörtert werden. Im Folgenden wird nun eine Beantwor-
tung der Leitfragen vorgenommen.  
 
Die erste Frage bezieht sich auf die innovationspolitischen Akteure. Aus den empiri-
schen Daten zeigte sich hier deutlich, dass Akteure verschiedener Bereiche – von Po-
litik, über Wissenschaft, bis hin zur Wirtschaft – mit ihrer Beteiligung im Rahmen des 
Innovationssystems Einfluss auf die Ausgestaltung von Innovationspolitik nehmen. 
Deutlich wird, dass staatliche Akteure die innovationspolitische Ausgestaltung in 
Deutschland dominieren und steuern, während in den USA nicht staatliche Akteure 





Betrachtet man die beteiligten Akteure, so zeigt sich eine überwiegende Übereinstim-
mung im Allgemeinen für beide untersuchten Länder. Dies bedeutet, dass sowohl po-
litische und wirtschaftliche als auch wissenschaftliche und weitere Akteure an der 
Ausgestaltung von Innovationspolitik in beiden Ländern mitwirken, jedoch in unter-
schiedlichem Ausmaß. Dies unterstreicht auch die Darstellung des NIS-Ansatzes, der 
dieses Netzwerk an Institutionen in Politik und Wirtschaft beschreibt, die gemeinsam 
das Ziel verfolgen, Innovationen zu initiieren und zu fördern.  
 
In Deutschland sind zwei Ministerien die zentralen Vertreter in der Steuerung natio-
naler Innovationspolitik. Zum einen handelt es sich um das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung, das federführend die umfassende Koordinierung der High-
tech-Strategie ressortübergreifend verantwortet, und zum andern um das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie. Die Forschungs- und innovationspolitischen 
Maßnahmen des BMWi sind ebenfalls Teil der neuen Hightech-Strategie, die alle For-
schungs-, Technologie- und Innovationsmaßnahmen der Bundesregierung umfasst. 
Ziel ist vor allem die Stärkung der Innovationskraft mittelständischer Unternehmen 
und Gründer. Auch der Transfer aus der Forschung in die freie Wirtschaft fällt in die-
sen Verantwortungs- und Kompetenzbereich. Hierbei fördert das BMWi spezifische 
Forschungs- und Technologievorhaben der Unternehmen, meist in Kooperation mit 
Forschungseinrichtungen. Dies zeigt die Bedeutung der Kooperation der Akteure un-
tereinander. Darüber hinaus treibt das BMWi mit dieser Rolle die weitere Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für Forschung und Innovation in verschiedenen Tech-
nologiebereichen voran. Ein weiteres Beispiel für die steuernde Funktion politischer 
Akteure ist die Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen, die im Sommer 2018 
im Kabinett der Bundesregierung beschlossen wurde. Diese zielt darauf ab, zukunfts-
weisende Innovationen deutscher Forschungseinrichtungen sowie Unternehmen zu 
fördern, und deutet auf die dominierende Rolle der Politik hin. Es zeigte sich also, dass 
entscheidende Impulse in der deutschen Innovationspolitik von staatlicher Seite initi-
iert und vorangetrieben werden. Auch die übereinstimmenden Meinungen der Exper-
ten im Rahmen der Interviews verdeutlichten die dominierende Rolle staatlicher Ak-
teure innerhalb der deutschen Innovationspolitik. Betrachtet man diese Erkenntnisse 
unter dem Aspekt Government versus Governance, so ließe sich zusammenfassen, 
dass diese hier dem klassischen Verständnis politischer Steuerung entsprechen und vor 




sich jedoch der Rückgang staatlicher Handlungskapazität und eine klare Tendenz zum 
Handeln im Netzwerk. Denn obgleich dem Staat auch im Falle zunehmender koope-
rativer Netzwerke eine Art Führungs- und Steuerungsfunktion zugeschrieben wird, die 
sich auf die Bereiche Orientierung, Organisation und Vermittlung bezieht, impliziert 
diese Entwicklung trotzdem die Schwächung des Staates. Ein Beispiel für die Zusam-
menarbeit der verschiedenen involvierten Akteure zeigt sich im Rahmen des Hightech-
Forums. Das Forum, in dem Experten aus den drei zentralen Bereichen Wirtschaft, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft vertreten sind, begleitet die Weiterentwicklung 
und Implementierung der Hightech-Strategie sowohl strategisch als auch thematisch.  
 
Betrachtet man das Fallbeispiel USA, so bestätigt sich, dass private Akteure im Fokus 
der innovationspolitischen Ausgestaltung stehen. Die Erkenntnis, dass der private Sek-
tor in den USA über wesentlich mehr finanzielle Ressourcen verfügt und diese für das 
nationale innovationspolitische Geschehen ausgeben kann, führt zu einer deutlich ge-
ringeren Abhängigkeit von staatlichen Akteuren. In diesem Zusammenhang zeigt sich 
auch, dass Investoren sowie Risikokapitalanleger eine wichtige Funktion wahrneh-
men. Die Eigenständigkeit der wirtschaftlichen Akteure mit Blick auf die Förderung 
und Entwicklung zeigt sich vor allem in Regionen wie dem Silicon Valley und anderen 
florierenden Regionen in den USA. Darüber hinaus ergaben sich im Rahmen der In-
terviews zwei weitere interessante Erkenntnisse. Zum einen, so die Experten, sollten 
sich staatliche Akteure lediglich auf die Koordinierung zwischen den verschiedenen 
Ebenen fokussieren und nicht aktiv in das innovationspolitische Geschehen eingreifen. 
Zum anderen wurde deutlich und zeigte sich vor allem im Gegensatz zu Deutschland 
auffällig, dass in den Gesprächen keine konkreten innovationspolitischen Institutionen 
aufgezählt oder genannt wurden. Auf die Frage, welche politischen Institutionen an 
der Gestaltung beteiligt sind, wurde oberflächlich auf das Office of Science and Tech-
nology Policy verwiesen, das federführend für innovationspolitische Maßnahmen oder 
deren Steuerung zuständig ist. Den Experten zufolge steht das OSTP jedoch ohne jeg-
liche Kompetenz und Verantwortung da. Setzt man diese empirischen  Erkenntnisse 
in den Governance-Kontext, so kristallisiert sich an diesem Punkt heraus, dass politi-
sche Steuerung kaum eine Rolle spielt und vielmehr ein starker Netzwerkcharakter 





Innerhalb eines nationalen Innovationssystems geht es jedoch nicht nur um verschie-
dene Akteure, die an der Gestaltung mitwirken, sondern auch um das Werkzeug, auf 
das sie zugreifen. So fokussierte die zweite Leitfrage innovationspolitische Instru-
mente: Die Analyse der vorliegenden Arbeit zeigt deutlich, dass  Instrumente als die 
Art und Weise wirken, wie Maßnahmen zur Ausgestaltung von Innovationspolitik um-
gesetzt werden sollen. Sie nehmen damit eine bedeutende Funktion ein. Hervorzuhe-
ben ist dabei, dass sich die Wahl der Instrumente in Deutschland und den USA unter-
scheidet.  
 
Aufgrund der aktiven Funktion staatlicher Akteure sowie der koordinierten Marktwirt-
schaft wurde angenommen, dass Deutschland im Rahmen innovationspolitischer Aus-
gestaltung überwiegend auf regulatorische Instrumente zugreift. Dies konnte jedoch 
weder durch die Primärdaten noch durch die Experteninterviews bestätigt werden. 
Grundsätzlich muss hierbei angemerkt werden, dass regulatorische Instrumente gemäß 
der Definition von Vedung (Vedung, 2010) verpflichtende Gesetze und Richtlinien 
umfassen. Allerdings ergeben die empirischen Daten keinerlei bindende Regularien 
im Kontext innovationspolitischer Maßnahmen. Vielmehr entsprechen die existieren-
den innovationsfördernden Maßnahmen ökonomischen und teilweise informativen In-
strumenten. Das bedeutet, es werden finanziellen Anreize gesetzt, um Innovationen 
und Innovationsfähigkeit voranzutreiben und zu fördern. Hierfür gibt es verschiedene 
Förderprogramme, die themenspezifisch gegliedert sind, letztlich aber unter dem Dach 
der Hightech-Strategie zusammengefasst werden.  
 
Aus den Daten geht hervor, dass regulatorische Instrumente eher hemmend wirken. 
Denn die regulatorischen Rahmenbedingungen für beispielsweise die Gründung von 
Start-ups oder die Entwicklung sowie Umsetzung von Ideen gestalten derzeit keinen 
innovationsfreundlichen und unbürokratischen Rahmen. Hier zeigten die Expertenin-
terviews einen plausiblen Wunsch nach einfacheren Rahmenbedingungen und weniger 
regulatorischen Hürden. Die Forderungen weisen damit eine klare Tendenz in Rich-
tung innovationsfreundlicherem Umfeld auf und betonen, dass beim Abbau regulato-
rischer Themen konkreter Handlungsbedarf besteht.  
 
Bereits im Rahmen der ersten Studie dieser Untersuchung wurde angenommen, dass 




bedeutend sind. Dies konnte in der empirischen Analyse der Experteninterviews defi-
nitiv bestätigt werden. Zum einen zeigt sich dies in den hohen Ausgaben politischer 
Akteure in Forschung und Entwicklung, zum anderen macht sich das jedoch auch – 
und das belegten die Interviews nahezu überwiegend – in einem starken privaten Sek-
tor und dem ausgeprägt vorhandenen Wagniskapital bemerkbar. Vor allem die Exper-
ten aus den USA betonten, dass sich die Unternehmen als Geldgeber für die Innovati-
onsfähigkeit sehen und in eigene und andere innovative Ideen investieren, ohne von 
anderen, beispielsweise staatlichen Akteuren, abhängig zu sein.  
 
Ein dritte Frage hinsichtlich des Governance-Modells lag der Fragestellung nach der 
Ausgestaltung von Innovationspolitik zugrunde. Infolgedessen fokussierte die Ana-
lyse die empirischen Daten auch im Hinblick auf das Governance-Modell, auf den 
Rahmen, innerhalb dessen Akteure Innovationspolitik gestalten, umsetzen und durch-
setzen, und darauf, wie dieser die Ausgestaltung beeinflusst.  
 
Für das Fallbeispiel Deutschland lag die Annahme zugrunde, dass Innovationspolitik 
einem Top-down-Governance-Modell folgt. Dies ist vor allem auf die nationale High-
tech-Strategie der Bundesregierung zurückzuführen, die als der Rahmen deutscher In-
novationspolitik gilt. Damit entspricht diese im klassischen Sinne der zentralisierten 
Top-down-Ausprägung des Governance-Modells, in der konkrete Ziele und Zielvor-
stellungen gesetzt sowie Handlungsfelder in nationalen Plänen und Strategien forma-
lisiert werden. Dies ergänzt sich mit der zentralen Bedeutung staatlicher Akteure, von 
denen die Top-down-Strategien formuliert werden. Auch wenn dies empirisch so be-
stätigt werden konnte, zeigten sich weitere Erkenntnisse dahingehend, dass in 
Deutschland nicht nur nach dem Top-down-Ansatz agiert wird, sondern vielmehr auch 
teilweise bottom-up gehandelt wird. Ein Beispiel sind die innovationspolitischen Pa-
kete, die den jeweiligen Empfängern deutlich mehr Flexibilität bieten. Hinzuweisen 
ist auch auf die Agentur zur Förderung von Sprunginnovationen, die auf Forschungs-
ideen abzielt, die mit Sprunginnovationspotential konkrete, aus Sicht der Gesellschaft 
relevante Probleme lösen. Daher zeigt das Beispiel deutscher Innovationspolitik, dass 
die Art und Weise, wie nationale Pläne oder Initiativen konzipiert und umgesetzt wer-
den, zwischen top-down und bottom-up variieren kann. Ferner wird verdeutlicht, dass 
eine zentrale Funktion staatlicher Akteure, wie sie im vorliegenden Fall gegeben ist, 




wenn eine Tendenz zu top-down gegeben ist, folgt die deutsche Innovationspolitik 
dem gemischten Modell.  
 
In Bezug auf die Innovationspolitik der USA und das damit einhergehende Gover-
nance-Modell wurde angenommen, dass die USA ein dezentrales initiativenbasiertes 
Bottom-up-Modell führen und sich auf mehrere Aktionen und Programme, die jeweils 
auf eine bestimmte Komponente der Wettbewerbsstärke des Landes abzielen, verlas-
sen. Hinzu kommt, dass aus den empirischen Daten hervorgeht, dass die Bundesstaa-
ten eigene Innovationspolitiken betreiben, was einen dezentralen Ansatz bestätigt. Vor 
diesem Hintergrund ist die generelle Annahme zu bestätigen. Dennoch ergeben die 
empirischen Erkenntnisse, dass auch die USA ansatzweise nach dem Top-down-Mo-
dell agieren. Letztlich ist die Bundesregierung diejenige, die das Ziel vorgibt und auch 
immer wieder einen Versuch einer nationalen Strategie ansetzt. Dies zeigt sich bei-
spielsweise in der nationalen Innovationsstrategie der Regierung Obama oder in dem 
von der Regierung Trump gegründeten Office of American Innovation. Daher kann 
die USA einem gemischten, mehrschichtigen Modell zugeteilt werden, jedoch mit kla-
rer Tendenz zum Bottom-up-Ansatz.  
 
Auf Grundlage der erhobenen empirischen Daten wird deutlich: Sowohl Deutschland 
als auch die USA agieren im innovationspolitischen Kontext nach einem gemischten 
Governance Modell und zeigen sowohl Top-down- als auch Bottom-up-Ausprägun-
gen. Aus den Antworten auf die zu Beginn der Arbeit aufgeworfenen Leitfragen geht 
folgende zentrale Erkenntnis hervor: Trotz auf den ersten Blick offensichtlicher unter-
schiedlicher Vorgehensweisen und Strategien in der Erreichung des Ziels können in 
divergierenden Marktwirtschaftstypen nicht nur Unterschiede, sondern auch Gemein-
samkeiten in der innovationspolitischen Ausgestaltung gegeben sein.  
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich Deutschland und USA hin-
sichtlich der Instrumente und Governance-Modelle gleichen, während sie sich bei den 
Akteuren unterscheiden.  
 
Die Kombination verschiedener Merkmale führt zu unterschiedlichen Typen innova-




sierend auf den empirischen Daten sowie dem zuvor dargestellten Vergleich, zugeord-
net werden (siehe Abbildung 33). Deutschland wird für seine innovationspolitische 
Ausgestaltung dem etatistischen Typ zugeordnet, in dem der Staat als dominierender 
Akteur funktioniert. Im Gegensatz dazu charakterisiert die Untersuchung die USA als 
einen liberalen Typus hinsichtlich der Ausgestaltung von Innovationspolitik.  
 
Da das Akteursmerkmal der Typologie den entscheidenden Unterschied in der inno-
vationspolitischen Ausgestaltung der Vergleichsländer darstellt, sind die innovations-
politischen Typen in Anlehnung an eben dieses Merkmal benannt worden. Darüber 
hinaus ist anzumerken, dass der Merkmalsraum bereits aufgezeigt hat, dass mehrere 
verschiedene Typen innovationspolitischer Ausgestaltung möglich sind. In der Unter-
suchung wurden zwei dieser Ausgestaltungen – etatistisch und liberal – empirisch be-
legt und nachgewiesen. Dies bedeutet selbstverständlich nicht, dass nur diese beiden 
Typen existieren.  
 
Nachfolgend werden die Gemeinsamkeiten sowie der zentrale Unterschied kurz abge-
bildet, denn diese Ergebnisse haben wichtige Auswirkungen: Sie zeigen, dass sich die 
innovationspolitische Ausgestaltung in Deutschland und den USA wesentlich in der 
Rolle staatlicher Akteure, einem sehr zentralen Punkt, unterscheidet. Damit weist die 
Untersuchung darauf hin, dass das maßgebliche Unterscheidungsmerkmal im Kontext 
nationaler Ausgestaltung von Innovationspolitik die Akteure darstellen, allen voran 
die Tragweite der Rolle des Staats als Koordinator und Geldgeber von Innovationen 
und damit von Innovationspolitik. Dennoch zeigt sich, dass das Argument, dass Un-
terschiede in der Ausgestaltung von Innovationspolitik gegeben sind, valide ist. Be-
trachtet man das Agieren innovationspolitischer Akteure, allen voran staatlicher, so 
zeigt sich ein prägnanter und weitreichender Unterschied zwischen beiden untersuch-
ten Ländern. Auch mit Blick auf Governance lässt sich gut argumentieren, dass die 
Akteure als zentrales Unterscheidungsmerkmal festzuhalten sind (Börzel, 2006).  
 
Die aktive Beteiligung staatlicher Akteure und staatliches Eingreifen in die Innovati-
onspolitik werden in Deutschland quasi vorausgesetzt, womit diesen eine klare domi-
nierende Rolle zuzuschreiben ist. In den USA hingegen übernehmen vor allem die 




Innovationsfähigkeit. Auch weitere, feinere Unterschiede, wie beispielsweise der Um-
gang mit inländischem Wagniskapital sowie regulatorische Rahmenbedingungen 
konnten aufgezeigt werden.  
 
Sowohl Deutschland als auch die USA greifen hinsichtlich ihrer Innovationspolitik auf 
ökonomische Instrumente zurück, d. h. finanzieller Förderung und Anreize, um die 
Innovationsfähigkeit voranzutreiben und innovationspolitische Maßnahmen umzuset-
zen. Jedoch ist hier anzumerken, dass die Quellen der jeweiligen finanziellen Mittel 
divergieren. Gleiches gilt für das Governance-Modell, das sowohl in der deutschen als 
auch in der US-amerikanischen Innovationspolitik die Herangehensweisen Bottom-up 
und Top-down vermischt und sich beider bedient. Eine Erklärung hierfür kann der 
Varieties-of-Capitalism-Ansatz nicht direkt bieten, vielmehr zeigt der Ansatz nationa-
ler Innovationssysteme bereits Ähnlichkeiten in beiden Innovationssystemen hinsicht-
lich der Instrumente und Governance-Modelle.  
 
Darüber hinaus zeigt das Ergebnis, dass der Varieties-of-Capitalism-Ansatz für den 
ausgewählten Untersuchungsgegenstand zwar Indikatoren zur Begründung der Unter-
schiede in der innovationspolitischen Ausgestaltung in Deutschland und USA beisteu-
ern kann, für eine allumfassende Erklärung jedoch dessen Wirkungskreis nicht ausrei-
chend ist. Anzuerkennen ist dennoch, dass der VoC-Ansatz Aussagen über institutio-
nelle Begründung der Innovationsfähigkeit unterschiedlicher Marktwirtschaften tref-
fen kann. Vor diesem Hintergrund kommt den entwickelten Typologien innovations-
politischer Ausgestaltung eine zentrale Bedeutung zu. Diese identifiziert, basierend 
auf den drei Merkmalen und ihren Ausprägungen sowie den empirischen Daten, den 
zentralen Unterschied der beiden Innovationspolitiken und führt letztlich zur Unter-
scheidung zwischen dem etatistischen und dem liberalen Typ. 
 
6.2. Implikationen und Ausblick 
Letztlich lassen sich aus den Ergebnissen der Analyse theoretische und empirische 
Implikationen für die innovationspolitische Forschung benennen, die im Folgenden 
erläutert werden. Allen voran zeigt sich, dass die theoretischen Rahmenbedingungen 
Implikationen für weitere innovationspolitische Forschung zulassen, da beide Ansätze 
keine allumfassenden Erklärungsansätze darstellen können und Schwächen hinsicht-




institutionelle Landschaft die Innovationsfähigkeit von Unternehmen (Hall & Soskice, 
2001b). Somit betrachten sie diese als Hauptakteure im System. In ihrer Analyse kon-
zentrieren sie sich dabei auf fünf Bereiche, in denen Unternehmen Beziehungen etab-
lieren müssen, um Koordinierungsprobleme zu lösen. Aus den empirischen Ergebnis-
sen geht jedoch vor allem für das Fallbeispiel Deutschland hervor, dass politische Ak-
teure eine dominierende Rolle einnehmen. Die Erklärungsvariablen aus dem VoC-An-
satz reichen hierfür nicht aus, da die Rolle der Regierungen lediglich nur leicht ange-
tastet wird.  
 
Deshalb wäre es erforderlich, auf einen anderen oder weiteren Ansatz zurückzugrei-
fen, der politische Akteure mehr in den Vordergrund stellt und betrachtet. Beispielhaft 
könnte der Ansatz von Taylor sein. Taylor zeigt, dass Politik die treibende Kraft ist, 
die bestimmt, wie Instrumente der Institutionen und der Policies genutzt werden 
(Taylor, 2016). Darüber hinaus bringt er aktuelle politische und wirtschaftliche Er-
kenntnisse zusammen, wie und warum Staaten führend in Technologiepolitik werden. 
Unter anderem geht Taylor hierbei der Frage nach, ob Technologie auf die Politik an-
gewiesen ist. Somit könnte dieser Ansatz einen passenden Rahmen für eine verglei-
chende Analyse der Innovationspolitik bieten. Basierend auf diesem Ansatz könnte 
auch eine Kausalität zwischen nationalen Kapitalismussystemen und Regierungspoli-
cies im Kontext mit Innovationen aufgezeigt werden. 
 
Der zweite dieser Arbeit zugrunde liegende Ansatz nationaler Innovationssysteme 
stellt Innovationsprozesse in den Mittelpunkt und nimmt eine ganzheitliche sowie in-
terdisziplinäre Perspektive ein (Edquist, 2004, p. 485). Diese systemischen Ansätze 
können auch Unterschiede zwischen den Systemen gut beleuchten und vergleichen, 
sowie die zentrale Rolle der Institutionen stärker fokussieren. Dennoch handelt es sich 
dabei lediglich um konzeptionelle Rahmen und nicht um formale Theorien (Edquist, 
2004, p. 485), die an konkreten Beispielen überprüft werden können. Vor diesem Hin-
tergrund kann auch dieser Ansatz lediglich den Rahmen der Arbeit spannen, jedoch 
keine erklärende Unterstützung darstellen. Eine Theorie aus der Innovationsforschung, 
die als Erklärung institutioneller Einflüsse, Unterschiede oder Vergleiche herangezo-





Der hier in der Arbeit bereits thematisierte und angewandte Governance-Ansatz stellt 
für die Forschung weiterhin einen passenden Rahmen dar. Denn es wird deutlich, dass 
bisherige hierarchische Government-Strukturen mit Regierungen und Staat als domi-
nierenden Akteuren zunehmend an Bedeutung verlieren, wie das Beispiel der USA 
zeigt. Oder, dass eine Aufgabenaufteilung zwischen den Akteuren erfolgt, wie das 
Beispiel Deutschland verdeutlicht. Dies geschieht je nach Handlungseben und Politik-
bereich mit unterschiedlicher Geschwindigkeit und mit unterschiedlichem Ausmaß. 
An dieser Stelle wird all das jedoch durch Governance ersetzt, was sich in Koordina-
tions- und Verhandlungsprozessen oder -strukturen verschiedener Netzwerke zeigt. 
Die Partizipation erfolgt zusätzlich zu staatlichen Akteuren auch immer mehr durch 
private und wissenschaftliche Akteure.  
 
Die Ergebnisse dieser Untersuchung können für weitere hochindustrialisierte Staaten 
nur eingeschränkt verallgemeinert werden. Es ist daher entscheidend, die Prämisse der 
Unterschiedlichkeit und der Fallspezifität zu betonen, wenn der Versuch einer analy-
tischen Generalisierung unternommen werden soll. Die vergleichende Analyse der In-
novationspolitik in Deutschland und den USA anhand des vorgestellten theoretischen 
Rahmens kann jedoch ein erster bedeutender Schritt sein, um ein verbessertes Modell 
mit einem größeren Geltungsanspruch zu entwickeln.  
 
Was kann aus den vorliegenden Ausführungen empirisch für die deutsche und US-
amerikanische Innovationspolitik sowie für die praktische Innovationsforschung ab-
geleitet werden. Die Fallbeispiele zeigen und bestätigen, dass beiden Ländern das glei-
che große Ziel der nationalen Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit zugrunde liegt 
und Innovationen sowie Innovationspolitik eine bedeutende Funktion wahrnehmen. 
Es handelt sich um einen globalen Wettbewerb, der bereits vor langer Zeit begonnen 
hat und auch weiterhin bestehen wird. Die US-amerikanischen Gesprächspartner sind 
sich einig, dass die USA mit ihrer Innovationsfähigkeit in Zukunft im internationalen 
Kontext bestehen und ihre Spitzenpositionen beibehalten wird. Doch auch die Exper-
ten aus Deutschland sehen die Zukunft des Landes und die damit einhergehenden Be-
mühungen klar im Beibehalten bzw. weiterhin im Erreichen der Marktführerposition. 
Die Frage dabei ist, ob Deutschland und die USA auch künftig auf dieselbe Art und 




gen zu rechnen ist. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage nach der zukünfti-
gen Gestaltung nationaler Innovationspolitiken. Wie werden sich diese mit Blick auf 
die aktuellen und künftigen Herausforderungen, vor allem vor dem Hintergrund der 
politikwissenschaftlichen Globalisierungsdiskussion, der Klimadebatte und weiteren 
gesellschaftsrelevanten Themen entwickeln? Ist hier mit einer Angleichung der Inno-
vationspolitiken zu rechnen oder werden diese weiterhin divergierende Ansätze, vor 
allem hinsichtlich staatlichen Handelns, anstreben?  
 
Um Innovationspolitik und das damit einhergehende innovationspolitische Verhalten 
von Staaten gerade in Zeiten der international zunehmenden Bedeutung der Wettbe-
werbs- und Innovationsfähigkeit zwischen den hochindustrialisierten Staaten und dem 
Voranschreiten der Digitalisierung und neuen Technologien verstehen zu können, ist 
es unabdingbar, die Ausgestaltung und das innovationspolitische Handeln weiter zu 
fokussieren und zu erforschen.  
 
Insgesamt lässt sich daran die Frage anknüpfen, ob und inwiefern die Varieties-of-
Capitalism-Kategorisierung auch für weitere Länder und deren innovationspolitische 
Ausgestaltung gültig ist. Vor diesem Hintergrund ergeben sich Fragen wie: Nach wel-
cher Art der innovationspolitischen Ausgestaltung agieren weitere Staaten wie bei-
spielsweise China, Staaten, die nicht der OECD angehören, und Schwellenländer? Ori-
entieren sich Länder, die erst mit Innovationspolitik beginnen, an Benchmarks der füh-
renden Nationen und wenn ja, an welchen? Darüber hinaus kann es zu weiteren Un-
terschieden oder Gemeinsamkeiten kommen, wenn spezifische Themenbereiche wie 
der Automobil- oder Pharmasektor aus internationaler Perspektive betrachtet werden.  
 
In der vorliegenden Arbeit wurde die zentrale Bedeutung staatlicher Akteure sowohl 
durch eine aktive als auch passive Rolle deutlich. Aufgrund aktueller Herausforderun-
gen, die sich weiterhin verändern und möglicherweise zunehmen werden, wäre es dar-
über hinaus interessant zu untersuchen, ob und wie sich die Rolle des Staates innerhalb 
der Innovationspolitik künftig verändert und damit die Innovationspolitik an sich. 
Welches Modell – etatistisch, liberal oder ein anderes – wird sich künftig durchsetzen? 
Wird eine Transformation innovationspolitischer Ausgestaltung stattfinden und wenn 





Weitere Forschung könnte auch der Frage nachgehen, inwieweit die Governance-Per-
spektive im innovationspolitischen Kontext sich weiterentwickeln wird. Entsteht ver-
mehrt Governance oder erfolgt aufgrund von gegebenen und möglichen Nachteilen 
wie Transparenzmangel wieder ein Wandel zurück zum souveränen Staat? Auch un-
tersucht werden könnten künftig das Ausmaß und weitere Formen der Verlagerung 
von Staatsaufgaben auf nicht staatliche Akteure, nicht nur in Deutschland, sondern auf 
europäischer und internationaler Ebene, mit Blick auf Multilevel-Governance. Ein Fo-
kus könnte sein, sich konkret mit einzelnen Rollen der Akteure und Institutionen aus-
einanderzusetzen, aber auch mit deren Effektivität und Legitimität. Diese und weitere 
Fragen lassen sich selbstverständlich für innovationspolitische, aber auch für weitere 
Politikfelder betrachten. Zusätzliche Anknüpfungspunkte für perspektivische Ausei-
nandersetzungen und Analysen der Innovationspolitik und -forschung ergeben sich 
aus dem Zusammenhang dieser Untersuchung. Die Brisanz der Thematik dürfte wei-
terhin langfristig gegeben sein, denn Innovationspolitik stellt sowohl theoretisch als 
auch empirisch ein interessantes Forschungsfeld dar, das weltweit zunehmend an Be-
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Leitfaden für Experteninterviews  
Nachfolgend sind die Fragen des Interviewleitfadens aufgeführt, die in der zweiten Studie der 
vorliegenden Arbeit Anwendung fanden.  
1. Wie definieren Sie Ihre Funktion & Ihr Aufgabenbereich? 
2. Welche Bedeutung haben Ihrer Meinung nach Innovationen in D/USA?  
3. Welche Rolle spielen Innovationen für die Politik/Wirtschaft/Wissenschaft/Gesellschaft? 
4. Welche Art von Innovationen sind Ihrer Meinung nach typisch für D bzw. die USA und 
worauf ist dies zurückzuführen? 
5. Wie definieren Sie (in Ihrer Tätigkeit) Innovationspolitik?  
6. Was ist Ihrer Meinung nach das Ziel von Innovationspolitik?  
7. Wird dieses Ziel aktuell so umgesetzt/verfolgt? 
8. Wie wird dieses Ziel umgesetzt? 
9. Denken Sie, dass sich die derzeitige Politik von den bisherigen Innovationspolitik unter-
scheidet? Wenn ja, worin? 
10. Wenn sich Innovationspolitik verändert hat, warum und wie? 
11. Wie beurteilen Sie den Erfolg der Innovationspolitik in D/USA?  
12. Wer spielt in der Innovationspolitik eine Rolle, im Sinne der Akteure, d.h.  
wer ist involviert? 
13. Wer dominiert die Innovationspolitik in Deutschland/USA? 
14. Welcher Rolle nimmt der Staat ein? 
15. Welche Rolle nimmt die Wissenschaft ein? 
16. Welche Rolle nimmt die Wirtschaft ein? 
17. Wie wirken die Akteure aus Staat, Wissenschaft, Wirtschaft zusammen?  
Wie wird eine mögliche Zusammenarbeit-koordiniert? 
18. Wer ist treibende Kraft? Hat sich die Zusammenarbeit intensiviert? 
19. Welche Rolle nehmen Plattformen (Expertenkommission etc.) ein?  
Welche gibt es? Wer ist daran beteiligt? 
20. Was sind die wichtigsten Trends und Entwicklungen in der Innovationspolitik? 
21. Wie ist die deutsche/amerikanische Innovationspolitik im internationalen Kontext zu 
bewerten?  
22. Welche Perspektiven lassen sich für die deutsche/amerikanische Innovationspolitik 
aufzeigen?  
23. Welche innovationspolitischen Maßnahmen gibt es? 
24. Welche Maßnahmen verorten sie darunter? 
25. Was denken Sie über die Hightech Strategie, Expertenkommission etc.... 
26. Sind weitere Institutionen nötig? Innovationsministerium? Staatlich oder privatwirtschaft-
lich? 
27. Welche Institutionen sind maßgebend für nationale Innovationssysteme? 
28. Was sind Stärken/Schwächen? 
29. Wo steht das deutsche/amerikanische Innovationssystem im internationalen Vergleich?  











D1 Mitglied Aufsichtsrat Daimler AG Persönlich 
26.06.2018 
D2 VDI/VDE Innovation + Technik GmbH 
Bereich Gesellschaft und Innovation 
Telefonisch 
20.08.18 




D4 Mitglied des Deutschen Bundestages, Mitglied Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
und Ausschuss Digitale Agenda 
Telefonisch 
30.08.18 
D5 Projektleiter im Competence Center Politik und 




D6 Geschäftsstelle Innovationsdialog bei acatech Telefonisch 
02.08.18 
D7 Lab1886, Daimler AG Persönlich 
23.08.18 
D8 Mitglied des Deutschen Bundestages, Mitglied Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Persönlich 
25.07.18 




D10 Projektmanager Innovation, Daimler AG Persönlich 
23.07.18 
D11 Bereichsleitung Kommunikation, Daimler AG Persönlich 
19.07.18 
D12 Innovation Specialist Persönlich 
27.07.18 
D13 Manager Innovationlab und Strategie, Daimler AG Persönlich 
01.08.18 
D14 Projektleiter im Forschungsbereich Innovationsökonomik 
und Unternehmensdynamik des ZEW 
Telefonisch 
05.07.18 









US1 Information Technology and Innovation Foundation Telefonisch 
18.09.18 




US3 Arizona State University, School for the Future of 
Innovation in Society 
Telefonisch 
02.11.18 
US4 Senior director of policy for Information Technology 
Industry Council (ITI) 
Telefonisch 
17.10.18 
US5 Competence Center Neue Technologien am Fraunhofer-
Institut für System- und Innovationsforschung ISI (Inter-
view wurde nicht aufgezeichnet) 
Persönlich 
18.10.18 
US6 Forschungsgruppe Innovation, Society, Public Policy 
am Munich Center for Technology in Society 
Telefonisch 
30.10.18 
US7 Public Affairs Advisor U.S. Department of State,  
US Botschaft Berlin 
Telefonisch 
11.10.18 









Übersicht der Codes, anhand derer die einzelnen Experteninterviews kodiert wurden. 
 
Code Ausprägung 


















Zusammenarbeit Akteure  
  
Governance Model Top down 
 Bottom up 
 Mixed 












Typisch USA Regulatorisch 
 Risiko 
Erfolg Innovationspolitik  
Entwicklung Innovationspolitik  
 
